Regionalverband §
Bodensee-Oberschwaben

Planungsausschuss am 9. Oktober 2020

- O6ffentlich -

Vorlage zu TOP 2.2

Fortschreibung des Regionalplans Bodensee-Oberschwaben
Regionale Siedlungsstruktur - Kap. 2.2 bis 2.6

Behandlung der im Rahmen des Beteiligungsverfahrens nach § 10 Abs. 1 ROG (alt)
i.V.m. 8 12 Abs. 2 und 3 LpIG abgegebenen Stellungnahmen

- Empfehlungsbeschluss an die Verbandsversammlung

Beschlussvorschlag

(1) Der Planungsausschuss empfiehlt der Verbandsversammilung, die in der Sitzungsvorlage
dargestellten und in der Sitzung erlauterten Anderungen der Planséatze (Text und Karte) zu be-
schliel3en.

(2) Der Planungsausschuss beauftragt die Verbandsverwaltung, einen Uberarbeiteten Antrag
auf Zielabweichung von Plansatz 3.1.6 (Z) und 3.1.9 (Z) des Landesentwicklungsplans 2002 ge-
mal 8§ 24 LplG fur die Standorte Friedrichshafen (Hirschlatt), Ki3legg-Waltershofen (IKOWA),
Leutkirch i.A. (Riedlings) und Pfullendorf (Wattenreute) vorzubereiten.



1 Vorbemerkung

In der Sitzung des Planungsausschusses am 1. Juli 2020 wurden die Kapitel 2.1 Raumkatego-
rien und 2.7 Schwerpunkte fur Einzelhandelsgrof3projekte bereits behandelt. Alle Gbrigen Ka-
pitel zur Regionalen Siedlungsstruktur (Kap. 2.2 — 2.6) sind Gegenstand dieser Planungsaus-
schusssitzung.

Aufgrund der Vielzahl der Stellungnahmen werden in den nachfolgenden Ausfiihrungen nur die-
jenigen Anregungen schwerpunktmaRig behandelt, die zu einer Anderung des Regionalplan-
Anhorungsentwurfs geflihrt haben. Dabei werden die zentralen Inhalte der Stellungnahmen und
die Konsequenzen fur den Planentwurf dargestellt. Wesentliche dariiber hinausgehende Anre-
gungen werden in der Sitzung vorgetragen. Rickfragen zu allen eingegangenen Stellungnah-
men kénnen ebenfalls im Rahmen der Sitzung erdértert werden.

In den Abschnitten 2 bis 6 dieser Sitzungsvorlage werden zunachst die wesentlichen Anderun-
gen zum jeweiligen Kapitel des Regionalplanentwurfs beschrieben. Details zu einzelnen Ande-
rungen sind der jeweils anschlieRenden Tabelle zu entnehmen. Dabei beziehen sich Verweise
auf Plansatze des Regionalplans bei den Stellungnahmen (linke Spalte) auf den Anhérungsent-
wurf 2019, bei den Konsequenzen fur den Planentwurf (rechte Spalte) auf den Uberarbeiteten
Anhdérungsentwurf 2020.

In Anlage 1 zu diesem Vorbericht sind die Plansatze des Uberarbeiteten Anhdrungsentwurfs
2020 denen des Anhdrungsentwurfs 2019 gegeniubergestellt. Die gednderten Textpassagen
sind grau hinterlegt (linke Spalte: kommt neu hinzu / rechte Seite: fallt weg). Zudem enthalt die
Anlage die textlich neugefasste Begriindung der Plansatze.

Die Uberarbeitete Strukturkarte zum Regionalplan Bodensee-Oberschwaben ist Anlage 2 zu
entnehmen. Anlage 3 enthalt Auszlge aus der Raumnutzungskarte flir neue und erheblich ge-
anderte Vorranggebiete fir den Wohnungsbau und Vorranggebiete fir Industrie und Gewerbe.
Zu den neuen und erweiterten Standorten aus Anlage 3 sind die wesentlichen Aspekte der ver-
tieften Umweltprifung in Anlage 4 zusammengefasst. Ausziige aus den Ergebnissen eines vom
Regionalverband beauftragten naturschutzfachlichen Gutachtens zu ausgewahlten Schwer-
punkten des Wohnungsbaus und Schwerpunkten fiir Industrie und Gewerbe sind Anlage 5 zu
entnehmen.

2 KapitellUbergreifende Anregungen

Einige Anregungen der Obersten Raumordnungsbehérde (Ministerium fir Wirtschaft, Arbeit und
Wohnungsbau Baden-Wirttemberg) und der Hoheren Raumordnungsbehérde (Regierungspra-
sidium Tubingen) sind grundsatzlicher Art und betreffen die Planséatze und deren Begriindung
kapitelibergreifend. Diese sind nachfolgend zusammengefasst.

Tab. 1: Kapiteliibergreifende Anregungen, die zu Anderungen des Regionalplanentwurfs gefiihrt haben.

Zentrale Inhalte der Stellungnahmen Konsequenzen fur den Planentwurf

Oberste Raumordnungsbehérde (WM),
hoéhere Raumordnungsbehérde (RPT):

Empfehlung, alle Plansatze dahingehend zu | Alle Plansétze wurden im Hinblick auf eine
Uberprifen und ggf. zu Uberarbeiten, dass Ubereinstimmung von Formulierung und
die Bindungswirkung (Ziel, Grundsatz) mit Bindungswirkung gepruft und gegebenen-
der Formulierung des jeweiligen Plansatzes | falls Uberarbeitet (siehe Anlage 1).
Ubereinstimmt. Zielsetzungen sind z.T. zu




unbestimmt, Grundsétze z.T. zu strikt formu-
liert.

WM:

Wortgleiche oder nahezu wortliche Ubernah-
men von Zielen und Grundsatzen aus dem
LEP sollen als nachrichtliche Ubernahmen
gekennzeichnet werden.

Die Ubernahme von Zielen und Grundséatzen
des LEP in den Regionalplanentwurf erfolgte
je nach Thematik entweder als nachrichtli-
che Ubernahme oder, wenn die Plansatze
auch im Falle einer moglichen Fortschrei-
bung des LEP Bestand haben sollen, als ei-
genstandige Ziele und Grundsatze des Regi-
onalplans.

WM:

Es wird fur zwingend erforderlich gehalten,
bei der Ubernahme von Formulierungen des
LEP in die Begrindung den regionalen Be-

Die Begriindung wurde gesamthaft im Hin-
blick auf eine Prazisierung des regionalen
Bezugs Uberarbeitet.

zug herzustellen.

3 Zentrale Orte und Entwicklungsachsen (Kap. 2.2 und 2.3)

Relevante Anregungen zu Kap. 2.2 und 2.3 wurden insbesondere vom Wirtschaftsministerium,
vom Regierungspréasidium Tiibingen, von der Gemeinde Hohentengen und im Rahmen der Of-
fentlichkeitsbeteiligung vorgebracht. Diese haben zu folgenden wesentlichen Anderungen des
Regionalplanentwurfs gefiihrt.

Wie bereits im Regionalplan 1996 festgelegt, bleiben die zentralortlichen Einstufungen der Ge-
meinden Argenbhl (nicht-zentraler Ort), KiBlegg und Hohentengen (beide Kleinzentrum) beste-
hen. Entgegen des Anhorungsentwurfs 2019 werden Argenbihl und Kif3legg somit nicht auf-
stuft, Hohentengen nicht abgestuft. Zudem entfallen die regionalen Entwicklungsachsen Fried-
richshafen — Meersburg — Uberlingen und Meckenbeuren — Tettnang — Kressbronn a. B. (siehe
Strukturkarte in Anhang 2).

Details zu den Anderungen in Kap. 2.2 und 2.3 werden nachfolgend erlautert.

Tab. 2: Anregungen zu Kap. 2.2 und 2.3, die zu Anderungen des Regionalplanentwurfs gefiihrt haben.

Zentrale Inhalte der Stellungnahmen Konsequenzen fur den Planentwurf

WM:

PS 2.2.0, G (3), Satz 2 ,In Zentralen Orten,
die als Gemeinden mit Beschrénkung auf Ei-
genentwicklung festgelegt sind, soll die Gber
die Eigenentwicklung hinausgehende Sied-
lungstatigkeit auf MalRnahmen zur Gewahr-
leistung der Versorgungsfunktion begrenzt
werden.” ist gemal PS 3.1.5 LEP als Ziel zu
formulieren.

Satz 2 des Plansatzes wurde gestrichen,
stattdessen wurde PS 2.2.4, Z (4) erganzt
(siehe Anlage 1).

Die zunachst als Widerspruch erscheinende
Festlegung von Kressbronn a. B. und Meers-
burg als Zentrale Orte und gleichzeitig als

Die Begrindung wurde prazisiert, insbeson-
dere dahingehend, dass eine Uber die Eigen-
entwicklung hinausgehende Wohnbau- und




Gemeinden mit Beschrankung auf Eigenent-
wicklung (PS 2.4.3) erfordern eine detaillierte
Erlauterung in der Begrindung mit Verweis
auf diese bereits im Regionalplan 1996 ge-
troffenen Festlegungen.

Gewerbeentwicklung nicht zulassig ist (siehe
Anlage 1).

WM, Hohere Raumordnungsbehdrde (RPT):

Hinweis, dass die Kompetenz der Regional-
planung nur bis zur Landesgrenze reicht. An-
regung, den zweiten Satz in PS 2.2.0 G (6)
zu streichen und zu prufen, ob die Bezeich-
nungen der Stadte den amtlichen Bezeich-
nungen entsprechen.

PS 2.2.0, G (6) wurde Uberarbeitet. Im Sinne
einer abgestimmten Raumentwicklung in den
benachbarten Regionen wurde PS 2.3.0, G
(3) erganzt.

WM:

Eine Aufstufung der Gemeinde Kif3legg vom
Kleinzentrum zum Unterzentrum (PS 2.2.3, Z
(1)) mit dem Verflechtungsbereich Wolfegg
ist aufgrund des Prinzips der Einraumigkeit in
der Gliederung der Zentralen Orte grundsatz-
lich nicht mdglich, da Wolfegg dem Mittelbe-
reich Ravensburg / Weingarten und KiR3legg
dem Mittelbereich Wangen i.A. zugeordnet
ist.

Kil3legg bleibt Kleinzentrum. Die Argumenta-
tion des WM ist trotz der Tatsache, dass die
Regelung zur Einrdumigkeit nur als Grund-
satz im LEP festgelegt ist, nachvollziehbar.

WM:

Die Voraussetzungen fiir die Aufstufung von
Argenbuihl zum Kleinzentrum sind nicht gege-
ben (PS 2.2.3, Z (1)), weil kein Gbergemeind-
licher Verflechtungsbereich vorliegt, die Ein-
wohnerschwelle fir Kleinzentren nach LEP
unterschritten wird und Argenbdhl in unmittel-
barer Nachbarschaft zum Mittelzentrum Wan-
gen i.A. und zum Unterzentrum Isny i.A. liegt
(keine unzumutbare Entfernung zu anderen
Zentralen Orten).

Argenbuhl bleibt nicht-zentraler Ort. Die Fest-
legung war zuvor bereits als Grenzfall (Ein-
wohnerzahl, fehlender Gbergemeindlicher
Verflechtungsbereich, Starke des Siedlungs-
und Versorgungskerns) eingestuft. Die Inter-
pretation des WM ist daher iberwiegend
nachvollziehbar.

Als Konsequenz wird der Abschnitt der regio-
nalen Entwicklungsachse Wangen i.A. — Ar-
genbuhl — Isny i.A. nicht Uber Argenbuhl ge-
fuhrt, sondern verbleibt wie im Regionalplan
1996 als Achse Wangen i.A. — Isny i.A..

Gemeinde Hohentengen, Stellungnahmen
der Offentlichkeitsbeteiligung:

Forderung, Hohentengen als Kleinzentrum zu
erhalten. Als wesentliche Griinde werden die
Uberdrtliche Versorgungsfunktion auf Basis
einer Vielzahl von zentral6rtlichen Einrichtun-
gen, die positive Bevoélkerungsentwicklung in
den letzten Jahren, die vielfaltigen Verflech-
tungen ins Umland, die Potentialflache der
ehemaligen Oberschwaben-Kaserne (80 ha)
mit gut erhaltenem Geb&udebestand, der Re-
gio Airport Mengen (Start- und Landebahn

Anhand der eingereichten Unterlagen erfolgte
eine Neubewertung der zentraldrtlichen
Funktion von Hohentengen mit dem Ergeb-
nis, dass die Voraussetzungen zur Einstu-
fung als Kleinzentrum gerade noch gegeben
sind, insbesondere aufgrund einer atypischen
Situation (Entwicklungspotenziale im Bereich
der ehemaligen Oberschwabenkaserne und
des benachbarten Verkehrslandeplatz). Die
Sicherstellung einer wohnortnahen Versor-
gung im Sinne der Daseinsvorsorge im dinn




Uberwiegend auf der Gemarkung Hohenten-
gen) sowie das regionalbedeutsame Vorrang-
gebiet fur Industrie und Gewerbe in Hohen-
tengen genannt.

besiedelten Landlichen Raum spricht eben-
falls fir eine Beibehaltung des Kleinzent-
rums. Der Sondersituation von Hohentengen
wurde bereits im Regionalplan 1996 durch
die Festlegung als Kleinzentrum Rechnung
getragen (ausfihrliche Begriindung siehe An-
lage 1, PS 2.2.4).

WM:

Die Begrindung fur die Festlegung der Un-
ter- und Kleinzentren ist im Hinblick auf die
vorhandenen zentraldrtlichen Einrichtungen
und Dienstleistungen zur Gewahrleistung der
Uberdrtlichen Grundversorgung, das Vorlie-
gen eines Siedlungs- / Versorgungskerns mit
Bindelungseffekt und gunstiger Anbindung
an den Nahverkehr, die Lage im Netz der
Zentralen Orte und dem im Regelfall erforder-
lichen Ubergemeindlichen Verflechtungshe-
reich mit ausreichender GrofR3e und Tragfa-
higkeit (PS 2.5.6 LEP) zu prazisieren. Dies
gilt insbesondere fiir die vom Kleinzentrum
zum Unterzentrum aufgestuften Orte Aulen-
dorf, Meckenbeuren und Salem.

Der Verzicht auf die verbindliche Festlegung
von Verflechtungsbereichen bedarf ebenfalls
entsprechender Ausfiihrungen in der Begrin-
dung.

Die Begriindung zu PS 2.2.3 und PS 2.2.4
wurde gesamthaft Uberarbeitet.

WM:

Die Auseinandersetzung mit dem Thema Ge-
sundheitswesen (PS 4.7 LEP) fehlt.

Bei der Festlegung von Unter- und Kleinzen-
tren wurde das Vorhandensein von Einrich-
tungen des Gesundheitswesens (Arzte, Apo-
theken, Krankenh&user, Kliniken etc.) als
wichtiger Teil der zentral6rtlichen Ausstattung
geprift. Die Begrindung zu PS 2.2.3 und
2.2.4 wurde diesbezuglich prazisiert.

WM, RPT:

Eine Ful3note in PS 2.3.0, Z (2) ist nicht mog-
lich, da die Regelung einer Ausnahme von ei-
nem Ziel der Raumordnung im Plansatz erfol-
gen muss. Die Oberste Raumordnungsbe-
horde fordert eine Umformulierung des Plan-
satzes.

Der Plansatz wurde gestrichen, da die we-
sentlichen darin formulierten Ziele bereits in
den PS 2.2.4,Z (4), PS 2.4.0, Z (1) und PS
2.4.2, Z (1) enthalten sind. Weitere diesbe-
zugliche Regelungen werden in den PS
2.2.0,G(1),PS2.2.0,G (3),PS2.3.0,G (2
getroffen.

WM, RPT:

Die regionalen Entwicklungsachsen Fried-
richshafen — Meersburg — Uberlingen und
Meckenbeuren — Tettnang — Kressbronn a. B.
(PS 2.3.2) stehen im Zielkonflikt mit PS 6.2.4

Die regionalen Entwicklungsachsen Fried-
richshafen — Meersburg — Uberlingen und
Meckenbeuren — Tetthang — Kressbronn a. B.




(2) LEP (Lenkung der Siedlungsentwicklung
ins Bodensee-Hinterland) und PS 3.1.5 (2)

LEP (Gemeinden mit Beschrankung auf Ei-
genentwicklung).

wurden gestrichen. Der Abschnitt der Lan-
desentwicklungsachse Friedrichshafen — Me-
ckenbeuren — Ravensburg wurde in Fried-
richshafen — Meckenbeuren / Tettnang —
Ravensburg geandert.

WM, RPT:

Die Funktion von Entwicklungsachsen als
Steuerungselement zur Siedlungsentwicklung
wird in der Begriindung nicht ausreichend be-
rucksichtigt.

Die Bedeutung der Siedlungsentwicklung in
Zentralen Orten und Siedlungsbereichen an
Entwicklungsachsen wurde in der Begriin-
dung zu PS 2.3.1 und PS 2.3.2 prazisiert.

4 Siedlungsentwicklung (Kap. 2.4)

Relevante Anregungen zu Kap. 2.4 wurden von vielen an der Anhérung beteiligten Stellen, ins-
besondere vom Wirtschaftsministerium, vom Regierungsprasidium Tubingen, von den Landrats-
amtern, von Stadten und Gemeinden, weiteren Tragern o6ffentlicher Belange, aber auch im Rah-
men der Offentlichkeitsbeteiligung vorgebracht. Diese haben zu folgenden wesentlichen Ande-

rungen des Regionalplanentwurfs gefiihrt.

Plansatze und Begrindung wurden im Hinblick auf eine sparsame Flacheninanspruchnahme,
die regionale Steuerung der Siedlungsentwicklung und die Abgrenzung zwischen regionalen
und kommunalen Flachenbedarfswerten prazisiert. Insbesondere wurde der prognostizierte
Wohnbauflachenbedarf fur die Region bis zum Jahr 2035 von 1.100 ha auf 1.000 ha gesenkt.
Zudem wurden die Werte der Mindest-Bruttoeinwohnerdichte Uberarbeitet und fir Neubebauun-
gen in Wohnungsbauschwerpunkten als Ziele festgelegt. Die Anzahl der Siedlungsbereiche
wurde reduziert - Bermatingen und Waldburg werden im tberarbeiteten Anhdérungsentwurf nicht

mehr als Siedlungsbereiche festgelegt.

Details zu den Anderungen in Kap. 2.4 werden nachfolgend erlautert.

Tab. 3: Anregungen zu Kap. 2.4, die zu Anderungen des Regionalplanentwurfs gefiihrt haben.

Zentrale Inhalte der Stellungnahmen

Konsequenzen fur den Planentwurf

WM, RPT und andere:

Der Regionalplan ist im Hinblick auf die regio-
nale Steuerung einer nachhaltigen Siedlungs-
entwicklung, eine sparsame Flacheninan-
spruchnahme sowie eine Abgrenzung zwi-
schen regionalen und kommunalen Flachen-
bedarfswerten deutlich zu scharfen.

Durch Ergédnzung und Préazisierung von
Plansatzen und Begrindung wurden die The-
men an verschiedenen Stellen des Regional-
plans aufgegriffen (Festlegung der Unter-/
Kleinzentren und Entwicklungsachsen, Héhe
der Flachenbedarfe, Werte zur Einwohner-
dichte, Anzahl der Siedlungsbereiche, Anzahl
und Grol3e der Schwerpunkte fur Industrie /
Gewerbe etc.). Insbesondere wurden die PS
2.2.4,7Z2(4),PS24.0,G (4),PS2.4.0G (8),
PS24.1,G(1),PS241,Z2(3),PS24.1,G
(7),PS25.0,G(2),PS25.0,Z(3), PS
2.6.0, G (4) und PS 2.6.0, Z (5) ergénzt sowie
die PS2.2.3,Z(1),PS 2.2.4,7Z (1), PS 2.3.2,
Z(1),PS24.0,Z(2),PS24.0,Z(7),PS
24.1,G(2),PS24.1,Z(4),PS24.1,Z(5),




PS24.1,G(6),PS24.1,Z(8),PS24.1,Z
(9),PS24.2,2(1),PS24.2,Z(2),PS 243,
Z(3),PS251,Z2(2),PS26.0,Z(3),PS
2.6.1, Z(2), PS 2.6.1, Z (3) geschatrft. Die
Gesamtflache der festgelegten Schwerpunkte
fur Industrie und Gewerbe wurde von ca. 940
ha auf ca. 800 ha reduziert.

WM, RPT:

PS 2.4.0, G (3) sollte als Ziel formuliert wer-
den, da der Plansatz das Gebot ,Vorrang der
Innenentwicklung vor AuRenentwicklung“ auf-
greift.

Der PS wurde als Ziel festgelegt, die Formu-
lierung prazisiert.

WM, RPT:

PS 2.4.0, G (4) entspricht weitestgehend PS
3.1.6 (Z2) des LEP und sollte daher als nach-
richtliche Ubernahme gekennzeichnet wer-
den.

Der Plansatz wurde gestrichen, stattdessen
wurde PS 2.4.0, N (6) (Wortlaut des PS 3.1.6
(2) LEP) ergénzt.

RPT:

PS 2.4.0, Z (5) widerspricht dem hierarchi-
schen Aufbau des PS 6.2.4 (Z) LEP. Gemaf3
LEP ist die Siedlungsentwicklung vorrangig in
das Hinterland des Bodensees zu lenken; fur
die im Uferbereich gelegenen Kommunen gilt
es, die Siedlungsentwicklung auf seeabge-
wandte Standorte zu lenken. Forderung, dies
auch im Regionalplan klarzustellen sowie die
zur Entlastung dienenden Orte im Hinterland
konkret zu benennen.

Plansatz und Begrindung wurden tberarbei-
tet. Insbesondere die Orte zur Entlastung des
Bodenseeuferbereichs vom zunehmenden
Siedlungsdruck wurden in der Begriindung
benannt. PS 2.4.0, G (8) wurde erganzt.

RPT:

Der in PS 2.4.0, Z (2) genannte Begriff ,vor-
rangig” ist néher zu erlautern.

Der Begriff ,vorrangig“ wurde aus dem PS
gestrichen.

WM, RPT und andere:

Die Ermittlung des Wohnbauflachenbedarfs
(PS 2.4.1, G (1)), insbesondere die darin ent-
haltene Bevdlkerungsprognose, einschliel3-
lich der Zuschlage ist zumindest in Teilen
nicht nachvollziehbar. Die Methodik ist daher
zu priufen und ggf. detaillierter zu begriinden,
v.a. bezuglich der Abgrenzung zwischen regi-
onalem und kommunalem Bedarf und der An-
wendbarkeit in der Bauleitplanung. Die Be-
darfswerte erscheinen insgesamt zu hoch.

Die Berechnung des Wohnbauflachenbedarfs
wurde auf Basis der neuen Bevélkerungsvo-
rausrechnung des Statistischen Landesamts
BW (Basisjahr 2017) aktualisiert. Im Ergebnis
wird der Bedarfswert bis 2035 von 1.100 ha
auf 1.000 ha gesenkt. Die Plansatze und Be-
grundung zu PS 2.4.1 wurden prézisiert, ins-
besondere hinsichtlich der Hohe der Zu-
schlage, der Abgrenzung zwischen regiona-
len und kommunalen Bedarfen und der Be-
darfsermittlung fir Gemeinden mit Beschran-
kung auf Eigenentwicklung.




WM, RPT und andere:

Die Werte zur Mindest-Bruttowohndichte (PS
2.4.1 G (4)) werden teilweise als zu niedrig,
teilweise als zu hoch und als nicht plausibel
hergeleitet angesehen. Insbesondere WM
und RPT regen an, die Dichtewerte als Ziel
statt als Grundsatz festzulegen. Dass die
Dichtewerte in bestimmten Féllen nur auf die
Kernorte bezogen werden, erscheint nicht
schlissig. Die Anwendbarkeit im Rahmen der
verbindlichen Bauleitplanung wird hinterfragt.

Die Werte zur Mindest-Bruttowohndichte wur-
den unter Berucksichtigung neuer Erkennt-
nisse des Wohndichte-Monitorings der Ar-
beitsgemeinschaft der Regionalverbande (Er-
mittlung der Wohndichte anhand von Planen
der verbindlichen Bauleitplanung im Zeitraum
2018-2019 in der Region durch den Regio-
nalverband Bodensee-Oberschwaben) tber-
arbeitet. Die Werte innerhalb der Schwer-
punkte des Wohnungsbaus wurden als Ziel,
die Ubrigen Werte als Grundsatz festgelegt
(siehe PS 2.4.1, Z (5) und PS 2.4.1, G (6)).
Auf eine Differenzierung zwischen Kernorten
und Umland wurde verzichtet, da es sich bei
den Dichtewerten grundséatzlich um Mittel-
werte fur die gesamte Gemeinde handelt und
eine rdumliche Unterteilung die praktische
Handhabung erschwert. Die Begriindung zu
den genannten Plansatzen wurde prazisiert,
insbesondere hinsichtlich der Abweichung
gegeniuber den Landeswerten des Hinweis-
papiers zur Plausibilitatsprifung der Baufla-
chenbedarfsnachweise und der Anwendung
im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung.

RPT:

PS 2.4.1, G (2) (Begrindung des kommuna-
len Gewerbeflachenbedarfs) sollte konkreti-
siert werden. Zudem sollte geprtft werden,
ob der Plansatz als Ziel festgelegt werden
kann.

Der Plansatz wurde als Ziel festgelegt, die
Formulierung im neuen PS 2.4.1, Z (8) préazi-
siert.

WM, RPT:

Empfehlung, PS 2.4.1 G (3) (Berticksichti-
gung bestehender Flachenpotenziale bei der
Ermittlung des kommunalen Bedarfs) als Ziel
festzulegen.

Der PS wurde als Ziel festgelegt, differenziert
fir Wohnen (PS 2.4.0, Z (4)) und Industrie /
Gewerbe (PS 2.4.0, Z (9)). Die Formulierung
der Plansatze wurde prazisiert.

RPT:
Die Abgrenzung zwischen regionalem und

kommunalem Gewerbeflachenbedarf ist nicht
nachvollziehbar erlautert.

Die Thematik wurde im neuen PS 2.4.1, G (7)
aufgegriffen. In der Begriindung wurde die
Hohe des prognostizierten kommunalen Ge-
werbeflachenbedarfs auf Landkreisebene
préazisiert, auch vor dem Hintergrund, die Un-
terdeckung des Landkreises Bodenseekreis
durch zusatzliche Industrie- und Gewerbefla-
chen in den Landkreisen Ravensburg und
Sigmaringen auszugleichen.




WM, RPT und andere:

Die Anzahl der festgelegten Siedlungsberei-
che (PS 2.4.2) ist zu Uberprifen, da eine fla-
chendeckende Ausweisung kein planerisches
Konzept zur gezielten Steuerung der Sied-
lungsentwicklung erkennen lasst. Insbeson-
dere die Begrindung der Siedlungsbereiche,
die eine Entlastungsfunktion fur Ober- und
Mittelzentren sowie den Bodenseeuferbe-
reich lbernehmen, ist zu scharfen.

Die Siedlungsbereiche Waldburg (aufgrund
der Entfernung vom Oberzentrum Ravens-
burg / Weingarten) und Bermatingen (auf-
grund geringer Siedlungsentwicklungspoten-
ziale) wurden gestrichen. Die Begrindung zu
PS 2.4.2 wurde prazisiert.

WM, RPT:

PS 2.4.2, Z (1) ist zu unbestimmt, da nicht
klar ist, wann ein Teilort ,geeignet* ist. In PS
2.4.2, Z (3) ist eine Konkretisierung notwen-
dig, da nicht klar ist, wo die verstarkte Sied-
lungsentwicklung in den aufgezahlten Ge-
meinden verortet ist. Forderungen, zwischen
PS 2.4.2Z (1) und PS 2.4.2 Z (3) einen direk-
ten Bezug herzustellen, da PS 2.4.2 Z (3) die
Siedlungsbereiche abschlieRend definiert.

Die genannten Plansatze wurden prazisiert,
der geforderte Bezug zwischen den Plansét-
zen erganzt. Zudem erfolgten redaktionelle
Anpassungen, die sich aus der geanderten
Festlegung der Unter- und Kleinzentren erge-
ben.

RPT:

PS 2.4.3 G (2) (Entwicklungsmdglichkeiten
von Eigenentwicklergemeinden) ist aufgrund
PS 3.1.5 (2) LEP als Ziel zu formulieren.

Der PS wurde als Ziel festgelegt, die Formu-
lierung wurde bezlglich der Sonderfalle
Kressbronn a.B. und Meersburg prazisiert.

5 Schwerpunkte des Wohnungsbaus (Kap. 2.5)

Zu Kap. 2.5 wurden vergleichsweise wenige Anregungen vorgebracht. In Aulendorf wurde ein
zusatzlicher Wohnungsbauschwerpunkt erganzt (siehe Anlagen 3 und 4). Die Gesamtflache al-
ler Wohnungsbauschwerpunkte betragt nun ca. 320 ha (bisher ca. 305 ha). Zudem wurde das
Zusammenspiel von regionaler und kommunaler Wohnbauflachenentwicklung durch neue

Planséatze prazisiert.

Details zu den Anderungen in Kap. 2.5 werden nachfolgend erlautert.

Tab. 4: Anregungen zu Kap. 2.5, die zu Anderungen des Regionalplanentwurfs gefiihrt haben.

Zentrale Inhalte der Stellungnahmen

Konsequenzen fur den Planentwurf

Stadt Aulendorf:

Antrag der Stadt, eine Flache in Bahnhofs-
nahe als Wohnungsbauschwerpunkt zu er-
ganzen.

Der vorgeschlagene Standort wurde als
neuer Schwerpunkt des Wohnungsbaus in
den Regionalplan Anhérungsentwurf 2020
aufgenommen (siehe Anlage 3). Die Stér-
kung des neuen Unterzentrums Aulendorf,
die Lage in Bahnhofsnahe in Verbindung mit
der Funktion Aulendorfs als Bahnknotenpunkt
und die Umnutzung einer teilweise bereits




versiegelten Flache sprechen fir den Stand-
ort.

Der Umweltbericht wurde aktualisiert, insbe-
sondere wurde die vertiefte Umweltprifung
um den Standort Aulendorf erganzt (siehe
Anlage 4).

RPT:

Die Steuerungswirkung der regionalbedeut-
samen Wohnungsbauschwerpunkte ist un-
klar, v.a. das Rangverhaltnis der Wohnungs-
bauschwerpunkte zur allgemeinen Siedlungs-
entwicklung.

Das Zusammenspiel von regionaler und kom-
munaler Wohnbauflachenentwicklung wurde
durch die neuen PS 2.5.0, G (2) und PS
2.5.0, Z (3) konkretisiert. Die Begrindung
wurde diesbeziglich prazisiert.

RPT:

Die Notwendigkeit zur Ausweisung von Woh-
nungsbauschwerpunkten sollte mit Fakten
hinterlegt werden.

Die Begriindung zu PS 2.5.0 und 2.5.1 wurde
diesbezlglich erganzt.

WM:

Der Begriindung sollte zu entnehmen sein,
warum einzelne Wohnungsbauschwerpunkte

Die Begriindung zu PS 2.5.0 und 2.5.1 wurde
diesbeziglich erganzt.

aus mehreren, kleinen Einzelflachen beste-
hen.

RPT:

Die Rolle des offentlichen Schienenverkehrs
bei der Auswahl der Wohnungsbauschwer-
punkte ist unklar.

Die Begriindung zu PS 2.5.0 und 2.5.1 wurde
diesbezuglich prazisiert.

6 Schwerpunkte fur Industrie und Gewerbe (Kap. 2.6)

Relevante Anregungen zu Kap. 2.6 wurden von vielen an der Anhérung beteiligten Stellen, ins-
besondere vom Wirtschaftsministerium, vom Regierungsprasidium Tibingen, von den Landrats-
amtern, von Stadten und Gemeinden, weiteren Tragern 6ffentlicher Belange, aber auch im Rah-
men der Offentlichkeitsbeteiligung vorgebracht. Dariiber hinaus flossen die Ergebnisse eines
vom Regionalverband beauftragten naturschutzfachlichen Gutachtens zu ausgewahiten
Schwerpunkten fir Industrie und Gewerbe! in das Planungskonzept ein. Die neuen Erkennt-
nisse haben zu folgenden wesentlichen Anderungen des Regionalplanentwurfs gefiihrt.

Plansatze und Begrindung wurden im Hinblick auf eine sparsame Flacheninanspruchnahme
und das Zusammenspiel von regionaler und kommunaler Gewerbeflachenentwicklung prazi-
siert. Insbesondere wurden Plansétze zur Ausweisung von Industriegebieten und zum Umgang
mit Rohstoffvorkommen in Vorranggebieten fir Industrie und Gewerbe erganzt sowie die Rege-
lung zur interkommunalen Entwicklung der Standorte konkretisiert.

Bei den einzelnen Schwerpunkten fiir Industrie und Gewerbe gab es folgende wesentlichen An-
derungen. Die Vorranggebiete in Kressbronn a.B., Hettingen, Uhldingen-Muhlhofen und Vogt

I TRAUTNER, J. (2020): Fortschreibung Regionalplan Bodensee-Oberschwaben - Einschatzung des
Konfliktpotenzial der geplanten Vorranggebiete fir Industrie und Gewerbe sowie Vorranggebiete fiir den
Wohnungsbau hinsichtlich Arten- und Gebietsschutz: Fachgutachten mit Steckbriefen zu Einzelgebieten
- Arbeitsgruppe fiir Tierdkologie und Planung, Filderstadt.
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wurden gestrichen. Statt des Standorts Bad Wurzach (Brugg) wurde der neue Standort Leut-
kirch i.A. (Riedlings) erganzt (siehe Anlagen 3 und 4). Die Vorranggebiete in Amtzell / Wangen
I.A. (Herfatz) und Ravensburg (Mariatal / Karrer) wurden deutlich reduziert (siehe Anlage 3). An
den Standorten Mef3kirch und Sigmaringen wurden die bisherigen Vorranggebiete verkleinert
und gleichzeitig um neue Flachen an anderer Stelle erweitert (sieche Anlagen 3 und 4). Die Ge-
samtflache aller Schwerpunkte fur Industrie und Gewerbe betragt nun ca. 800 ha (bisher ca.
940 ha).

Das Verfahren zur Abweichung von PS 3.1.6 (Z) LEP und PS 3.1.9 (Z) LEP (Anbindegebot) soll
parallel zum zweiten Anhérungsverfahren der Regionalplan-Fortschreibung fortgefuhrt werden.
Anstatt der im Anhoérungsentwurf 2019 vorgesehenen finf Standorte Amtzell / Wangen i.A.
(Herfatz), Bad Wurzach (Brugg), Friedrichshafen (Hirschlatt), Ki3legg (Interkommunales Gewer-
begebiet Waltershofen - IKOWA) und Pfullendorf (Wattenreute) sind nun die vier Standorte
Friedrichshafen (Hirschlatt), KiBlegg (Interkommunales Gewerbegebiet Waltershofen - IKOWA),
Leutkirch i.A. (Riedlings) und Pfullendorf (Wattenreute) betroffen. Der Standort Bad Wurzach
(Brugg) wurde durch Leutkirch i.A. (Riedlings) ersetzt. Der Standort Amtzell / Wangen i.A. (Her-
fatz) erfillt durch den Wegfall des Sudteils des urspriinglich geplanten Vorranggebiets nun das
Anbindegebot.

Details zu den Anderungen in Kap. 2.6 werden nachfolgend erlautert.

Tab. 5: Anregungen zu Kap. 2.6, die zu Anderungen des Regionalplanentwurfs gefiihrt haben.

Zentrale Inhalte der Stellungnahmen Konsequenzen fur den Planentwurf

WM, RPT und andere:

Forderung, die Vielzahl an Festlegungen von | Zur Verringerung der Flacheninanspruch-
Schwerpunkten fur Industrie und Gewerbe im | nahme sowie aufgrund der Ergebnisse eines
Hinblick auf das Gebot der effizienten Fla- vom Regionalverband beauftragten natur-
chennutzung zu prifen. schutzfachlichen Gutachtens (Buro Traun-
ter!), aufgrund von Zielkonflikten mit dem
LEP sowie neuer Datengrundlagen wurden
einige Vorranggebiete fir Industrie und Ge-
werbe gestrichen, verkleinert oder geandert
(siehe PS 2.6.1, Z (2)). Die Gesamtflache al-
ler Schwerpunkte fur Industrie und Gewerbe
wurde um ca. 140 ha reduziert und betragt
nun ca. 800 ha.

1 TRAUTNER, J. (2020): Fortschreibung Re-
gionalplan Bodensee-Oberschwaben - Ein-
schatzung des Konfliktpotenzial der geplan-
ten Vorranggebiete fur Industrie und Ge-
werbe sowie Vorranggebiete flr den Woh-
nungsbau hinsichtlich Arten- und Gebiets-
schutz: Fachgutachten mit Steckbriefen zu
Einzelgebieten - Arbeitsgruppe fur Tierékolo-
gie und Planung, Filderstadt (siehe Anlage
5).

11



RPT:

Die Ausfiihrungen in PS 2.6.0, Z (1) bezlg-
lich des Flughafen Friedrichshafen und der
Verkehrslandplatze als Standorteignungskri-
terien fur Schwerpunkte fir Industrie und Ge-
werbe bedirfen einer Begriindung, da sie PS
3.3.6 (2) LEP erheblich erweitern.

Die Ausfuhrungen wurden aus dem Plansatz
gestrichen und stattdessen in der Begrun-
dung prazisiert.

RPT:

PS 2.6.0, G (2) (Verbesserung der infrastruk-
turellen Anbindung der Schwerpunkte fur In-

dustrie und Gewerbe) ist zu unbestimmt for-

muliert.

Der Plansatz wurde prazisiert.

WM:

PS 2.6.0, G (3) sollte aufgrund seiner inhaltli-
chen Relevanz hinsichtlich einer effizienten
Flachennutzung als Ziel festgelegt werden.

Der Plansatz wurde als Ziel festgelegt.

WM, RPT und andere:

PS 2.6.0, G (4) (zusatzliche kommunale Ge-
werbeflachen) ist im Hinblick auf eine effizi-
ente Flachennutzung zu hinterfragen. Die Ab-
grenzung der regionalen und lokalen Gewer-
beflachenentwicklung ist zu scharfen, um ge-
steigerte Flachenanfragen zu vermeiden. Die
Schéarfung der Funktion der Schwerpunkte fur
Industrie und Gewerbe wird fur erforderlich
gehalten, ebenso die Auseinandersetzung
mit vorhandenen Flachenpotenzialen.

Der Plansatz bzgl. zusatzlicher kommunaler
Gewerbeflachen wurde gestrichen. Zur Prazi-
sierung des Zusammenspiels von regionaler
und kommunaler Gewerbeflachenentwicklung
wurde PS 2.6.0, Z (5) erganzt und die Be-
grindung uberarbeitet, insbesondere hin-
sichtlich der Erlauterung der vorhandenen
Potenziale.

PS 2.6.0, G (4) (effiziente Flachennutzung)
wurde erganzt.

WM, RPT und andere:

In PS 2.6.1, Z (1) ist klarzustellen, wann von
der Regel, Schwerpunkte fur Industrie und
Gewerbe interkommunal zu entwickeln, ab-
gewichen werden kann. Bei PS 2.6.1, Z (4)
ist zu prufen, ob er aufgrund der Vergleich-
barkeit mit PS 2.6.1, Z (1) erforderlich ist.

In PS 2.6.1, Z (1) wurde der Aspekt der inter-
kommunalen Entwicklung gestrichen. Statt-
dessen wurde PS 2.6.1, Z (3) diesbezuglich
prazisiert.

Industrieverband Steine und Erden BW:

Im Rahmen der kommunalen Bauleitplanung
sollte sichergestellt werden, dass innerhalb
der Schwerpunkte fur Industrie und Gewerbe
sowie in sonstigen gewerblichen Baugebieten
auch in ausreichendem Umfang Industriege-
biete gem. § 9 BauNVO festgelegt werden,
um die planerischen Grundlagen fir die An-
siedlung neuer Bauschuttrecyclinganlagen
und von Asphaltmischanlagen zu ermdgli-
chen.

PS 2.6.0, G (6) wurde erganzt. Die Art der
Nutzung der Industriegebiete wurde offen for-
muliert (keine Bezugnahme auf Anlagen der
Rohstoffindustrie).
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Industrieverband Steine und Erden BW:

Die Rohstoffgewinnung darf innerhalb der
Vorranggebiete Gewerbe- und Industriege-
biete nicht eingeschrankt werden.

PS 2.6.0, G (7) wurde erganzt, der auf die zu-
gehorigen Plansatze des Kapitels 3.4 (Ge-
biete fur den Abbau oberflachennaher Roh-
stoffe und Gebiete zur Sicherung von Roh-
stoffen) verweist.

WM:

Die Auseinandersetzung mit dem Thema
Verteidigungseinrichtungen / Konversion
fehlt.

Das Thema Konversion wurde in der Begrin-
dung prazisiert (Standorte Hohentengen und
Sigmaringen).

WM, RPT:

Die Standorte in Kressbronn a.B. und Uhldin-
gen-Muhlhofen (PS 2.6.1, Z (2)) widerspre-
chen durch die Festlegung dieser Orte als
Gemeinden mit Beschrankung auf Eigenent-
wicklung dem PS 3.1.5 (Z) LEP. Die vom Re-
gionalverband beabsichtigte Biindelung aus-
schlie3lich der Eigenbedarfe der am Gemein-
deverwaltungsverband beteiligten Kommu-
nen an einem geeigneten regionalbedeutsa-
men Standort ist aufgrund der potenziell
mdoglichen Neuansiedlung von Betrieben un-
abhangig ihrer Herkunft, nicht mit LEP verein-
bar und daher nicht zulassig.

Beim Standort Kressbronn a.B. werden zu-
dem erhebliche artenschutzfachliche Beden-
ken geédulert.

Die Standorte wurden gestrichen. Beim
Standort Kressbronn a.B. hat das natur-
schutzfachliche Gutachten des Buiros
Trautner (s.0.) artenschutzfachliche Aus-
schlussgriinde erkannt (siehe Anlage 5).

RPT und andere;

Beim Standort Meckenbeuren (Ehrlosen-Er-
weiterung, PS 2.6.1, Z (2)) werden Teile ei-
nes FFH-Gebiets Uberplant — eine erhebliche
Beeintrachtigung kann nicht ausgeschlossen
werden.

Das FFH-Gebiet wurde aus dem Vorrangge-
biet ausgenommen.

RPT und andere;

Beim Standort Uberlingen-Andelshofen (PS
2.6.1, Z (2)) sollte der Streuobstbestand bei
den Reutehdfen aus dem Schwerpunkt fur In-
dustrie und Gewerbe herausgenommen wer-
den.

Der Streuobstbestand wurde aus dem Vor-
ranggebiet ausgenommen.

RPT und andere:

Beim Standort Amtzell / Wangen i.A. (Her-
fatz, PS 2.6.1, Z (2)) besteht die Mdglichkeit
einer vorhabenbedingten Schadigung natur-
schutzfachlicher Schutzguter.

Der Sudteil des Standorts wurde gestrichen
(siehe Anlage 3). Das naturschutzfachliche
Gutachten des Buros Trautner (s.0.) hat fir
diesen Teil des Vorranggebiets artenschutz-
fachliche Ausschlussgriinde erkannt (siehe
Anlage 5).
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RPT und andere:

Beim Standort Bad Waldsee (Wasserstall, PS
2.6.1, Z (2)) kann eine Beeintrachtigung des
angrenzenden FFH-Gebiets und Naturdenk-
mals nicht ausgeschlossen werden.

Der Standort wurde im naturschutzfachlich
kritischen Bereich um ca. 1,5 ha verkleinert.
Das Gutachten des Biros Trautner (s.0.) hat
fur diesen Teil des Vorranggebiets arten-
schutzfachliche Ausschlussgrunde erkannt
(siehe Anlage 5).

RPT und andere:

Beim Standort Bad Wurzach (Brugg, PS

2.6.1, Z (2)) ist eine artenschutzfachliche Be-
eintrachtigung, insbesondere von Vogelarten
der offenen Feldfluren nicht auszuschliel3en.

Der Standort wurde gestrichen. Stattdessen
wurde das Vorranggebiet Leutkirch i.A. (Ried-
lings, s.u.) erganzt.

Stadt Leutkirch i.A.:

Antrag der Stadt, den Standort Leutkirch-
Riedlings als Schwerpunkt fur Industrie und
Gewerbe zu ergénzen.

Der Standort wurde als neuer Schwerpunkt
fur Industrie und Gewerbe in den Regional-
planentwurf aufgenommen (siehe Anlage 3).
Insbesondere die Vorbelastung durch einen
holzverarbeitenden Betrieb, dartber hinaus
aber auch die interkommunale Ausrichtung
mit Beteiligung der Stadte Bad Wurzach und
Leutkirch i.A. sowie die Lage an der B 465
und die Nahe zur Autobahn A 96 sprechen
fur den Standort.

Der Umweltbericht wurde aktualisiert, insbe-
sondere wurde die vertiefte Umweltprufung
um den Standort Riedlings erganzt (siehe An-
lage 4).

RPT und andere:

Die Genehmigungsfahigkeit des Standorts

Vogt (PS 2.6.1, Z (2)) ist fraglich, da erhebli-
che Teile des Vorranggebiets im Erholungs-
wald, Stufe 1b und 2 (nicht vereinbar mit PS
5.3.5 (2) LEP) sowie auf Moorbdden liegen.

Der Standort wurde gestrichen. Erganzend
zur Einschéatzung des RPT hat das natur-
schutzfachliche Gutachten des Biros
Trautner (s.o0.) fur Teile des Vorranggebiets
artenschutzfachliche Ausschlussgriinde er-
kannt (siehe Anlage 5).

WM, RPT:

Die Festlegung des Standorts in Hettingen
(Laucherttal Std, PS 2.6.1, Z (2)) ist nicht
nachvollziehbar, da er weitab von Siedlungs-
bereichen oder einer Entwicklungsachse
liegt.

Der Standort wurde gestrichen. Wesentliche
Standroteignungskriterien (siehe Begrindung
zu PS 2.6.0 und 2.6.1) werden nicht erfullt.
Zudem sind Teilflachen aus topographischen
Grunden schwer entwickelbar.

Stadt Mefkirch:

Antrag der Stadt, anstelle des im Anhérungs-
entwurf 2019 festgelegten Vorranggebiets fir
Industrie und Gewerbe in Mef3kirch (PS
2.6.1, Z (2)) eine Flache sudlich davon als

Da ein Grof3teil des im Anhdrungsentwurf
2019 festgelegten Vorranggebiets in Mel3-
kirch inzwischen bebaut oder bereits verkauft
ist und eine Erweiterung in westlicher Rich-
tung aufgrund einer Leitungstrasse erschwert
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Schwerpunkt fur Industrie und Gewerbe zu
erganzen.

wird, wurde die bisherige Flache grofdtenteils
gestrichen und stattdessen eine nach Suden
gerichtete Erweiterungsflache als geandertes
Vorranggebiet fur Industrie und Gewerbe (In-
dustriepark Nordlicher Bodensee) festgelegt
(siehe Anlage 3). Die Grol3e der neuen Fla-
che betragt ca. 28 ha (zuvor ca. 42 ha).

Der Umweltbericht wurde aktualisiert, insbe-
sondere die vertiefte Umweltprifung fir den
Standort Mel3kirch (siehe Anlage 4).

Stadt Sigmaringen:

Antrag der Stadt, einen Teil des im Anho-
rungsentwurf 2019 festgelegten Vorrangge-
biets fir Industrie und Gewerbe in Sigmarin-
gen (Interkommunaler Gewerbe- und Indust-
riepark Graf-Stauffenberg, PS 2.6.1, Z (2))
aufgrund des inzwischen konkret geplanten
Sondergebiets , Zollschulcampus” zu strei-
chen und stattdessen die Flache nach Sid-
westen zu erweitern.

Die vorgeschlagene Anderung wurde in den
Regionalplanentwurf aufgenommen (siehe
Anlage 3). Die zusatzliche Teilflache war be-
reits im Anhdrungsentwurf 2019 als spéatere
Erweiterungsoption (Alternativenprifung) vor-
gesehen.

Der Umweltbericht wurde aktualisiert, insbe-
sondere die vertiefte Umweltprifung fir den
Standort Sigmaringen (siehe Anlage 4).

WM, RPT:

Da eine Abweichung von PS 3.1.9 (Z) LEP
(Anbindegebot) nur durch ein Zielabwei-
chungsverfahren maoglich ist, sollte auf PS
2.6.1, Z (3) verzichtet werden.

Der Plansatz wurde gestrichen, die Begrin-
dung diesbeziglich tberarbeitet.

Das Verfahren zur Abweichung von PS 3.1.6
(2) LEP und PS 3.1.9 (Z2) LEP (Anbindege-
bot) wird parallel zum zweiten Anhdrungsver-
fahren der Regionalplan-Fortschreibung fort-
gefuhrt. Es betrifft nun die vier Standorte
Friedrichshafen (Hirschlatt), Ki3legg (Inter-
kommunales Gewerbegebiet Waltershofen -
IKOWA), Leutkirch i.A. (Riedlings) und Pful-
lendorf (Wattenreute). Der Standort Bad
Wurzach (Brugg) wurde durch Leutkirch i.A.
(Riedlings) ersetzt. Der Standort Amtzell /
Wangen i.A. (Herfatz) erfullt durch den Weg-
fall des Sidteils des urspriinglich geplanten
Vorranggebiets nun das Anbindegebot.
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Festlegungen des Regionalplans 2020
(Entwurf zur Anhérung 2020)

Festlegungen des Regionalplans 2020
(Entwurf zur Anhérung 2019)

2.2 Zentrale Orte und Verflechtungsbereiche

2.2.0 Allgemeine Grundséatze

2.2.0 Allgemeine Grundséatze

G

(1) Zentrale Orte sollen als Standorte von
Einrichtungen zur Gberértlichen Versor-
gung der Bevolkerung mit Gitern und
Dienstleistungen sowie als Schwerpunkte
von Arbeitspléatzen erhalten, in ihrer Leis-
tungsfahigkeit weiterentwickelt und als
Ziel- und Verknipfungspunkte des Ver-
kehrs gesichert und ausgebaut werden.

(2) Zentralortliche Einrichtungen sollen in
den als Zentrale Orte ausgewiesenen
Gemeinden grundsétzlich in den Sied-
lungs- und Versorgungskernen mit ginsti-
ger Anbindung an den Nahverkehr ge-
blndelt angeboten werden.

(3) Zur Auslastung der zentralértlichen
Einrichtungen soll die Siedlungstatigkeit
auf die Zentralen Orte konzentriert wer-
den, insbesondere durch die verstéarkte
Ausweisung von Wohnbauflachen.

(4) Im Landlichen Raum soll im Interesse
der Daseinsvorsorge der Sicherstellung
einer wohnortnahen zentraldrtlichen Ver-
sorgung ein Vorrang vor den Erfordernis-
sen der Tragfahigkeit und der Auslastung
der Infrastruktur eingerdumt werden.

(5) Die zentraldrtlichen Verflechtungsbe-
reiche sollen nach der Gberwiegenden
Orientierungsrichtung der Bevolkerung bei
der Inanspruchnahme der zentral6rtlichen
Einrichtungen sowie nach zumutbaren
Entfernungen und ausreichenden Tragfa-
higkeiten abgegrenzt werden.

(6) Grenziberschreitende Verflechtungen
sind zu bericksichtigen. Dies gilt insbe-

G

(1) Zentrale Orte sind als Standorte von
Einrichtungen zur Gberértlichen Versor-
gung der Bevolkerung mit Gitern und
Dienstleistungen sowie als Schwerpunkte
von Arbeitsplatzen zu erhalten, in ihrer
Leistungsfahigkeit weiterzuentwickeln und
als Ziel- und Verknipfungspunkte des
Verkehrs zu sichern und auszubauen.

(2) Zentralortliche Einrichtungen sollen in
den als Zentrale Orte ausgewiesenen
Gemeinden grundsétzlich in den Sied-
lungs- und Versorgungskernen mit ginsti-
ger Anbindung an den Nahverkehr ge-
blndelt angeboten werden.

(3) Zur Auslastung der zentralortlichen
Einrichtungen soll die Siedlungstatigkeit
auf die Zentralen Orte konzentriert wer-
den, insbesondere durch die verstarkte
Ausweisung von Wohnbauflachen. In
Zentralen Orten, die als Gemeinden mit
Beschrankung auf Eigenentwicklung fest-
gelegt sind, soll die Uber die Eigenent-
wicklung hinausgehende Siedlungstatig-
keit auf MalRBhahmen zur Gewahrleistung
der Versorgungsfunktion begrenzt wer-
den.

(4) Im Landlichen Raum soll im Interesse
der Daseinsvorsorge der Sicherstellung
einer wohnortnahen zentraldrtlichen Ver-
sorgung ein Vorrang vor den Erfordernis-
sen der Tragfahigkeit und der Auslastung
der Infrastruktur eingerdumt werden.

(5) Die Abgrenzung der zentraldrtlichen
Verflechtungsbereiche erfolgt nach der
Uberwiegenden Orientierungsrichtung der
Bevolkerung bei der Inanspruchnahme der
zentralOrtlichen Einrichtungen sowie nach
zumutbaren Entfernungen und ausrei-
chenden Tragfahigkeiten.

(6) Grenziberschreitende Verflechtungen
sind zu bericksichtigen. Dies gilt insbe-
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sondere fiur die Gemeinden an der Lan- sondere bei Ausbauvorhaben beiderseits
desgrenze zu Bayern. der Landesgrenze in den Gemeinden Ar-
genbuhl, Isny i.A., Leutkirch i.A. und
Wangen i.A. sowie Kempten, Lindau i.B.,
Lindenberg und Memmingen.
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2.2.1 Oberzentrum

2.2.1 Oberzentrum

N (1) Oberzentrum der Region Bodensee-
Oberschwaben sind die Stadte Friedrichs-
hafen / Ravensburg / Weingarten (PS
2.5.8, LEP 2002).

Z (2) Das Oberzentrum hat als Standort
grof3stadtischer Pragung die Versorgung
seines Verflechtungsbereichs mit hoch
qualifizierten und spezialisierten Einrich-
tungen und Arbeitsplatzen zu gewahrleis-
ten.

G (3) Die Zusammenarbeit der Stadte und
Gemeinden im Verdichtungsraum soll mit
dem Ziel verstarkt werden, eine einheitli-
che Entwicklung des Oberzentrums
sicherzustellen und gemeinsame Einrich-
tungen zu schaffen. Dartber hinaus soll
die Zusammenarbeit von Friedrichshafen,
Ravensburg und Weingarten im Infra-
strukturbereich verstéarkt und die Aus-
Ubung der zentralortlichen Funktion abge-
stimmt werden.

N (1) Oberzentrum der Region Bodensee-

Oberschwaben sind die Stadte Friedrichs-
hafen / Ravensburg / Weingarten (PS
2.5.8, LEP 2002).

(2) Das Oberzentrum soll als Standort
grof3stadtischer Pragung die Versorgung
seines Verflechtungsbereichs mit hoch
qualifizierten und spezialisierten Einrich-
tungen und Arbeitsplatzen gewahrleisten.

(3) Die Zusammenarbeit der Stadte und
Gemeinden im Verdichtungsraum soll mit
dem Ziel verstarkt werden, eine einheitli-
che Entwicklung des Oberzentrums
sicherzustellen und gemeinsame Einrich-
tungen zu schaffen. Dartber hinaus soll
die Zusammenarbeit von Friedrichshafen,
Ravensburg und Weingarten im Infra-
strukturbereich verstarkt und die Aus-
Uibung der zentral6rtlichen Funktion abge-
stimmt werden.
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Festlegungen des Regionalplans 2020
(Entwurf zur Anhérung 2020)

Festlegungen des Regionalplans 2020
(Entwurf zur Anhérung 2019)

2.2.2 Mittelzentren und Mittelbereiche 2.2.2 Mittelzentren und Mittelbereiche

N (1) Als Mittelzentren sind in der Region N (1) Als Mittelzentren sind in der Region

Bodensee-Oberschwaben die Stadte Bad
Saulgau, Bad Waldsee, Leutkirch i.A.,
Pfullendorf, Sigmaringen, Uberlingen,
Wangen i.A. ausgewiesen (Anhang zu
Kapitel 2.5, LEP 2002).

(2) Mittelzentren sind als Standorte eines
vielfaltigen Angebots an hoherwertigen
Einrichtungen und Arbeitsplatzen so zu
entwickeln, dass sie den gehobenen, spe-
zialisierten Bedarf ihres Mittelbereichs
(Verflechtungsbereichs) decken kdnnen.

(3) In den Mittelbereichen soll auf eine mit
den Versorgungs-, Arbeitsplatz- und Ver-
kehrsangeboten abgestimmte Verteilung
von Wohn- und Arbeitsstatten sowie auf
ausgewogene Raumfunktionen hingewirkt
werden.

(4) Zu den Mittelbereichen in der Region
Bodensee-Oberschwaben gehoren fol-
gende Gemeinden (Anhang zu Kapitel 2.5,
LEP 2002):

Mittelbereich Bad Saulgau

mit den Gemeinden Altshausen, Boms,
Ebenweiler, Ebersbach-Musbach,
Eichstegen, Fleischwangen, Guggenhau-
sen, Herbertingen, HolRkirch, Konigsegg-
wald, Ostrach, Riedhausen, Bad Saulgau,
Unterwaldhausen;

Mittelbereich Bad Waldsee
mit den Gemeinden Aulendorf, Bad Wald-
see, Bergatreute;

Mittelbereich Friedrichshafen

mit den Gemeinden Bermatingen, Deg-
genhausertal, Eriskirch, Friedrichshafen,
Immenstaad am Bodensee, Kressbronn
am Bodensee, Langenargen, Markdorf,
Meckenbeuren, Neukirch, Oberteuringen,
Tettnang;

Mittelbereich Leutkirch
mit den Gemeinden Aichstetten, Aitrach,

Bodensee-Oberschwaben die Stadte Bad
Saulgau, Bad Waldsee, Leutkirch i.A.,
Pfullendorf, Sigmaringen, Uberlingen,
Wangen i.A. ausgewiesen (Anhang zu
Kapitel 2.5, LEP 2002).

(2) Mittelzentren sollen als Standorte ei-
nes vielfaltigen Angebots an héherwerti-
gen Einrichtungen und Arbeitsplatzen so
entwickelt werden, dass sie den gehobe-
nen, spezialisierten Bedarf ihres Mittelbe-
reichs (Verflechtungsbereichs) decken
koénnen.

(3) In den Mittelbereichen soll auf eine mit
den Versorgungs-, Arbeitsplatz- und Ver-
kehrsangeboten abgestimmte Verteilung
von Wohn- und Arbeitsstatten sowie auf
ausgewogene Raumfunktionen hingewirkt
werden.

(4) Zu den Mittelbereichen in der Region
Bodensee-Oberschwaben gehoren fol-
gende Gemeinden (Anhang zu Kapitel 2.5,
LEP 2002):

Mittelbereich Bad Saulgau

mit den Gemeinden Altshausen, Boms,
Ebenweiler, Ebersbach-Musbach,
Eichstegen, Fleischwangen, Guggenhau-
sen, Herbertingen, HolRkirch, Konigsegg-
wald, Ostrach, Riedhausen, Bad Saulgau,
Unterwaldhausen;

Mittelbereich Bad Waldsee
mit den Gemeinden Aulendorf, Bad Wald-
see, Bergatreute;

Mittelbereich Friedrichshafen

mit den Gemeinden Bermatingen, Deg-
genhausertal, Eriskirch, Friedrichshafen,
Immenstaad am Bodensee, Kressbronn
am Bodensee, Langenargen, Markdorf,
Meckenbeuren, Neukirch, Oberteuringen,
Tettnang;

Mittelbereich Leutkirch
mit den Gemeinden Aichstetten, Aitrach,
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Bad Wurzach, Isny im Allgéu, Leutkirch im
Allgau;

Mittelbereich Pfullendorf

mit den Gemeinden Herdwangen-
Schonach, lllmensee, Leibertingen, Mel3-
kirch, Pfullendorf, Sauldorf, Wald;

Mittelbereich Ravensburg / Weingarten
mit den Gemeinden Baienfurt, Baindt,
Berg, Bodnegg, Fronreute, Griinkraut,
Horgenzell, Ravensburg, Schlier, Vogt,
Waldburg, Weingarten, Wilhelmsdorf,
Wolfegg, Wolpertswende;

Mittelbereich Sigmaringen

mit den Gemeinden Beuron, Bingen,
Gammertingen, Hettingen, Hohentengen,
Inzigkofen, Krauchenwies, Mengen, Neu-
fra, Scheer, Schwenningen,
Sigmaringen, Sigmaringendorf, Stetten
am kalten Markt, Veringenstadt;

Mittelbereich Uberlingen

mit den Gemeinden Daisendorf, Frickin-
gen, Hagnau am Bodensee, Heiligenberg,
Meersburg, Owingen, Salem, Sipplingen,
Stetten, Uberlingen,
Uhldingen-Muhlhofen;

Mittelbereich Wangen
mit den Gemeinden Achberg, Amtzell, Ar-
genbuhl, KiBlegg, Wangen im Allgau.

Bad Wurzach, Isny im Allgéu, Leutkirch im
Allgau;

Mittelbereich Pfullendorf

mit den Gemeinden Herdwangen-
Schonach, lllmensee, Leibertingen, Mel3-
kirch, Pfullendorf, Sauldorf, Wald;

Mittelbereich Ravensburg / Weingarten
mit den Gemeinden Baienfurt, Baindt,
Berg, Bodnegg, Fronreute, Griinkraut,
Horgenzell, Ravensburg, Schlier, Vogt,
Waldburg, Weingarten, Wilhelmsdorf,
Wolfegg, Wolpertswende;

Mittelbereich Sigmaringen

mit den Gemeinden Beuron, Bingen,
Gammertingen, Hettingen, Hohentengen,
Inzigkofen, Krauchenwies, Mengen, Neu-
fra, Scheer, Schwenningen,
Sigmaringen, Sigmaringendorf, Stetten
am kalten Markt, Veringenstadt;

Mittelbereich Uberlingen

mit den Gemeinden Daisendorf, Frickin-
gen, Hagnau am Bodensee, Heiligenberg,
Meersburg, Owingen, Salem, Sipplingen,
Stetten, Uberlingen,
Uhldingen-Muhlhofen;

Mittelbereich Wangen
mit den Gemeinden Achberg, Amtzell, Ar-
genbuhl, KiBlegg, Wangen im Allgau.

22




Festlegungen des Regionalplans 2020
(Entwurf zur Anhérung 2020)

Festlegungen des Regionalplans 2020
(Entwurf zur Anhérung 2019)

2.2.3 Unterzentren

2.2.3 Unterzentren

Z (1) Als Unterzentren der Region Boden-
see-Oberschwaben werden die Gemein-
den Aulendorf, Bad Wurzach, Gammert-
ingen, Isny i.A., Markdorf,

Meckenbeuren, Mengen, Mel3kirch, Salem
und Tettnang festgelegt und in der Struk-
turkarte dargestellt.

Z (2) Die Unterzentren sind als Standorte
von Einrichtungen und Arbeitsplatzen so
zu entwickeln, dass sie auch den qualifi-
zierten, haufig wiederkehrenden Bedarf ih-
res Verflechtungsbereichs der Grundver-
sorgung decken kénnen.

Z (1) Als Unterzentren der Region Boden-
see-Oberschwaben werden die Gemein-
den Aulendorf, Bad Wurzach, Gammert-
ingen, Isny i.A., KiBlegg, Markdorf,
Meckenbeuren, Mengen, MeR3kirch, Salem
und Tettnang festgelegt und in der Struk-
turkarte dargestellt.

Z (2) Die Unterzentren sollen als Standorte
von Einrichtungen und Arbeitsplatzen so
entwickelt werden, dass sie auch den qua-
lifizierten, haufig wiederkehrenden Bedarf
eines Verflechtungsbereichs der Grund-
versorgung decken kénnen.
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2.2.4 Kleinzentren

2.2.4 Kleinzentren

Z (1) Als Kleinzentren der Region Boden-

see-Oberschwaben werden die Gemein-
den Altshausen, Herbertingen, Hohenten-
gen, KiBlegg, Krauchenwies, Kressbronn
a.B., Meersburg, Ostrach, Stetten a.k.M.,
Vogt / Wolfegg und Wilhelmsdorf festge-
legt und in der Strukturkarte dargestellt.

(2) Die Kleinzentren sind als Standorte
von zentral6rtlichen Einrichtungen der
Grundversorgung so zu entwickeln, dass
sie den haufig wiederkehrenden tberortli-
chen Bedarf ihres Verflechtungsbereichs
decken konnen.

(3) Die Zusammenarbeit der Gemeinden
Vogt und Wolfegg soll mit dem Ziel ver-
starkt werden, eine einheitliche Entwick-
lung des Doppel-Kleinzentrums sicherzu-
stellen und gemeinsame Einrichtungen zu
schaffen.

(4) In Kressbronn a.B. und Meersburg, die
als Kleinzentren und als Gemeinden mit
Beschrankung auf Eigenentwicklung fest-
gelegt sind, soll die tUber die Eigenent-
wicklung hinausgehende Siedlungstatig-
keit auf MalRBnhahmen zur Gewahrleistung
der Versorgungsfunktion begrenzt wer-
den.

Z (1) Als Kleinzentren der Region Boden-

see-Oberschwaben werden die Gemein-
den Altshausen, Argenbuhl, Herbertingen,
Krauchenwies, Kre3bronn a.B., Meers-
burg, Ostrach, Stetten a.k.M., Vogt / Wol-
fegg und Wilhelmsdorf festgelegt und in
der Strukturkarte dargestellt.

(2) Die Kleinzentren sollen als Standorte
von zentral6rtlichen Einrichtungen der
Grundversorgung so entwickelt werden,
dass sie den haufig wiederkehrenden
Uberdrtlichen Bedarf ihres Verflechtungs-
bereichs decken kénnen.

(3) Die Zusammenarbeit der Gemeinden
Vogt und Wolfegg soll mit dem Ziel ver-
starkt werden, eine einheitliche Entwick-
lung des Doppel-Kleinzentrums sicherzu-
stellen und gemeinsame Einrichtungen zu
schaffen.
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2.3 Entwicklungsachsen

2.3.0 Allgemeine Grundséatze und Ziele

2.3.0 Allgemeine Grundséatze und Ziele

N (1) Das System der Entwicklungsachsen
soll als Netz leistungsfahiger, gebuindelter
Verkehrs- und Versorgungsinfrastruktur
das zentral6rtliche System erganzen und
durch die Foérderung der raumlichen Ver-
flechtungen und des Leistungsaustauschs
zur Festigung der dezentralen Siedlungs-
struktur und zu einer ausgewogenen
Raumentwicklung beitragen.

G (2) In den Entwicklungsachsen sollen die
fur den grof3raumigen Leistungsaustausch
notwendigen Infrastrukturen gebindelt
und so ausgebaut werden, dass zwischen
den Zentralen Orten der Region leistungs-
fahige Verbindungen gewabhrleistet sind,
der Anschluss und die Entwicklung des
Landlichen Raums und der Erholungs-
raume an den Verdichtungsraum gesi-
chert sind und eine angemessene Einbin-
dung der Region und ihrer Teilrdume in
die nationalen und transeuropaischen
Netze erreicht wird.

G (3) Die grenzuberschreitenden Entwick-
lungsachsen sollen im Sinne einer abge-
stimmten Raumentwicklung in den be-
nachbarten Regionen fortgesetzt werden.

G (1) Das System der Entwicklungsachsen
soll als Netz leistungsfahiger, gebtndelter
Verkehrs- und Versorgungsinfrastruktur
das zentral6rtliche System erganzen und
durch die Foérderung der raumlichen Ver-
flechtungen und des Leistungsaustauschs
zur Festigung der dezentralen Siedlungs-
struktur und zu einer ausgewogenen
Raumentwicklung beitragen.

Z (2) Die Siedlungsentwicklung, der Ausbau

der Infrastruktur und die Schaffung von
Arbeitsplatzen sind vorrangig in Zentralen
Orten? und Siedlungsbereichen an Ent-
wicklungsachsen und weiterer regionalbe-
deutsamer Verkehrsverbindungen zu kon-
zentrieren.

G (3) In den Entwicklungsachsen sollen die
fur den grol3raumigen Leistungsaustausch
notwendigen Infrastrukturen gebindelt
und so ausgebaut werden, dass zwischen
den Zentralen Orten leistungsfahige Ver-
bindungen gewahrleistet sind, der An-
schluss und die Entwicklung des Landli-
chen Raums und der grof3en Erholungs-
raume an den Verdichtungsraum gesi-
chert sind und eine angemessene Einbin-
dung der Region und ihrer Teilrdume in
die nationalen und transeuropaischen
Netze erreicht wird.

1 Mit Ausnahme von Zentralen Orten, die als Gemeinden mit Beschrankung auf Eigenentwicklung festge-

legt sind (s. PS 2.4.3).
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2.3.1 Landesentwicklungsachsen

2.3.1 Landesentwicklungsachsen

N/Z (1) Die im Landesentwicklungsplan fest-

gelegten Landesentwicklungsachsen
werden in der Region Bodensee-
Oberschwaben wie folgt konkretisiert und
in der Strukturkarte dargestellt:

(Konstanz) — Friedrichshafen — Mecken-
beuren / Tetthang — Ravensburg — Wein-
garten — Bad Waldsee — (Biberach)
(Stockach) — Uberlingen — Salem — Mark-
dorf — Friedrichshafen —

Kressbronn a.B. — (Lindau i.B.)

(Lindau i.B.) — Wangen i.A. — Kil3legg —
Leutkirch i.A. — (Memmingen)
Weingarten — Altshausen — Bad Saulgau
— Herbertingen — Mengen —

Sigmaringen — (Albstadt)

(Tuttlingen) bzw. (Stockach) — Mel3kirch —
Sigmaringen — Mengen —

Herbertingen — (Riedlingen)

N/Z (1) Die im Landesentwicklungsplan aus-

gewiesenen Landesentwicklungsachsen
werden in der Region Bodensee-
Oberschwaben konkretisiert und in der
Strukturkarte dargestellt. Folgende Lan-
desentwicklungsachsen werden festge-
legt:

(Konstanz) — Friedrichshafen — Mecken-
beuren — Ravensburg — Weingarten —
Bad Waldsee — (Biberach)

(Stockach) — Uberlingen — Salem — Mark-
dorf — Friedrichshafen —

Kressbronn a.B. — (Lindau i.B.)

(Lindau i.B.) — Wangen i.A. — Kil3legg —
Leutkirch i.A. — (Memmingen)
Weingarten — Altshausen — Bad Saulgau
— Herbertingen — Mengen —

Sigmaringen — (Albstadt)

(Tuttlingen) bzw. (Stockach) — Mel3kirch —
Sigmaringen — Mengen —

Herbertingen — (Riedlingen)
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2.3.2 Regionale Entwicklungsachsen 2.3.2 Regionale Entwicklungsachsen

Z (1) Erganzend zu den Landesentwick- Z (1) Erganzend zu den Landesentwick-

lungsachsen werden folgende regionale
Entwicklungsachsen festgelegt und in der
Strukturkarte dargestellt:

Mefkirch — Pfullendorf — Wilhelmsdorf —
Ravensburg — Wangen i.A. — Isny I.A. —
(Kempten (Allgau))

Bad Saulgau — Aulendorf — Bad Waldsee
— Bad Wurzach — Leutkirch i.A. —
Isny i.A.

Weingarten — Aulendorf — (Bad Schussen-
ried)

Ravensburg— Markdorf — Meersburg —
(Konstanz)

Uberlingen — Pfullendorf — Krauchenwies
— Sigmaringen — Gammertingen — (Reut-
lingen) bzw. (Hechingen)

Uberlingen — Pfullendorf — Ostrach — Bad
Saulgau — (Biberach)

lungsachsen werden folgende regionale
Entwicklungsachsen festgelegt und in der
Strukturkarte dargestellt:

Mefkirch — Pfullendorf — Wilhelmsdorf —
Ravensburg — Wangen i.A. —
Argenbuhl = Isny i.A. — (Kempten)

Bad Saulgau — Aulendorf — Bad Waldsee
— Bad Wurzach — Leutkirch i.A. —
Isny i.A.

Weingarten — Aulendorf — (Bad Schussen-
ried)

Ravensburg— Markdorf — Meersburg —
(Konstanz)

Meckenbeuren — Tettnang — Kressbronn
a.B.

Friedrichshafen — Meersburg — Uberlingen

Uberlingen — Pfullendorf — Krauchenwies
— Sigmaringen — Gammertingen — (Reut-
lingen) bzw. (Hechingen)

Uberlingen — Pfullendorf — Ostrach — Bad
Saulgau — (Biberach)
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2.4 Siedlungsentwicklung

2.4.0 Allgemeine Grundséatze und Ziele

2.4.0 Allgemeine Grundséatze und Ziele

Z (1) Die Siedlungstatigkeit ist auf Sied-
lungsbereiche sowie Schwerpunkte des
Wohnungsbaus und Schwerpunkte fir In-
dustrie, Gewerbe und Dienstleistungs-
einrichtungen zu konzentrieren.

Z (2) Die Flacheninanspruchnahme ist durch
die Aktivierung innerortlicher Potenziale
(Baulticken / Nachverdichtung, Brach- /
Konversionsflachen, Flachenrecycling)
sowie durch eine flacheneffiziente Nut-
zung und angemessen verdichtete Bau-
weise zu verringern.

N (3) Die Siedlungsentwicklung ist vorrangig
am Bestand auszurichten. Dazu sind M6g-
lichkeiten der Verdichtung und Arrondie-
rung zu nutzen, Baullicken und Bauland-
reserven zu bericksichtigen sowie Brach-,
Konversions- und Altlastenflachen neuen
Nutzungen zuzufiuhren. Die Inanspruch-
nahme von Boden mit besonderer Bedeu-
tung fir den Naturhaushalt und die Land-
wirtschaft ist auf das Unvermeidbare zu
beschréanken (PS 3.1.9, LEP 2002).

G (4) Die Gemeinden sollen durch eine akti-
ve Baulandpolitik auf die Mobilisierung
und tatsachliche Verfigbarkeit der Baufla-
chenpotenziale im Siedlungsbestand und
der bauplanungsrechtlich gesicherten Fla-
chen hinwirken. Die Bauflachenauswei-
sung soll so bemessen und gelenkt wer-
den, dass Uberlastungen und ein unge-
gliedert bandartiges und flachenhaft aus-
greifendes Siedlungswachstum vermieden
werden.

G (5) Bei der ErschlieRung neuer Bauflachen
sind MalRnahmen zum Klimaschutz und
zur Klimaanpassung zu bericksichtigen.
Eine energieeffiziente Bauweise
und der Einsatz erneuerbarer Energien
soll gefordert werden. Dartiber hinaus sol-
len die Belange des Denkmalschutzes

Z (2) Die Siedlungstatigkeit ist vorrangig auf
Siedlungsbereiche sowie Schwerpunkte
des Wohnungsbaus und Schwerpunkte fur
Industrie, Gewerbe und Dienstleistungs-
einrichtungen zu konzentrieren.

G (3) Die Flacheninanspruchnahme ist durch
eine verstarkte Nutzung innerértlicher Po-
tenziale sowie durch eine flachensparende
ErschlieBung und angemessen verdichte-
te Bauweise zu verringern.

N (1) Die Siedlungsentwicklung ist vorrangig
am Bestand auszurichten. Dazu sind M6g-
lichkeiten der Verdichtung und Arrondie-
rung zu nutzen, Bauliicken und Bauland-
reserven zu bericksichtigen sowie Brach-,
Konversions- und Altlastenflachen neuen
Nutzungen zuzufihren. Die Inanspruch-
nahme von Boden mit besonderer Bedeu-
tung fr den Naturhaushalt und die Land-
wirtschaft ist auf das Unvermeidbare zu
beschréanken (PS 3.1.9, LEP 2002).

G (6) Bei der ErschlieRung neuer Bauflachen
sind Malinahmen zum Klimaschutz und
zur Klimaanpassung zu berlcksichtigen.
Eine energieeffiziente Bauweise
und der Einsatz erneuerbarer Energien
sind zu fordern. Dartber hinaus sind die
Belange des Denkmalschutzes sowie des
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sowie des Natur- und Landschaftsschut-
zes bertcksichtigt werden.

(6) Die Siedlungsentwicklung ist durch
kleinraumige Zuordnungen von Raumnut-
zungen, insbesondere der Funktionen
Wohnen und Arbeiten, so zu gestalten,
dass verkehrsbedingte Belastungen zu-
rickgehen und zuséatzlicher motorisierter
Verkehr moglichst vermieden wird. GroR3e-
re Neubauflachen sollen nur dann ausge-
wiesen werden, wenn dabei ein ausgewo-
genes Verhaltnis zwischen Wohnbaufla-
chen und gewerblichen Flachen in dersel-
ben Gemeinde oder in Abstimmung mit
Nachbargemeinden gewahrleistet wird
(PS 3.1.6, LEP 2002).

(7) Zur Milderung des Siedlungsdrucks im
Uferbereich des Bodensees wird mit Aus-
nahme des Teil-Oberzentrums Friedrichs-
hafen und des Mittelzentrums Uberlingen
die Siedlungsentwicklung durch die Fest-
legung von geeigneten Siedlungsberei-
chen, regionalbedeutsamen Schwerpunk-
ten des Wohnungsbaus und regionalbe-
deutsamen Schwerpunkten fir Industrie
und Gewerbe in das angrenzende Hinter-
land gelenkt.

(8) Einer Zunahme von Zweitwohnungen
soll durch die Wohnungs- und Baulandpo-
litik der Gemeinden entgegengewirkt wer-
den. Dies gilt insbesondere fur die Boden-
seeufergemeinden.

Natur- und Landschaftsschutzes zu be-
riicksichtigen.

(4) Die Siedlungsentwicklung ist so zu
gestalten, dass verkehrsbedingte Belas-
tungen zurtuckgehen und zusatzlicher mo-
torisierter Verkehr moglichst vermieden
wird. Insbesondere ist auf die Verkniip-
fung der Funktionen Wohnen und Arbeit
sowie eine Anbindung an den Offentlichen
Personennahverkehr zu achten.

(5) Zur Milderung des Siedlungsdrucks im
Uferbereich des Bodensees ist die Sied-
lungsentwicklung in das angrenzende Hin-
terland bzw. in geeignete seeabgewandte
Standorte zu lenken.
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2.4.1 Flachenbedarf 2.4.1 Flachenbedarf

G (1) Der ermittelte Wohnbauflachenbedarf

in H6he von 1.000 ha fir die Region Bo-
densee-Oberschwaben bis zum Jahr 2035
dient als Orientierungswert, sowohl fur die
Dimensionierung der regionalbedeutsa-
men Schwerpunkte des Wohnungsbaus
(siehe PS 2.5), als auch fur erganzende
kommunalen Wohnbauflachen.

(2) Die Berechnung des Wohnbaufla-
chenbedarfs erfolgt auf Basis der Bevolke-
rungsprognosen des Statistischen Lan-
desamtes Baden-Wrttemberg, der Ent-
wicklung der Belegungsdichte (Einwohner
pro Wohneinheit) und der regionalen Brut-
towohndichte (Einwohner pro Hektar, sie-
he Tab. 1 und 2). Dariiber hinaus sind fol-
gende regional bedingte Besonderheiten
zu berucksichtigen:

1. Bei Gemeinden mit Beschréankung auf
Eigenentwicklung (siehe PS 2.4.3)
werden Bevolkerungsprognosewerte
gemal PS 2.4.3, Z (3) zugrunde ge-
legt. Aufgrund des voraussichtlichen
Belegungsdichtertickgangs ist ein
Zuwachsfaktor von 0,3 % pro Jahr be-
zogen auf die Einwohnerzahl zum Pla-
nungszeitpunkt anzurechnen.

2. Bei Gemeinden, die als Siedlungsbe-
reich festgelegt werden (siehe PS
2.4.2) ist neben dem oben genannten
Zuwachsfaktor von 0,3 % pro Jahr:

- ein Zuschlag von 10 % auf im Re-
gelfall prognostizierte Wanderungs-
gewinne des Planungszieljahres
anzurechnen,

- mindestens jedoch ein Zuschlag
von 1 % auf den Einwohner-
Prognosewert des Planungszieljah-
res.

3. Bei Gemeinden mit Wohnungs-
bauschwerpunkten (siehe PS 2.5.1) ist
dariiber hinaus je 10 ha unbebautem
Vorranggebiet fir den Wohnungsbau:

G (1) Die Berechnung des Wohnbaufla-
chenbedarfs erfolgt auf Basis der aktuel-
len Bevdlkerungsprognose, der Entwick-
lung der Belegungsdichte (Einwohner pro
Wohneinheit) und der regionalen Brutto-
wohndichte (Einwohner pro Hektar, siehe
Tab. 1). Dartber hinaus sind folgende re-
gional bedingte Besonderheiten zu be-
ricksichtigen:

1. Bei Gemeinden mit Beschréankung auf
Eigenentwicklung (siehe PS 2.4.3)
werden Bevoélkerungsprognosewerte
ohne Wanderungen zugrunde gelegt.
Aufgrund des voraussichtlichen Bele-
gungsdichtertickgangs ist ein
Zuwachsfaktor von 0,3 % pro Jahr be-
zogen auf die Einwohnerzahl zum Pla-
nungszeitpunkt anzurechnen.

2. Bei Gemeinden, die als Siedlungsbe-
reich festgelegt werden (siehe PS
2.4.2) ist neben dem oben genannten
Zuwachsfaktor von 0,3 % pro Jahr:

- ein Zuschlag von 10 % auf die prog-
nostizierten Wanderungsgewinne
des Planungszieljahres anzurech-
nen,

- mindestens jedoch ein Zuschlag von
1 % auf den Einwohner-
Prognosewert des Planungszieljah-
res.

3. Bei Gemeinden mit Wohnungsbausch-
werpunkten (siehe PS 2.5.1) ist
dariber hinaus je 10 ha unbebautem
Vorranggebiet fir den Wohnungsbau:
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- ein Zuschlag von 7,5 % auf im Re-
gelfall prognostizierte Wanderungs-
gewinne des Planungszieljahres
anzurechnen,

- mindestens jedoch ein Zuschlag
von 0,75 % auf den Einwohner-
Prognosewert des Planungszieljah-
res.

Die genannten Zahlen sind als Richtwerte,
sowohl fur die regionale Planung als auch
die kommunale Flachennutzungsplanung
zu betrachten.

(3) Der Bedarf an erganzenden kommuna-
len Wohnbauflachen ist im Rahmen der
vorbereitenden Bauleitplanung nachvoll-
ziehbar zu begriinden und darzustellen.

(4) Unbebaute Flachen der regionalbe-
deutsamen Schwerpunkte des Woh-
nungsbaus sowie bauplanungsrechtlich
gesicherte, aber noch nicht bebaute
Wohnbauflachen und aktivierbare Fla-
chenpotenziale im unbeplanten Innenbe-
reich (Baulucken, Konversionsflachen)
sind im Rahmen der Flachennutzungspla-
nung vom ermittelten Flachenbedarf ab-
zuziehen. Ortlich bedingte Besonderheiten
kénnen zu einem héheren oder geringe-
ren Bedarf fuhren.

(5) Zur Reduzierung der Flacheninan-
spruchnahme durch neue Wohnbaufla-
chen sind bei allen Neubebauungen in re-
gionalbedeutsamen Wohnungsbausch-
werpunkten folgende Werte der Mindest-
Bruttowohndichte einzuhalten:

Tab. 1: Mindest-Bruttowohndichte in Vor-
ranggebieten fur den Wohnungsbau

Verdichtungsraum, incl. Randzone

Oberzentrum: 95 EW/ha
Mittelzentrum: 85 EW/ha

- ein Zuschlag von 7,5 % auf die
prognostizierten Wanderungsgewin-
ne des Planungszieljahres anzu-
rechnen,

- mindestens jedoch ein Zuschlag von
0,75 % auf den Einwohner-
Prognosewert des Planungszieljah-
res.

Die genannten Zahlen sind als Orientie-
rungswerte zu betrachten. Der tatsachli-
che Wohnbauflachenbedarf ist im Rah-
men der vorbereitenden Bauleitplanung
nachzuweisen. Ein erhdhter Bedarf kann
durch ortlich bedingte Besonderheiten be-
griindet werden.

(3) Bauplanungsrechtlich gesicherte, aber
noch nicht bebaute Wohnbau- und Ge-
werbeflachenpotenziale sowie aktivierbare
Flachenpotenziale im unbeplanten Innen-
bereich (Bauliicken, Konversionsflachen
etc.) sind vorrangig zu nutzen und vom
ermittelten Flachenbedarf abzuziehen.

(4) Zur Reduzierung der Flacheninan-
spruchnahme durch neue Wohnbaufla-
chen werden fir alle Neubebauungen fol-
gende Orientierungswerte fur die Mindest-
Bruttowohndichte festgelegt:

Tab. 1: Orientierungswerte fir die Min-
dest-Bruttowohndichte

Verdichtungsraum, incl. Randzone und in-
nerhalb von Wohnungsbauschwerpunkten

Oberzentrum (Kernstadt?): 90 EW/ha
Mittelzentrum (Kernstadt®): 80 EW/ha

2 Oberzentrum Friedrichshafen: Gemarkung Friedrichshafen, Oberzentrum Ravensburg: Gemarkung
Ravensburg, Oberzentrum Weingarten: Gemarkung Weingarten.

3 Mittelzentrum Uberlingen: Gemarkung Uberlingen, Mittelzentrum Bad Waldsee: Gemarkung Waldsee,
Mittelzentrum Leutkirch: Gemarkung Leutkirch, Mittelzentrum Wangen: Gemarkung
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Unterzentrum: 75 EW/ha
Kleinzentrum: -
Sonstige: -

Landlicher Raum i.e.S.

Oberzentrum: -
Mittelzentrum: 75 EW/ha
Unterzentrum: 65 EW/ha
Kleinzentrum: -
Sonstige: -

G (6) Zur Reduzierung der Flacheninan-
spruchnahme durch neue Wohnbaufla-
chen werden fir alle Neubebauungen au-
Rerhalb von regionalbedeutsamen Woh-
nungsbauschwerpunkten folgende Orien-
tierungswerte fir die Mindest-
Bruttowohndichte festgelegt:

Tab. 2: Mindest-Bruttowohndichte fur
Wohnbauflachen aufRerhalb von Vorrang-
gebieten fir den Wohnungsbau

Verdichtungsraum, incl. Randzone

Oberzentrum: 90 EW/ha
Mittelzentrum: 80 EW/ha
Unterzentrum: 70 EW/ha
Kleinzentrum: 60 EW/ha
Sonstige: 50 EW/ha

Landlicher Raum i.e.S.

Oberzentrum: -
Mittelzentrum: 70 EW/ha
Unterzentrum: 60 EW/ha
Kleinzentrum: 50 EW/ha
Sonstige: 45 EW/ha

Unterzentrum: 70 EW/ha

Kleinzentrum: -

Sonstige?: -

Landlicher Raum i.e.S. und innerhalb von
Wohnungsbauschwerpunkten
Oberzentrum (Kernstadt?): -
Mittelzentrum (Kernstadt®): 70 EW/ha
Unterzentrum: 60 EW/ha

Kleinzentrum: -

Sonstige?: -

(4) Zur Reduzierung der Flacheninan-
spruchnahme durch neue Wohnbaufla-
chen werden fir alle Neubebauungen fol-
gende Orientierungswerte fir die Mindest-
Bruttowohndichte festgelegt:

Tab. 1: Orientierungswerte fir die Min-
dest-Bruttowohndichte

Verdichtungsraum, incl. Randzone und
aufBerhalb von Wohnungsbauschwerpunk-
ten

Oberzentrum (Kernstadt?): 85 EW/ha
Mittelzentrum (Kernstadt®): 75 EW/ha
Unterzentrum: 65 EW/ha

Kleinzentrum: 60 EW/ha

Sonstige*: 55 EW/ha

Landlicher Raum i.e.S. und auf3erhalb von
Wohnungsbauschwerpunkten

Oberzentrum (Kernstadt?): -
Mittelzentrum (Kernstadt®): 65 EW/ha
Unterzentrum: 55 EW/ha
Kleinzentrum: 50 EW/ha

Sonstige*: 45 EW/ha

Wangen, Mittelzentrum Bad Saulgau: Gemarkung Saulgau, Mittelzentrum Pfullendorf: Gemarkung Pful-
lendorf, Mittelzentrum Sigmaringen: Gemarkung Sigmaringen. Im Verdichtungsraum / Randzone ist der-
zeit im LEP kein Mittelzentrum festgelegt, Tettnang strebt aber eine Aufstufung vom Unter- zum Mittel-

zentrum an.

4 nicht-zentrale Orte und in den FuRBnoten 1 und 2 nicht genannte Gemarkungen von Ober- und Mittelzen-

tren.
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G (7) Der ermittelte Gewerbeflachenbedarf

in H6he von 600 - ca. 1.500 ha fir die Re-
gion Bodensee-Oberschwaben bis zum
Jahr 2035 dient als Orientierungswert,
sowohl fur die Dimensionierung der regio-
nalbedeutsamen Schwerpunkte fir Indust-
rie und Gewerbe, als auch der erganzen-
den kommunalen, lokal ausgerichteten
Gewerbeflachen.

(8) Der Bedarf an erganzenden kommuna-
len, lokal ausgerichteten Gewerbeflachen
ist im Rahmen der vorbereitenden Bau-
leitplanung nachvollziehbar zu begrinden
und darzustellen.

(9) Unbebaute Flachen der regionalbe-
deutsamen Schwerpunkte fir Industrie
und Gewerbe sowie bauplanungsrechtlich
gesicherte, aber noch nicht bebaute Ge-
werbeflachen und aktivierbare Flachenpo-
tenziale im unbeplanten Innenbereich
(Baulticken, Konversionsflachen) sind im
Rahmen der vorbereitenden Bauleitpla-
nung vom ermittelten Flachenbedarf ab-
zuziehen.

G (2) Der kommunale Gewerbeflachenbe-
darf ist mit der regionalen Bedarfs-
prognose bis zum Jahr 2035 abzustim-
men. Der Bedarf ist im Einzelfall nachvoll-
ziehbar darzustellen und zu begrtinden.

G (3) Bauplanungsrechtlich gesicherte, aber
noch nicht bebaute Wohnbau- und Gewerbe-

flachenpotenziale sowie aktivierbare Flachen-
potenziale im unbeplanten Innenbereich (Bau-
licken, Konversionsflachen etc.) sind vorran-

gig zu nutzen und vom ermittelten Flachenbe-
darf abzuziehen.
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2.4.2 Siedlungsbereiche

2.4.2 Siedlungsbereiche

Z (1) Gemeinden, in denen sich die Sied-
lungstéatigkeit verstarkt vollziehen soll,
werden als Siedlungsbereiche festgelegt.
Die Siedlungsentwicklung ist in den Ge-
meindehauptorten sowie in geeigneten
Teilorten mit guter Verkehrsanbindung zu
konzentrieren. Diese Gemeindehauptorte
und Teilorte der verstarkten Siedlungsta-
tigkeit sind in Plansatz 2.4.2, Z (2) be-
nannt und in der Raumnutzungskarte
durch die Punktsignatur ,Siedlungsbe-
reich* dargestellt.

Z (2) Als Siedlungsbereiche werden folgen-
de Gemeinden festgelegt. Ist die verstark-
te Siedlungstéatigkeit in geeigneten Teilor-
ten der Gemeinde zu konzentrieren, sind
diese in Klammern benannt. In allen ande-
ren Fallen ist die Siedlungsentwicklung in
den Gemeindehauptorten zu konzentrie-
ren.

Das Teil-Oberzentrum Ravensburg /
Weingarten mit den Gemeinden Baienfurt,
Baindt, Berg, Fronreute (Teilort Blitzenreu-
te), Grunkraut, Horgenzell, Schlier und
Wolpertswende (Teilort Mochenwangen).

Das Teil-Oberzentrum Friedrichshafen mit
der Gemeinde Oberteuringen.

Die Mittelzentren Bad Waldsee, Bad Saul-
gau, Leutkirch i.A., Pfullendorf,
Sigmaringen, Uberlingen mit der Gemein-
de Owingen und Wangen i.A. mit der Ge-
meinde Amtzell.

Die Unterzentren Aulendorf, Bad Wurz-

ach, Gammertingen, Isny, Markdorf, Me-
ckenbeuren, Mengen, Mel3kirch, Salem

(Teilorte Mimmenhausen, Neufrach und

Stefansfeld) und Tettnang.

Die Kleinzentren Altshausen, Ostrach,
Herbertingen, Hohentengen, Kil3legg,
Krauchenwies, Stetten a.k.M., Vogt / Wol-
fegg und Wilhelmsdorf.

Z (1) Gemeinden und Gemeindeteile, in de-
nen sich die Siedlungstatigkeit verstarkt
vollziehen soll, werden als Siedlungsbe-
reiche festgelegt. Die Siedlungsentwick-
lung ist vorrangig in den Gemeinde-
hauptorten sowie in geeigneten Teilorten
mit guter Verkehrsanbindung zu konzent-
rieren. Die Orte der verstarkten Siedlungs-
tatigkeit sind in der Raumnutzungskarte
durch die Punktsignatur ,Siedlungsbe-
reich” dargestellt.

Z (3) Als Siedlungsbereiche werden ausge-
wiesen:

Das Teil-Oberzentrum Ravensburg /
Weingarten mit den Gemeinden (Teilor-
ten) Baienfurt, Baindt, Berg, Fronreute
(Blitzenreute), Grunkraut, Horgenzell,
Schlier, Waldburg und Wolpertswende
(Mochenwangen).

Das Teil-Oberzentrum Friedrichshafen mit
der Gemeinde Oberteuringen.

Die Mittelzentren Bad Waldsee, Bad Saul-
gau, Leutkirch i.A., Pfullendorf,
Sigmaringen, Uberlingen mit der Gemein-
de Owingen und Wangen i.A. mit der Ge-
meinde Amtzell.

Die Unterzentren Aulendorf, Bad Wurz-
ach, Gammertingen, Isny, KiR3legg,
Markdorf mit der Gemeinde Bermatingen,
Meckenbeuren, Mengen, Mel3kirch,
Salem (Neue Mitte) und Tettnang.

Die Kleinzentren Altshausen, Argenbihl
(Eisenharz), Ostrach, Herbertingen, Krau-
chenwies, Stetten a.k.M., Vogt / Wolfegg
und Wilhelmsdorf.
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G (3) In den Siedlungsbereichen sind qualifi- | G (2) In den Siedlungsbereichen sind qualifi-
zierte Arbeitsplatze sowie ausreichend zierte Arbeitsplatze sowie ausreichend
Wohnraum fur den Eigenbedarf und zur Wohnungen fir den Eigenbedarf und zur
Aufnahme von Wanderungsgewinnen an- Aufnahme von Wanderungsgewinnen an-
zustreben. zustreben.
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2.4.3 Gemeinden mit Beschrankung auf
Eigenentwicklung

2.4.3 Gemeinden mit Beschrankung auf
Eigenentwicklung

Z (1) Gemeinden, in denen aufgrund natur-
raumlicher Gegebenheiten oder geringem
Entwicklungspotenzial keine tber die Ei-
genentwicklung hinausgehende Sied-
lungstatigkeit stattfinden soll, werden als
,Gemeinden mit Beschrankung auf Eigen-
entwicklung” festgelegt und in der Raum-
nutzungskarte durch eine Punktsignatur
dargestellt.

Z (2) Als Gemeinden mit Beschrankung auf
Eigenentwicklung werden festgelegt:

Im Uferbereich des Bodensees die Ge-
meinden Daisendorf, Eriskirch,
Hagnau a.B., Immenstaad a.B., Kress-
bronn a.B., Langenargen, Meersburg,
Sipplingen, Stetten und Uhldingen-
Muhlhofen.

Im Donautal die Gemeinde Beuron.

Im Verwaltungsraum Altshausen die Ge-
meinden Eichstegen, Guggenhausen
und Unterwaldhausen.

Z (3) Der Rahmen der Eigenentwicklung
ermaoglicht es den Gemeinden, ihre ge-
wachsene Struktur zu erhalten und ange-
messen weiterzuentwickeln. Zur
Eigenentwicklung einer Gemeinde gehort
die Schaffung von Wohnraum und
Arbeitsplatzen fur den Bedarf aus der na-
turlichen Bevdlkerungsentwicklung und fur
den inneren Bedarf. Bei den als Kleinzen-
tren festgelegten Gemeinden mit Be-
schrankung auf Eigenentwicklung —
Kressbronn a.B. und Meeersburg - ist
Plansatz 2.2.4, Z (4) zu beachten.

Z (1) Gemeinden, in denen aufgrund natur-
raumlicher Gegebenheiten oder geringem
Entwicklungspotenzial keine tber die Ei-
genentwicklung hinausgehende Sied-
lungstatigkeit stattfinden soll, werden als
,Gemeinden mit Beschrankung auf Eigen-
entwicklung” festgelegt und in der Raum-
nutzungskarte durch eine Punktsignatur
dargestellt.

Z (3) Als Gemeinden mit Beschrankung auf
Eigenentwicklung werden ausgewiesen:

Im Uferbereich des Bodensees die Ge-
meinden Daisendorf, Eriskirch,
Hagnau a.B., Immenstaad a.B., Kress-
bronn a.B., Langenargen, Meersburg,
Sipplingen, Stetten und Uhldingen-
Muhlhofen.

Im Donautal die Gemeinde Beuron.

Im Verwaltungsraum Altshausen die Ge-
meinden Eichstegen, Guggenhausen
und Unterwaldhausen.

G (2) Der Rahmen der Eigenentwicklung soll
es den Gemeinden ermoglichen, ihre ge-
wachsene Struktur zu erhalten und ange-
messen weiterzuentwickeln. Zur
Eigenentwicklung einer Gemeinde gehort
die Schaffung von Wohnraum und
Arbeitsplatzen fur den Bedarf aus der na-
turlichen Bevdlkerungsentwicklung und fur
den inneren Bedarf.

36




Festlegungen des Regionalplans 2020
(Entwurf zur Anhérung 2020)

Festlegungen des Regionalplans 2020
(Entwurf zur Anhérung 2019)

2.5 Schwerpunkte des Wohnungsbaus

2.5.0 Allgemeine Grundséatze

2.5.0 Allgemeine Grundséatze

G (1) Fur die Region soll ein quantitativ und
qualitativ ausreichendes Wohnungsan-
gebot sichergestellt werden. Eine soziale
Mischung ist anzustreben.

G (2) Neben den regionalbedeutsamen
Schwerpunkten des Wohnungsbaus sol-
len im Rahmen der kommunalen Bauleit-
planung bedarfsgerecht ergénzende
Wohnbauflachen, insbesondere in Sied-
lungsbereichen ausgewiesen werden.

Z (3) Die regionalbedeutsamen Schwer-
punkte des Wohnungsbaus sowie baupla-
nungsrechtlich gesicherte, aber noch nicht
bebaute Wohnbauflachen und aktivierbare
Flachenpotenziale im unbeplanten Innen-
bereich (Baullicken, Konversionsflachen)
sind im Rahmen der kommunalen Bauleit-
planung vor der Inanspruchnahme zuséatz-
licher unverbauter Flachen im AufR3enbe-
reich zu nutzen.

G (4) Vorhandene Bausubstanz soll soweit
moglich zur Schaffung von Wohnraum
ausgebaut und erweitert werden. Eine
Mobilisierung von Leerstanden ist anzu-
streben.

G (1) Fur die Region ist ein quantitativ und
qualitativ ausreichendes Wohnungsan-
gebot sicherzustellen. Eine soziale Mi-
schung ist anzustreben.

G (2) Vorhandene Bausubstanz soll soweit
moglich zur Schaffung von Wohnungen
ausgebaut und erweitert werden. Eine
Mobilisierung von Leerstanden ist anzu-
streben.
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2.5.1 Vorranggebiete flir den Wohnungs- 2.5.1 Vorranggebiete flir den Wohnungs-
bau bau

Z (1) Fur eine verstarkte Wohnungsbauta- Z (1) Fur eine verstarkte Wohnungsbauta-

tigkeit werden regionalbedeutsame
Schwerpunkte des Wohnungsbaus als
Vorranggebiete festgelegt und in der
Raumnutzungskarte gebietsscharf darge-
stellt. Diese Gebiete sind von Planungen
und MaRRnahmen freizuhalten, die die vor-
gesehene Nutzung beeintrachtigen kon-
nen.

(2) Folgende regionalbedeutsame
Schwerpunkte des Wohnungsbaus wer-
den als Vorranggebiete festgelegt:

Tab. 3: Schwerpunkte des Wohnungsbaus

Teil-Oberzentrum

Friedrichshafen Jettenhausen 16,3 ha

Ravensburg Sickenried 29,9 ha
Ravensburg Weststadt 30,7 ha
Weingarten Riedhof 44 9 ha
Summe Oberzentrum 121,8 ha

Mittelzentren

Bad Saulgau Kessel 27,9 ha
Leutkirch i.A. Am Schleifweg, Sage-
stral3e, Santisstralle
15,9 ha
Pfullendorf Am Galgenbuhl
21,0 ha
Pfullendorf Oberer Bussen /
Schweizersbild
15,7 ha
Sigmaringen Schoénenberg 26,0 ha
Uberlingen Flinkern 16,0 ha
Uberlingen Nordostlich
Hildegardring 12,6 ha
Wangen Nieratz 11,3 ha
Summe Mittelzentren 146,4 ha

tigkeit werden regionalbedeutsame
Schwerpunkte des Wohnungsbaus als
Vorranggebiete festgelegt und in der
Raumnutzungskarte gebietsscharf darge-
stellt. Diese Gebiete sind von Planungen
und MalRnahmen freizuhalten, die die vor-
gesehene Nutzung beeintrachtigen kon-
nen.

(2) Folgende regionalbedeutsame
Schwerpunkte des Wohnungsbaus wer-
den als Vorranggebiete festgelegt:

Tab. 2: Schwerpunkte des Wohnungsbaus

Teil-Oberzentrum

Friedrichshafen Jettenhausen 16,3 ha

Ravensburg Sickenried 29,9 ha
Ravensburg Weststadt 30,8 ha
Weingarten Riedhof 45,0 ha
Summe Oberzentrum 122,0 ha

Mittelzentren

Bad Saulgau Kessel 27,9 ha
Leutkirch i.A. Am Schleifweg, Sage-
stral3e, Santisstralle
15,9 ha
Pfullendorf Am Galgenbuhl
21,0 ha
Pfullendorf Oberer Bussen /
Schweizersbild
15,7 ha
Sigmaringen Schoénenberg 26,0 ha
Uberlingen Flinkern 16,1 ha
Uberlingen Nordostlich
Hildegardring 12,6 ha
Wangen Nieratz 11,3 ha
Summe Mittelzentren 146,5 ha
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Unterzentren

Aulendorf Aulendorf Nord
Isny Brunnen Wiesen
MeRkirch Hauptbihl
Tettnang Tettnang Nordwest
Summe Unterzentren

Summe Region BO

15,4 ha
13,7 ha
11,9 ha
11,0 ha
52,0 ha

320,2 ha

Unterzentren

Isny Brunnen Wiesen
MeRkirch Hauptbihl
Tettnang Tettnang Nordwest
Summe Unterzentren

Summe Region BO

13,7 ha
11,9 ha
11,0 ha
36,6 ha

305,1 ha
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2.6 Schwerpunkte fur Industrie und Gewerbe

2.6.0 Allgemeine Grundséatze und Ziele 2.6.0 Allgemeine Grundséatze und Ziele

Z (1) Regionalbedeutsame Schwerpunkte Z (1) Regionalbedeutsame Schwerpunkte

fur Industrie und Gewerbe sind vorrangig
an solchen Standorten zu erweitern und
im Anschluss an bestehende Siedlungs-
flachen neu vorzusehen, an denen aus inf-
rastruktureller Sicht und unter Beachtung
der Umweltbelange die besten Ansied-
lungsbedingungen gegeben sind.

(2) Die Verkehrs- und Versorgungsinfra-
strukturen, insbesondere die Anschlisse
an Bahn, FernstralRe und den OPNV so-
wie Breitband- und Energieversorgungs-
netze sollen im Bereich der Schwerpunkte
fur Industrie und Gewerbe so gestaltet
werden, dass glnstige Voraussetzungen
far die Ansiedlung von Betrieben geschaf-
fen werden.

(3) Die ErschlieBung und die Belegung der
Flachen hat so zu erfolgen, dass eine
hochwertige und intensive Nutzung des
Gelandes gewahrleistet ist.

fur Industrie und Gewerbe sind vorrangig
an solchen Standorten zu erweitern und
im Anschluss an bestehende Siedlungs-
flachen neu vorzusehen, an denen aus inf-
rastruktureller Sicht und unter Beachtung
der Umweltbelange die besten Ansied-
lungsbedingungen gegeben sind. Standor-
te mit Anschluss an das uberortliche Stra-
Ren- und Schienennetz sowie im Einzugs-
bereich des Regionalflughafens Fried-
richshafen und der Verkehrslandeplatze
Leutkirch-Unterzeil, Mengen-Hohentengen
und Pfullendorf sind bevorzugt zu bertck-
sichtigen.

(2) Die Verkehrs- und Versorgungsinfra-
strukturen, insbesondere die Anschlisse
an Bahn, FernstraRe und den OPNV so-
wie Breitband- und Energieversorgungs-
netze sind fir die Schwerpunkte fur In-
dustrie und Gewerbe unter Beruck-
sichtigung der vorhandenen Gegebenhei-
ten gegebenenfalls zu verbessern.

(3) Die Erschlief3ung und die Belegung der
Flachen sollen so erfolgen, dass eine
hochwertige und intensive Nutzung des
Gelandes gewahrleistet ist und Umnut-
zungen maglich sind.

(4) Neben den regionalbedeutsamen
Schwerpunkten fir Industrie und Gewerbe
sollen im Rahmen der kommunalen Bau-
leitplanung landschaftsvertragliche ortliche
Gewerbegebiete fir den lokalen Bedarf in
geeigneten Gemeindeteilen ausgewiesen
und Erweiterungsmaoglichkeiten fur beste-
henden Gewerbebetriebe gesichert wer-
den.
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G (4) Zur Reduzierung der Flacheninan-

spruchnahme und der Umweltbelastung
sollen bei der ErschlieBung und Belegung
der Schwerpunkte fur Industrie und Ge-
werbe mehrgeschossige Gebéaude, Park-
hauser statt ebenerdiger Grol3parkplatze
sowie Solarenergieanlagen auf Gro3da-
chern gewerblicher Gebaude und Park-
platziiberdachungen zum Einsatz kom-
men.

(5) Die regionalbedeutsamen Schwer-
punkte fur Industrie und Gewerbe sowie
bauplanungsrechtlich gesicherte, aber
noch nicht bebaute Gewerbeflachen und
aktivierbare Flachenpotenziale im unbe-
planten Innenbereich (Bauliicken, Konver-
sionsflachen) sind im Rahmen der kom-
munalen Bauleitplanung vor der Inan-
spruchnahme zusatzlicher unverbauter
Flachen im AuRenbereich zu nutzen.

(6) Im Rahmen der kommunalen Bauleit-
planung soll sichergestellt werden, dass
innerhalb der Vorranggebiete fur Industrie
und Gewerbe in ausreichendem Umfang
Industriegebiete gemaf § 9 BauNVO aus-
gewiesen werden. Insbesondere fir be-
reits an anderer Stelle vorhandene, st6-
rende Betriebe soll eine Verlagerung in
regionalbedeutsame Schwerpunkte fir In-
dustrie und Gewerbe im jeweiligen Teil-
raum ermoglicht werden.

(7) Befinden sich innerhalb von Vorrang-
gebieten fir Industrie und Gewerbe be-
kannte abbauwirdige Rohstoffvorkom-
men, ist Plansatz 3.5.0, G (5) zu bertick-
sichtigen und Plansatz 3.5.1, Z (2) zu be-
achten.
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Festlegungen des Regionalplans 2020
(Entwurf zur Anhérung 2020)

Festlegungen des Regionalplans 2020
(Entwurf zur Anhérung 2019)

2.6.1 Vorranggebiete fir Industrie und Ge-
werbe

2.6.1 Vorranggebiete fir Industrie und Ge-
werbe

Z (1) Zur Sicherung eines dezentralen Ar-
beitsplatzangebots und fur die Weiterent-
wicklung der Wirtschaft werden regional-
bedeutsame Schwerpunkte fur Industrie
und Gewerbe als Vorranggebiete festge-
legt und in der Raumnutzungskarte ge-
bietsscharf dargestellt. Diese Gebiete sind
von Planungen und Mal3nahmen freizuhal-
ten, die die vorgesehene Nutzung beein-
trachtigen konnen. Grol3flachige Einzel-
handelsansiedlungen sind in Vorrangge-
bieten fur Industrie und Gewerbe unzulas-

sig.

Z (2) Folgende regionalbedeutsame
Schwerpunkte fir Industrie und Gewerbe
werden als Vorranggebiete festgelegt:

Tab. 4: Schwerpunkte fur Industrie und
Gewerbe

Landkreis Bodenseekreis

Friedrichshafen Hirschlatt 30,3 ha

Meckenbeuren Ehrlosen-
Erweiterung 15,0 ha

Salem Neufrach 27,1 ha
Tettnang Bechlingen 7,5 ha
Tettnang Birgermoos 19,0 ha
Uberlingen Andelshofen

(IKG) 19,3 ha
Summe Landkreis BSK 118,2 ha

Z (1) Zur Sicherung eines dezentralen Ar-
beitsplatzangebots und fur die Weiterent-
wicklung der Wirtschaft werden regional-
bedeutsame, in der Regel interkommunal
zu entwickelnde Schwerpunkte fir Indust-
rie und Gewerbe als Vorranggebiete fest-
gelegt und in der Raumnutzungskarte ge-
bietsscharf dargestellt. Diese Gebiete sind
von Planungen und MalRnahmen freizuhal-
ten, die die vorgesehene Nutzung beein-
trachtigen kdénnen. Grol3flachige Einzel-
handelsansiedlungen sind in Vorrangge-
bieten fur Industrie und Gewerbe unzulés-
sig.

Z (2) Folgende regionalbedeutsame
Schwerpunkte fir Industrie und Gewerbe
werden als Vorranggebiete festgelegt:

Tab. 3: Schwerpunkte fur Industrie und
Gewerbe

Landkreis Bodenseekreis

Friedrichshafen Hirschlatt 30,4 ha

Kressbronn a.B. Kapellenesch-
Haslach (IKG)
26,2 ha

Meckenbeuren Ehrlosen-
Erweiterung 18,1 ha

Uhldingen-Mihlhofen
Ried-Erweiterung

(IKG) 11,0 ha
Salem Neufrach 27,1 ha
Tettnang Bechlingen 7,5 ha
Tettnang Birgermoos 19,0 ha
Uberlingen Andelshofen

(IKG) 20,5 ha
Summe Landkreis BSK 159,8 ha
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Landkreis Ravensburg

Amtzell / Wangen i.A.
Herfatz (IKG) 12,2 ha

Aulendorf Interkommunaler
Gewerbe- und
Industriepark
Oberschwaben —
Standort Aulendorf
(IKG) 32,4 ha

Bad Waldsee Gaisbeuren 20,5 ha
Bad Waldsee Wasserstall 19,1 ha

Baienfurt / Baindt Niederbiegen /
Schachen (IKG)

69,5 ha
Fronreute Blitzenreute
(IKG) 22,8 ha
Griunkraut Gullen (IKG) 31,8 ha
Kilegg Interkommunales
Gewerbegebiet
Waltershofen
(IKOWA)
(IKG) 32,8 ha
Leutkirch Heidrain
(IKG) 54,9 ha
Leutkirch Riedlings
(IKG) 16,9 ha
Ravensburg Erlen-Erweiterung
26,2 ha
Ravensburg Karrer-Mariatal
19,1 ha
Summe Landkreis RV 358,2 ha
Landkreis Sigmaringen
Bad Saulgau Interkommunaler
Gewerbe- und
Industriepark
Oberschwaben -
Standort Bad Saulgau
(IKG) 43,6 ha
Gammertingen  IKG Laucherttal Nord
(IKG) 13,0 ha

Landkreis Ravensburg

Amtzell / Wangen i.A.
Herfatz (IKG) 34,2 ha

Aulendorf Interkommunaler
Gewerbe- und
Industriepark
Oberschwaben —
Standort Aulendorf
(IKG) 32,4 ha

Bad Waldsee Gaisbeuren 20,5 ha
Bad Waldsee Wasserstall 20,2 ha
Bad Wurzach Brugg 25,8 ha

Baienfurt / Baindt Niederbiegen /
Schachen (IKG)

70,1 ha
Fronreute Blitzenreute
(IKG) 22,8 ha
Griunkraut Gullen (IKG) 31,8 ha
Kilegg Interkommunales
Gewerbegebiet
Waltershofen
(IKOWA)
(IKG) 32,8 ha
Leutkirch Heidrain
(IKG) 55,0 ha
Ravensburg Erlen-Erweiterung
26,2 ha
Ravensburg Karrer-Mariatal
28,3 ha
Vogt Vogt Ost-Erweiterung
(IKG) 27,5 ha
Summe Landkreis RV 427,6 ha
Landkreis Sigmaringen
Bad Saulgau Interkommunaler
Gewerbe- und
Industriepark
Oberschwaben -
Standort Bad Saulgau
(IKG) 43,6 ha
Gammertingen  IKG Laucherttal Nord
(IKG) 13,0 ha
Hettingen IKG Laucherttal Std
(IKG) 14,3 ha
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Interkommunaler
Gewerbe- und
Industriepark, Standort
Ost (IKG) 23,2 ha

Herbertingen

Interkommunaler
Gewerbe- und
Industriepark, Standort
Mitte (IKG) 39,7 ha

Interkommunaler
Gewerbe- und
Industriepark, Standort
West (IKG) 19,8 ha

Industriepark Nordlicher
Bodensee (IKG)
27,5 ha

IKG Konigsegg

(IKG) 22,0 ha

Mengener Stral3e
34,1 ha

Wattenreute 39,3 ha

Interkommunaler
Gewerbe- und
Industriepark Graf-
Stauffenberg (IKG)

Hohentengen

Mengen

Mefkirch

Ostrach

Pfullendorf

Pfullendorf
Sigmaringen

62,4 ha
Summe Landkreis SIG 324.,6 ha
Summe Region BO 801,0 ha

(3) Die Schwerpunkte fur Industrie und
Gewerbe sind vorrangig interkommunal zu
entwickeln. Bei den in Tabelle 4 nicht als
IKG gekennzeichneten Standorten kann
von dieser Regelung abgewichen werden.

(4) Bei der Entwicklung des Vorrangge-
biets Blitzenreute (Taubenried) ist die im
Bedarfsplan fur die Bundesfernstraf3en
(Anderung des FernstralRenausbaugeset-
zes vom 23.12.2016) im vordringlichen
Bedarf enthaltene Strallenbaumalnahme

Interkommunaler
Gewerbe- und
Industriepark, Standort
Ost (IKG) 23,3 ha

Herbertingen

Interkommunaler
Gewerbe- und
Industriepark, Standort
Mitte (IKG) 39,7 ha

Interkommunaler
Gewerbe- und
Industriepark, Standort
West (IKG) 19,9 ha

Industriepark Nordlicher
Bodensee (IKG)
41,6 ha

IKG Konigsegg

(IKG) 22,0 ha

Mengener Stral3e
34,1 ha

Wattenreute 39,4 ha

Interkommunaler
Gewerbe- und
Industriepark Graf-
Stauffenberg (IKG)

Hohentengen

Mengen

Mefkirch

Ostrach

Pfullendorf

Pfullendorf
Sigmaringen

60,2 ha
Summe Landkreis SIG 351,1 ha
Summe Region BO 938,5 ha

(3) Abweichend von PS 2.4.0 (1) werden
folgende Vorranggebiete fir Industrie und
Gewerbe ohne Anbindung an den Sied-
lungsbestand festgelegt: Bad Wurzach
(Brugg), Friedrichshafen (Hirschlatt), Kif3-
legg (Interkommunales Gewerbegebiet
Waltershofen - IKOWA), Pfullendorf (Wat
tenreute) und Wangen i.A. (Herfatz).

(4) Die in Tabelle 3 als IKG gekennzeich-
neten Schwerpunkte fir Industrie und
Gewerbe sind vorrangig interkommunal zu
entwickeln.

(5) Bei der Entwicklung des Vorrangge-
biets Blitzenreute (Taubenried) ist die im
Bedarfsplan fur die Bundesfernstraf3en
(Anderung des FernstralRenausbaugeset-
zes vom 23.12.2016) im vordringlichen
Bedarf enthaltene Stral3enbaumalnahme
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"B 32 OU Blitzenreute" zu beachten. Sie "B 32 OU Blitzenreute" zu beachten. Sie
stellt keine widerspriichliche Nutzung dar®. stellt keine widerspriichliche Nutzung dar®.

5 Die Reduzierung der FlachengréRe des Vorranggebiets durch das StralRenbauprojekt (ca. 2 ha) ist in
Tabelle 4 bereits beriicksichtigt.

6 Die Reduzierung der FlachengréRe des Vorranggebiets durch das StralRenbauprojekt (ca. 2 ha) ist in
Tabelle 3 bereits beriicksichtigt.
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Begrindungen

2.2 Zentrale Orte und Verflechtungsbereiche
zu PS 2.2.0

Zentrale Orte Ubernehmen die Versorgung der Bevdlkerung im Umland mit Waren, Arbeitsplat-
zen sowie Offentlichen und privaten Dienstleistungen, indem sie ein vielfaltiges Angebot an Inf-
rastruktureinrichtungen vorhalten. Diese gesundheitlichen, sozialen, wirtschaftlichen und kultu-
rellen Einrichtungen sollen in einem zentralen Siedlungs- und Versorgungskern gebiindelt an-
gesiedelt werden und mit dem 6ffentlichen Personennahverkehr sowie als Ziel- und Ver-
knupfungspunkte des Uberdrtlichen Verkehrs gut erreichbar sein.

Oberzentren und Mittelzentren sowie deren Verflechtungsbereiche (Mittelbereiche) sind als
hohere Zentrale Orte im Landesentwicklungsplan festgelegt und gemaf § 11 Abs. 6 Nr. 2 LplG
nachrichtlich in den Regionalplan zu tGibernehmen. Unterzentren und Kleinzentren werden ge-
maf § 11 Abs. 3 Nr.12 LplG als Zentrale Orte der Grundversorgung im Regionalplan festge-
legt. Alle Zentralen Orte werden in der Strukturkarte des Regionalplans dargestellt.

Die Zentralen Orte versorgen die Bewohner ihres Verflechtungsbereichs, also sowohl der Ein-
wohner des Orts selber, als auch der Bevdlkerung des Umlands. Dieser Verflechtungsbereich,
in den der Ort mit seinen zentralen Funktionen ausstrahlt, soll auf Grundlage der vorherrschen-
den Orientierung der Bevolkerung bei der Inanspruchnahme der zentral6rtlichen Einrichtungen
unter Berlicksichtigung der zumutbaren Entfernung zum Zentralen Ort und der erforderlichen
Mindesteinwohnerzahl abgegrenzt werden. Um die zur Auslastung der zentralortlichen Einrich-
tungen erforderliche Einwohnerzahl zu gewéhrleisten, umfasst der Verflechtungsbereich in der
Regel auch benachbarte Gemeinden.

Bei Zentralen Orten am Rand der Region reichen die zentraltrtliche Beziehungen tber die Re-
gionsgrenze, im dstlichen Teil der Region auch Uber die Landesgrenze hinaus. Bei raumwirk-
samen Planungen und MalRnahmen, also auch bei der Festlegung der Zentralen Orte, sollen
diese grenziberschreitenden Verflechtungen bertcksichtigt werden.

Neben der Versorgungsfunktion soll in den Zentralen Orten sowie in den Siedlungsbereichen
(siehe PS 2.4.2) die dezentrale Siedlungs- und Wirtschaftsstruktur der Region gefestigt und die
angestrebte Siedlungsentwicklung unterstiitzt werden. Insbesondere die verstarkte Ausweisung
von Wohnbauflachen soll zur Auslastung der zentral6rtlichen Einrichtungen und durch den
Bindelungseffekt zu einer Dampfung der Flacheninanspruchnahme beitragen. Durch die Star-
kung der einzelnen Zentralen Orte werden zudem die Voraussetzungen fur eine zukunftsfahige
Entwicklung des gesamten dem jeweiligen Zentralen Ort zugeordneten Verflechtungsbereichs
geschaffen.

Eine besondere Bedeutung kommt den Zentralen Orte im Landlichen Raum, insbesondere den
Kleinzentren des Landkreises Sigmaringen zu, weil die Daseinsvorsorge, insbesondere die
Uberértliche Versorgung der dortigen Bevdlkerung in der Regel nur durch Konzentration der
Einrichtungen an zentralen Standorten gesichert und nicht in jeder einzelnen Gemeinde vorge-
halten werden kann. Um eine wohnortnahe Versorgung der Bevélkerung zu ermdglichen, soll
dort die Vorhaltung zentral6rtlicher Einrichtungen, vor allem des Gesundheits- und Sozialwe-
sens, der Bildung und weiterer 6ffentlicher Dienstleistungen Vorrang vor deren Auslastungser-
fordernissen eingerdumt werden.
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zuPS 221

Das im Landesentwicklungsplan ausgewiesene Oberzentrum Friedrichshafen / Ravensburg /
Weingarten bietet als Standort grof3stadtischer Pragung ein vielfaltiges Angebot an hoch quali-
fizierten und spezialisierten Einrichtungen, Dienstleistungen und Arbeitsplatzen. Es dient zur
Deckung des hoheren spezialisierten Bedarfs und hat eine hochrangige zentral6rtliche Bedeu-
tung fir den Bodenseeraum.

Friedrichshafen ist die einwohnerstarkste Stadt der Region (61.283 Einwohner, Stand 2019)
und stellt als Messestandort, mit dem Regionalflughafen und den angesiedelten Grol3betrieben
der Hochtechnologie den wichtigsten wirtschaftlichen Schwerpunkt der Region dar. Die Stadte
Ravensburg und Weingarten bilden das traditionelle Dienstleistungszentrum der Region mit
Hochschulen, Behorden, Fachgeschéften und mittelstandischen Unternehmen. Die Elektrifizie-
rung der Stdbahn und der Ausbau der BundesstralRen B 30 und B 31 fiihren zu einer deutli-
chen Verbesserung der Anbindung an das nationale und internationale StraRen- und Schie-
nennetz und tragen so zu einer wesentlichen Starkung des Oberzentrums bei.

Der groRen Nachfrage an Flachen fur Wohnen, Industrie / Gewerbe und Einzelhandel in den
Stadten des Oberzentrums wird durch die Festlegung der Schwerpunkte des Wohnungsbaus
(siehe PS 2.5), der Schwerpunkte fir Industrie und Gewerbe (siehe PS 2.6) und der Schwer-
punkte fur Einzelhandelsgro3projekte (siehe PS 2.7) Rechnung getragen. Die Stadte Ravens-
burg und Weingarten tbernehmen dabei eine wichtige Funktion zur Entlastung der Bodensee-
ufergemeinden vom zunehmenden Siedlungsdruck (siehe PS 2.4.0)

Das Oberzentrum stellt somit einen mehrpoligen Kern des Verdichtungsraums der Region dar
und Gbernimmt als Teil des Stadtenetzes am nérdlichen Bodenseeufer Ubergeordnete Raum-
funktionen bei der Regionalentwicklung. Dies erfordert eine enge Abstimmung und Zusammen-
arbeit, sowohl zwischen den drei Teil-Oberzentren als auch mit benachbarten Gemeinden, ins-
besondere beim Aufbau und Betrieb von gemeinsamen Einrichtungen, im Infrastrukturbereich
sowie bei der Austibung zentral6rtlicher Funktionen.

zu PS 2.2.2

Die im Landesentwicklungsplan ausgewiesenen Mittelzentren decken den Bedarf der gehobe-
nen spezialisierten zentraldrtlichen Versorgung und sollen in Verbindung mit inren Verflech-
tungsbereichen (Mittelbereichen) als Standorte fiir Versorgungs- und Infrastruktureinrichtungen
sowie als Gewerbe, Arbeitsplatz- und Wohnstandorte gestarkt werden. Die Mittelbereiche sind
wichtige Bezugsraume der Bevolkerung, in denen ein Grofteil der Uberdrtlichen Lebensbezie-
hungen (Versorgung, Arbeit, Bildung, Freizeit) stattfindet und besonders enge wirtschaftliche
und verkehrliche Verflechtungen bestehen.

Durch ihre spezialisierte Infrastrukturausstattung und ihren differenzierten Arbeitsmarkt tber-
nehmen die Mittelzentren eine Impulsgeberfunktion fur den Landlichen Raum der Region, ins-
besondere fir die weitere Entwicklung ihrer Verflechtungsbereiche. Die Festlegung der
Schwerpunkte des Wohnungsbaus (siehe PS 2.5), der Schwerpunkte fir Industrie und Gewer-
be (siehe PS 2.6) und der Schwerpunkte fir Einzelhandelsgrof3projekte (siehe PS 2.7) in den
Mittelzentren tragen zu einer weiteren Starkung dieser Funktion bei.

Uberlingen Gbernimmt als groRte Stadt im westlichen Bodenseegebiet die zentralortliche Ver-
sorgungsfunktion fur den Mittelbereich in diesem Raum, der durch die geplante Elektrifizierung
der Bodenseegirtelbahn und den Ausbau der Bundesstral3e B 31 in Richtung des Oberzent-
rums Friedrichshafen weiter gestarkt wird.

Durch die rdumliche Nahe zum Bodensee tibernehmen insbesondere die Mittelzentren Pfullen-
dorf und Wangen i.A., gemeinsam mit den weiter im Hinterland liegenden Mittelzentren Bad
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Saulgau, Bad Waldsee, Leutkirch i.A. und Sigmaringen eine wichtige Funktion zur Entlastung
der Bodenseeufergemeinden vom zunehmenden Siedlungsdruck (siehe PS 2.4.0).

Aufgrund ihrer Lage an der Autobahn A 96 und der elektrifizierten Allgdubahn weisen vor allem
die Mittelzentren Leutkirch i.A. und Wangen i.A. groRes Entwicklungspotenzial auf. Vergleich-
bares gilt fir das Mittelzentrum Bad Waldsee durch die Lage an der Bundesstraf3e B 30 sowie
an der bedeutendsten Landesentwicklungsachse der Region (Konstanz) — Friedrichshafen —
Meckenbeuren / Tettnang — Ravensburg — Weingarten — Bad Waldsee — (Biberach) und weiter
ins Oberzentrum Ulm / Neu-Ulm in der Nachbarregion Donau-lller (siehe PS 2.3.1).

Das Mittelzentrum Sigmaringen tbernimmt mit dem Sitz des Landratsamts Sigmaringen und
weiterer Behorden eine wichtige Verwaltungsfunktion fir den Mittelbereich und den gesamten
Landkreis. Zudem bietet die Konversionsflache der ehemaligen Graf-Stauffenberg-Kaserne
grol3es Entwicklungspotenzial, das sich insbesondere in Form des dortigen Vorranggebiets fur
Industrie und Gewerbe zeigt (siehe PS 2.6).

Bad Saulgau und Pfullendorf nehmen durch ein vielféaltiges Angebot an héherwertigen Einrich-
tungen und Arbeitsplatzen ihre mittelzentrale Versorgungs- und Impulsgeberfunktion fiir grofRe
Teile des diinn besiedelten Landlichen Raums des Landkreises Sigmaringen und den nord-
westlichen Teil des Landkreises Ravensburg wahr.

zu PS2.23und 2.2.4

Die Unter- und Kleinzentren sind nach 8 11 Abs. 3 Nr.1 LplG im Regionalplan festzulegen. Sie
dienen der Versorgung ihres Verflechtungsbereichs mit dem haufig wiederkehrenden tber-
drtlichen Grundbedarf und weisen vielfaltige zentralortliche Einrichtungen sowie ein grof3es An-
gebot an Dienstleitungen und Arbeitsplatzen auf. Zur Ausstattung gehéren in der Regel Einrich-
tungen des Gesundheits- und Sozialwesens (Arztpraxen, Apotheke, Pflegeeinrichtung etc.),
Bildungseinrichtungen (Schulen, Jugend- und Erwachsenenbildung etc.), Einzelhandelsge-
schéafte, Dienstleistungseinrichtungen (Kreditinstitut bzw. -filialen etc.) sowie Kultur- und
Sporteinrichtungen (Blicherei, Sportplatz, Sport- / Festhalle etc.).

Unterzentren unterscheiden sich von den Kleinzentren vor allem durch die qualifiziertere Aus-
stattung in der Grundversorgung. Dazu gehdren in der Regel weiterfiihrende allgemein bilden-
de Schulen (Realschule, Gymnasium), qualifiziertere Einrichtungen des Gesundheitswesens
wie mehrere praktische Arzte, Facharzte und Zahnarzte sowie ein Krankenhaus der Ergan-
zungs- und der Grundversorgung, ein Sportplatz mit Leichtathletikanlagen und Fachgeschafte
guter Auswahlmaoglichkeit. Der daraus resultierende, Uber die Ubliche Grundversorgung hinaus-
reichende Verflechtungsbereich umfasst h&ufig auch benachbarte Kleinzentren. Zudem ist die
Ansiedlung von groR3flachigem Einzelhandel in der Regel nur in Unterzentren oder héher einge-
stuften Zentralen Orten moglich.

Um die Tragfahigkeit fur die Ausstattung eines Unterzentrums zu gewahrleisten, sollen die Ver-
flechtungsbereiche im landlichen Raum mindestens 10.000 Einwohner, in Verdichtungsraumen
entsprechend hthere Werte aufweisen. Bei Kleinzentren kann die erforderliche Bevdlkerungs-
zahl des Verflechtungsbereichs in Abhangigkeit der siedlungsstrukturellen Gegebenheiten er-
heblich schwanken. Im Landlichen Raum soll sie in der Regel mehr als 8.000 Einwohner um-
fassen. Ist der na&chste Zentrale Ort unzumutbar weit entfernt, gentigt in Ausnahmefallen eine
Mindesteinwohnerzahl von 5.000, in besonders diinn besiedelten Gebieten, z.B. in Mittelberei-
chen mit einer geringeren Bevolkerungsdichte als der Hélfte des Landesdurchschnitts, sinkt der
erforderliche Schwellenwert auf mindestens 3.500 Einwohner, jeweils bezogen auf den Ver-
flechtungsbereich des Kleinzentrums.

Die Verflechtungsbereiche der Klein- und Unterzentren (Nahbereiche) werden im Regionalplan
gemafll PS 2.5.10/ 2.5.11 LEP 2002 nicht verbindlich ausgewiesen. Die nachfolgende Zuord-
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nung stellt jedoch ein hilfreiches Werkzeug fiir Analysezwecke sowie die Anwendung des Zent-

rale-Orte-Konzepts dar.

Tab. B1: Nahbereiche der Unterzentren

Unterzentrum

Nahbereich

Aulendorf

Teilorte innerhalb der groRen Flachengemeinde, grenziiberschreitende Ver-
flechtungen

Bad Wurzach

Teilorte innerhalb der groRen Flachengemeinde, grenziiberschreitende Ver-
flechtungen

Gammertingen

Gemeinden Hettingen, Neufra, Veringenstadt

Teilorte innerhalb der grof3en Flachengemeinde, grenziiberschreitende Ver-

Isny LA flechtungen

Markdorf Gemeinden Bermatingen, Deggenhausertal, Oberteuringen
Meckenbeuren Teilorte innerhalb der Gemeinde

Mengen Gemeinden Hohentengen, Scheer

MeRkirch Gemeinden Leibertingen, Sauldorf

Salem Gemeinden Frickingen, Heiligenberg

Tettnang Gemeinde Neukirch

Tab. B2: Nahbereiche der Kleinzentren

Kleinzentrum

Nahbereich

Altshausen

Gemeinden Boms, Ebenweiler, Ebersbach-Musbach, Eichstegen,
Fleischwangen, Guggenhausen, HoR3kirch, Kdnigseggwald, Riedhausen,
Unterwaldhausen

Herbertingen

Teilorte innerhalb der grof3en Flachengemeinde, grenziiberschreitende Ver-
flechtungen

Hohentengen Teilorte innerhalb der gro3en Flachengemeinde
KiRlegg Teilorte innerhalb der groRen Flachengemeinde
Krauchenwies Teilorte innerhalb der gro3en Flachengemeinde

Kressbronn a.B.

Gemeinden Eriskirch, Langenargen

Meersburg

Gemeinden Daisendorf, Hagnau, Stetten, Uhldingen-Muhlhofen

Ostrach

Teilorte innerhalb der groRen Flachengemeinde

Stetten a.k.M.

Gemeinde Schwenningen

Vogt-Wolfegg

Partnergemeinde des Doppelzentrums: Versorgung der Partnergemeinde mit
der jeweiligen schwerpunktméaRigen Teilfunktion

Wilhelmsdorf

Gemeinde Horgenzell
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Folgende Griinde fihren zur Festlegung von Unter- und Kleinzentren, deren Nahbereich keine
Uber die eigene Gemarkung hinausgehenden Gemeinden umfasst:

- Gemeinden mit einer Bevolkerungszahl, die deutlich Gber den im LEP genannten Orientie-
rungswerten liegt (Unterzentren Bad Wurzach, Isny i.A., Meckenbeuren)

- Gemeinden mit Uberregional bedeutenden, zentrenrelevanten Einrichtungen (Unterzentren
Aulendorf’, Meckenbeuren®)

- Grenziuberschreitende Verflechtungen durch die Lage an der Regionsgrenze (Unterzentren
Aulendorf, Bad Wurzach, Isny i.A. und Kleinzentrum Herbertingen)

- GrolRe Flachengemeinden mit ungiinstiger Erreichbarkeit benachbarter Zentren (Unterzen-
tren Aulendorf, Bad Wurzach, Isny i.A. und Kleinzentren Herbertingen, Ki3legg, Krauchen-
wies, Ostrach, Wolfegg)

- Gemeinden, die die Versorgung vieler Teilorte innerhalb der Gemarkung Gbernehmen (Un-
terzentren Aulendorf, Bad Wurzach, Isny i.A., Meckenbeuren und Kleinzentren Herbertingen,
Hohentengen, KiRlegg, Krauchenwies, Ostrach)

- Gewahrleistung der Grundversorgung der Bevolkerung im dunn besiedelten landlichen
Raum (Kleinzentren Ki3legg, Krauchenwies, Ostrach, Herbertingen, Hohentengen)

- Das Doppel-Kleinzentrum Vogt-Wolfegg, das bezuglich der jeweiligen schwerpunktméafligen
Teil-Funktion die Versorgung der Partnergemarkung tbernimmt.

Zur Bewertung der zentral6rtlichen Einstufung hat der Regionalverband alle potenziellen Unter-
und Kleinzentren in der Region Bodensee-Oberschwaben auf Basis von Daten des Statisti-
schen Landesamtes Baden-W irttemberg, eines Fragebogens zur infrastrukturellen Ausstattung
der Gemeinden und weiterer raumstruktureller Kenngréf3en untersucht und differenziert nach
Raumkategorien und Bevolkerungsdichte ausgewertet. Zur abschlieRenden Bewertung der aus
dieser Analyse resultierenden Orte mit Auf- bzw. Abstufungstendenz wurden detaillierte Steck-
briefe unter Berticksichtigung folgender Kriterien erstellt:

- Zentral6rtliche Einrichtungen (Gesundheit / Soziales, Bildung, Einzelhandel, Behétrden /
Dienstleistungen, Kultur / Sport),

- Verflechtungsbereich (Gréf3e und Tragfahigkeit),

- Raumstruktur (Lage im Netz der Zentralen Orte und der Entwicklungsachsen, Raumkatego-
rie, Lage am Bodenseeufer),

- Siedlungs- und Versorgungskern (Auspragung, verkehrliche Anbindung, v.a. OPNV),

- Einwohner (Bevdlkerungszahlen, -entwicklung und -vorausrechnung),

- wirtschaftliche Kennwerte (Beschaftigten-/ Pendlerzahlen und deren Entwicklung),

- zentrenrelevante Besonderheiten.

Die Untersuchung hat ergeben, dass sich die Leistungsfahigkeit der Unter- und Kleinzentren in
der Region Bodensee-Oberschwaben aufgrund einer in den letzten 20 Jahren positiven demo-

graphischen und wirtschaftlichen Entwicklung in der Regel verbessert oder zumindest stabili-
siert hat. Dies gilt insbesondere fir die Landkreise Bodenseekreis und Ravensburg.

7 Schwabentherme, Knotenbahnhof, Fachkliniken, Gberregional bedeutsame Bildungsstéatten

8 Freizeitpark Spieleland, Stiftung Liebenau, Regionalflughafen
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Die bereits im Regionalplan 1996 festgelegten Unterzentren Bad Wurzach, Gammertingen,
Isny i.A., Markdorf, Mengen, Mel3kirch und Tettnang erfullen ausnahmslos die im PS 2.5.10
LEP geforderte Ausstattung an zentraldrtlichen Einrichtungen und zudem die weiteren o0.g. Kri-
terien, insbesondere die Mindesteinwohnerzahlen, die Biindelung der Einrichtungen in einem
Siedlungs- / Versorgungskern, die Anforderungen an den Verflechtungsbereich und eine ge-
eignete Lage im Netz der Zentralen Orte. Die Einstufung der genannten Orte als Unterzentrum
wurde somit beibehalten.

In drei Fallen erfolgte aufgrund der positiven Entwicklung in den letzten beiden Jahrzehnten
gegeniuber dem Regionalplan 1996 eine Aufstufung vom Kleinzentrum zum Unterzentrum:

- Die Stadt Aulendorf weist eine im Vergleich zu bestehenden Unterzentren sehr gute Ausstat-
tung an zentralértlichen Einrichtungen auf (mehrere praktische Arzte, Facharzte, Fachklini-
ken, Realschule, Gymnasien, Weiterbildungsangebote, Banken, Fachgeschéfte, Dienstleis-
tungseinrichtungen, Sport- / Festhalle, Kampfbahn 400 m etc.) und Gbernimmt eine wichtige
Versorgungsfunktion fur die groRe Flachengemeinde und das teilweise regionsiberschrei-
tende Umland. Verflechtungen in den Bereichen Schilerpendler, Einzelhandel und Touris-
mus reichen in alle umgebenden Stadten und Gemeinden hinein, auch in die nérdlich an-
grenzende Region Donau-lller. Der deutlich ausgepréagte Siedlungs- und Versorgungskern
ist von den Ortsteilen der Stadt und von benachbarten Gemeinden gut erreichbar (OPNV-
Verbindungen, kurze Entfernungen). Als wichtiger Knotenbahnhof hat Aulendorf ein Allein-
stellungsmerkmal bei den Unterzentren der Region, das durch die Elektrifizierung der Sid-
bahn und die zukiinftige Lage an einer regionalen Entwicklungsachse noch an Bedeutung
gewinnt. Nicht zuletzt durch die gute Bahnanbindung ist die Einwohnerzahl von Aulendorf in
den letzten Jahren erheblich gewachsen und hat die Schwelle von 10.000 Einwohnern deut-
lich Uberschritten. Laut Statistischem Landesamt Baden-W rttemberg ist bis zum Jahr 2035
mit einem Anstieg der Bevolkerungszahlen auf nahezu 11.000 Einwohner zu rechnen®. Mit
der Schwabentherme, dem landwirtschaftlichen Zentrum Baden-Wurttemberg (Aus-, Fort-
und Weiterbildung), dem Schénstatt-Zentrum (religidse Bildungsstatte), der Jugendbildungs-
statte Dobelmihle sowie dem Vorranggebieten fir den Wohnungsbau (siehe PS 2.5) und
dem Vorranggebiet fur Industrie und Gewerbe (siehe PS 2.6) verfligt Aulendorf Uber eine
Vielzahl weiterer, auch Uberregional bedeutsamer zentraldrtlicher Einrichtungen.

- Die Gemeinde Meckenbeuren weist eine auch im Vergleich zu bestehenden Unterzentren
sehr gute Ausstattung an zentralortlichen Einrichtungen auf (mehrere praktische Arzte,
Fachéarzte, Fachklinik, Realschule, Sonderschule, Weiterbildungsangebote, Banken, Fach-
geschafte, Dienstleistungseinrichtungen, Sport- / Festhallen etc.) und Gbernimmt so eine
wichtige Versorgungsfunktion fur die Ortsteile und das Umland. Der Siedlungs- und Versor-
gungskern ist von den Teilorten der Gemeinde gut erreichbar (OPNV-Verbindungen, kurze
Entfernungen). Zudem ist Meckenbeuren durch die Sudbahn sehr gut an das Schienenver-
kehrsnetz angebunden. Die Elektrifizierung der Bahnstrecke — in Verbindung mit der Lage
an der bedeutenden Landesentwicklungsachse von Friedrichshafen nach Ravensburg /
Weingarten — fuhrt zu einer weiteren Starkung des Standorts. Die atypische Lage von Me-
ckenbeuren im Verdichtungsraum zwischen den Teil-Oberzentren Friedrichshafen und
Ravensburg erfordert eine differenzierte Betrachtung hinsichtlich der Verflechtungen mit be-
nachbarten Gemeinden. Der fehlende Ubergemeindliche Verflechtungsbereich wird durch ei-
ne Uberdurchschnittliche Bevoélkerungszahl (iiber 13.000 Einwohner, Stand 2019) im Ge-
meindehauptort und den Ortsteilen, einer Vielzahl an qualifizierten Arbeitsplatzen sowie
durch das besondere Entwicklungspotenzial zwischen Friedrichshafen und Ravens-
burg / Weingarten ausgeglichen. Mit dem Spieleland (Freizeitpark & Feriendorf mit 500.000

9 Statistisches Landesamt Baden-W Urttemberg, Stand 2019
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Besuchern/Jahr), der Stiftung Liebenau mit 2.500 Mitarbeitern, dem Flughafen mit durch-
schnittlich 700.000 Fluggasten / Jahr und dem geplanten Vorranggebiet flr Industrie und
Gewerbe (s. PS 2.6.1) verfuigt Meckenbeuren Uber weitere, auch Uberregional sehr bedeut-
same zentral6rtliche Einrichtungen. Die Aufstufung von Meckenbeuren zum Unterzentrum
unterstitzt zudem das Ziel des Landesentwicklungsplans zur Starkung des Bodenseehinter-
lands (PS 6.2.4 LEP).

- Die Gemeinde Salem weist eine auch im Vergleich zu bestehenden Unterzentren gute Aus-
stattung an zentralortlichen Einrichtungen auf (mehrere praktische Arzte, Facharzte, Fach-
klinik, Realschule, Gymnasium, Weiterbildungsangebote, Banken, Fachgeschéfte, Dienst-
leistungseinrichtungen, Sport- / Festhallen, Kampfbahn 400 m etc.) und Gbernimmt eine
wichtige Versorgungsfunktion des Verflechtungsbereichs. Durch die Bodenseegurtelbahn ist
Salem sehr gut an das Schienenverkehrsnetz angebunden. Die geplante Elektrifizierung der
Bahnstrecke und die zukinftige Lage an einer Landesentwicklungsachse filhren zu einer
weiteren Starkung des Standorts. Der Verflechtungsbereich mit den Gemeinden Frickingen
und Heiligenberg umfasst mehr als 17.000 Einwohner und mehr als 5.000 Beschéftigte® mit
sehr positiver Bevolkerungs- und Beschaftigtenprognose bis zum Jahr 2035. Die Weiterent-
wicklung des Versorgungskerns "Neue Mitte Salem" — in fuBlaufiger bzw. fahrradtauglicher
Entfernung zu den Wohnschwerpunkten der Gemeindehauptorte Mimmenhausen, Neufrach
und Stefansfeld — ist ein zentraler Baustein, um die Schwéchen hinsichtlich der dezentralen
Siedlungsstruktur auszugleichen. Mit dem Schloss Salem, der Schule Schloss Salem, dem
Affenberg und dem geplanten Vorranggebiet fur Industrie und Gewerbe (s. PS 2.6.1) verfugt
Salem Uber weitere, auch Uberregional bedeutsame Einrichtungen und stellt einen touristi-
schen Schwerpunkt in der Region dar. Die Aufstufung von Salem zum Unterzentrum unter-
stitzt zudem das Ziel des Landesentwicklungsplans zur Starkung des Bodenseehinterlands
(PS 6.2.4 LEP).

Die anderen im Regionalplan 1996 festgelegten Kleinzentren Altshausen, Herbertingen, Hohen-
tengen, KiRlegg, Krauchenwies, Kressbronn a.B., Meersburg, Ostrach, Stetten a.k.M., Vogt /
Wolfegg und Wilhelmsdorf erflllen die im PS 2.5.11 LEP geforderte Ausstattung an zentral6rtli-
chen Einrichtungen sowie die Mindesteinwohnerzahlen, die Bundelung der Einrichtungen in
einem Siedlungs- / Versorgungskern und mit Ausnahme des Kleinzentrums Hohentengen auch
die Anforderungen an den Verflechtungsbereich und eine geeignete Lage im Netz der Zentra-
len Orte. Die Einstufung der genannten Orte als Kleinzentrum wurde somit beibehalten, Son-
derfalle bei der Festlegung der Kleinzentren (Hohentengen, Kressbronn a.B., Meersburg, Vogt /
Wolfegg) werden nachfolgend erlautert.

Aufgrund der besonderen regionalen Entwicklungsaufgaben fir den Bodenseeraum (LEP 2002,
PS 6.2.4), insbesondere der geforderten Lenkung der Siedlungsentwicklung vorrangig in das
angrenzende Hinterland und der Freihaltung der engeren Uferzone von weiterer Bebauung und
Verdichtung wurde trotz positiver demographischer und wirtschaftlicher Entwicklung von einer
zentraldrtlichen Aufstufung von Kommunen am Bodenseeufer abgesehen. Die Gemeinden
Kressbronn a.B. und Meersburg Ubernehmen jedoch als Kleinzentren — wie bereits im Regio-
nalplan 1996 — trotz der Beschrankung auf Eigenentwicklung eine wichtige Versorgungs-
funktion am nérdlichen Bodenseeufer zwischen den Oberzentren Friedrichshafen und Lindau
(Bodensee) bzw. dem Oberzentrum Friedrichshafen und dem Mittelzentrum Uberlingen. Im
Unterschied zu anderen Zentralen Orten soll in diesen Kleinzentren durch die Festlegung als
Gemeinden mit Beschrankung auf Eigenentwicklung keine verstéarkte Siedlungstatigkeit statt-
finden, die Uber die notwendigen Maflihahmen zur Gewahrleistung der Versorgungsfunktion

10 Statistisches Landesamt Baden-Wrttemberg, Stand 2019
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hinausgeht (s. PS 2.4.3). Die Sicherung und der Ausbau von zentral6rtlichen Einrichtungen zur
Versorgung des Verflechtungsbereichs mit Gutern und Dienstleistungen (Gesundheit, Bildung,
Einzelhandel etc.) ist somit méglich, eine Uber die Eigenentwicklung hinausgehende Wohnbau-
und Gewerbeentwicklung nicht. Durch die hohe Einwohnerzahl im Verflechtungsbereich
(Kressbronn a.B.: 21.226 Einwohner, Meersburg: 18.466 Einwohner, Stand 2019) und als tou-
ristischer Schwerpunkt am Bodensee ist die Auslastung der Versorgungseinrichtungen auch bei
Beschrankung auf Eigenentwicklung gewéahrleistet.

Das Kleinzentrum Hohentengen stellt bezlglich einiger Eignungskriterien einen atypischen Fall
dar. Trotz der Nahe zum Unterzentrum Mengen und der geringsten Einwohnerzahl aller Klein-
zentren der Region (4.201 Einwohner im Verflechtungsbereich, Stand 2019) werden die Vo-
raussetzungen fur die Einstufung als Kleinzentrum noch erfillt. Hohentengen verfiigt Gber ei-
nen klaren Siedlungs- und Versorgungskern im Gemeindehauptort und tbernimmt aufgrund
der firr Kleinzentren angemessenen Ausstattung mit zentral6rtlichen Einrichtungen (Arzte, Apo-
theke, Grundschule, Bicherei, Banken, Dienstleistungseinrichtungen, Sporthallen etc.) und der
guten Erreichbarkeit (kurze Entfernungen, Busanbindung) die Versorgungsfunktion fir den
Hauptort und die acht Teilorte (sogenannte Goge-Dorfer!) der groRen Flachengemeinde. Ver-
flechtungen mit den Nachbargemeinden bestehen tUber das Gemeindegebiet hinaus im Bereich
Berufspendler, Bildung (Lehrschwimmbecken), Einzelhandel, erneuerbarer Energien (Erzeu-
gung und Lieferung ins Umland), Landwirtschaft (Handel und Dienstleistungen) sowie inter-
kommunale Kooperationen. Durch die Lage im dinn besiedelten Landlichen Raum (Mittelbe-
reich mit einer geringeren Bevolkerungsdichte als die Halfte des Landesdurchschnitts) wird der
im PS 2.5.11 LEP genannte Schwellenwert von mindestens 3.500 Einwohnern erreicht. Auch
im Interesse der Daseinsvorsorge und der Sicherstellung einer wohnortnahen Versorgung ist
die Einstufung als Kleinzentrum gerechtfertigt. Die atypische Situation, die trotz des nahe gele-
genen Unterzentrums Mengen eine Festlegung als Kleinzentrum rechtfertigt, ist vor allem durch
die besonderen Entwicklungspotenziale im Bereich der ehemaligen Oberschwabenkaserne und
des benachbarten Verkehrslandeplatz (Regio Airport) zu sehen. Vergleichbare Einrichtungen
und die damit verbundenen Potenziale weist keines der anderen Kleinzentren der Region auf.
Dies zeigt sich auch an der Festlegung eines regionalbedeutsamen Schwerpunkts fir Industrie
und Gewerbe auf der Konversionsflache des ehemaligen Kasernenareals (siehe PS 2.6.1). Die
SchlielRung der Kaserne im Jahr 2012 hatte nur kurzzeitig negative Effekte (Riickgang der Ein-
wohner-, Beschaftigtenzahlen etc.). Es ist davon auszugehen, dass sich die positive Bevolke-
rungsentwicklung in den letzten Jahren auch in Zukunft — wie vom Statistischen Landesamt
Baden-Wirttemberg*? prognostiziert — fortsetzen wird. Der Sondersituation von Hohentengen
wurde bereits im Regionalplan 1996 durch die Festlegung als Kleinzentrum Rechnung getra-
gen.

Einen Sonderfall stellt auch das Kleinzentrum Vogt-Wolfegg als einziges Doppelzentrum der
Region dar. Es Ubernimmt zwischen den Teil-Oberzentren Ravensburg und Weingarten sowie
den Mittelzentren Bad Waldsee, Leutkirch i.A. und Wangen i.A. eine wichtige Versorgungs-
funktion fir den gemeinsamen Verwaltungsraum. Wahrend Vogt das Versorgungszentrum
(Einzelhandel und Dienstleistungen) darstellt, liegen die Schwerpunkte von Wolfegg mit den
Bahnhaltestellen Wolfegg und Alttann sowie verschiedenen Museen und Denkmalen im ver-
kehrlichen und kulturellen Bereich. Weitere funktionale Aufgabenteilungen und Kooperationen
sind in den Bereichen Verwaltung, Siedlungsentwicklung (u.a. gemeinsamer Flachennutzungs-
plan), Wirtschaft, Bildung, Kultur, Tourismus, Sport, Soziales, Verkehr und Ver- / Entsorgung

11 Bezeichnung aufgrund der Lage im Landschaftsraum Goge

12 Hauptvariante der Bevolkerungsvorausrechnung 2017-2035
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gegeben. Durch die Festlegung als gemeinsames Doppelzentrum sind die Voraussetzungen fur
eine Einstufung als Kleinzentrum erfullt.

2.3 Entwicklungsachsen
zu PS 2.3.0

Entwicklungsachsen sind als Netz leistungsféahiger, gebiindelter Verkehrs- und Versorgungs-
infrastruktur im Regionalplan festzulegen, soweit dies nicht bereits im LEP erfolgt ist (§ 11 Abs.
3 Nr. 2 LplG). Dabei wird zwischen Landesentwicklungsachsen und regionalen Entwicklungs-
achsen unterschieden. Die im LEP festgelegten Landesentwicklungsachsen sind nachrichtlich
in den Regionalplan zu tbernehmen und zu konkretisieren bzw. auszuformen (8 11 Abs. 6 Nr. 3
LplG).

Zusatzlich konnen regionale Entwicklungsachsen festgelegt werden, insbesondere zur Binde-
lung und zum Ausbau der bandférmigen Infrastruktur und der dezentralen Konzentration der
Siedlungsentwicklung im Bereich von Haltestellen des leistungsfahigen o6ffentlichen Personen-
nahverkehrs und sonstigen wichtigen Infrastruktureinrichtungen entlang der Achsen. Die aus-
geformten Landesentwicklungsachsen und die regionalen Entwicklungsachsen sind in der
Strukturkarte des Regionalplans als lineare Verbindungen zwischen den Zentralen Orten dar-
gestellt.

Die Entwicklungsachsen dienen einer ausgewogenen Raumentwicklung. Durch die Sicherung
und den Ausbau wichtiger StralRen- und Schienenwege entlang der Achsen wird der Leistungs-
austausch innerhalb der Region sowie lber Regions- und Landesgrenzen hinweg gewahrleis-
tet. Sie vernetzen sowohl die wirtschaftlichen und bevolkerungsreichen Siedlungsschwerpunkte
im Verdichtungsraum und dessen Randzone als auch den Landlichen Raum der Region tber
bandférmig gebilindelte Infrastrukturen. Gleichzeitig werden zwischen den Entwicklungsachsen
Uber die Festlegungen der regionalen Freiraumstruktur ékologisch wertvolle und zur Erholung
dienende Flachen vor weiterer Bebauung geschitzt (siehe Kap. 3).

Zur Entfaltung der raumordnerischen Potenziale der Entwicklungsachsen sollen diese im Sinne
einer nachbarschaftlich abgestimmten Raumentwicklung auch jenseits der Regionsgrenze
sinnvoll weitergefihrt werden. Daher sind die Entwicklungsachsen des Regionalplans Boden-
see-Oberschwaben — soweit méglich — mit den Achsen benachbarter Regionalverbande abge-
stimmt. Da in der benachbarten Region Donau-lller aufgrund des Staatsvertrags zwischen dem
Land Baden-Wrttemberg und dem Freistaat Bayern mit Ausnahme von grenziiberschreiten-
den Achsen zwischen diesen Bundeslandern keine regionalen Entwicklungsachsen festgelegt
werden, ist eine Fortsetzung der regionalen Entwicklungsachsen des Regionalplans Bodensee-
Oberschwaben in diesem Bereich nicht gegeben. Dies gilt auch fir die nach Bayern in die Re-
gion Allgau (16) gerichtete regionale Entwicklungsachse Isny i.A. — (Kempten (Allgau)).

zu PS 2.3.1

Die ausgeformten Landesentwicklungsachsen bilden die gewachsene Siedlungs- und Ver-
kehrsstruktur der Region ab und vernetzen wichtige Wirtschaftsrdume, sowohl innerhalb der
Region als auch mit benachbarten Ober- und Mittelzentren. Veranderungen gegentber dem
Regionalplan 1996 ergeben sich vor allem durch neue Landesentwicklungsachsen des LEP
2002, im Umfeld des Verdichtungsraums, der zentraldrtlichen Aufstufung von Salem zum Un-
terzentrum und im Bereich von geplanten Neu- und Ausbaumafinahmen des Verkehrsnetzes.
Konkret betreffen die Anderungen die Achsenabschnitte (Konstanz) — Friedrichshafen, Uberlin-
gen — Salem — Markdorf, (Stockach) — Mel3kirch — Sigmaringen — Mengen und Wangen i.A. —
KiRlegg — Leutkirch i.A..
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Die Achse (Konstanz) — Friedrichshafen — Meckenbeuren / Tettnang — Ravensburg — Weingar-
ten — Bad Waldsee — (Biberach) verbindet das Oberzentrum Friedrichshafen / Ravensburg /
Weingarten tUber den Bodensee hinweg mit dem Oberzentrum Konstanz und nach Norden mit
dem Mittelzentrum Biberach sowie weiter mit dem Oberzentrum Ulm / Neu-Ulm und den dorti-
gen Anschliissen an das Autobahnnetz bzw. an das Fernstreckennetz der Deutschen Bahn.
Insbesondere der Katamaran Schiffsbetrieb stellt eine wichtige Komponente zur leistungs-
fahigen Verbindung der beiden Teilgebiete des Verdichtungsraums "Bodenseeraum" dar (s. PS
2.1.1). Wichtige BaumaRRnahmen am Verkehrsnetz entlang der Achse sind der Weiterbau der
Bundesstral3e B 30 von Ravensburg tber die Unterzentren Meckenbeuren und Tettnang nach
Friedrichshafen und die Elektrifizierung der Stidbahn Ulm — Friedrichshafen — Lindau i.B.

Die Achse (Stockach) — Uberlingen — Salem — Markdorf — Friedrichshafen — Kressbronn a.B. —
(Lindau i.B.) stellt eine wichtige Ost-West-Verbindung am nérdlichen Bodenseeufer dar. Sie
verbindet die am Bodensee gelegenen Zentralen Orte der Region nach Westen mit dem Mittel-
zentrum Stockach und nach Osten mit dem Oberzentrum Lindau i.B. In der Uferzone des Bo-
densees soll keine weitere Bebauung oder Verdichtung erfolgen. Wichtige Baumafinahmen am
Verkehrsnetz entlang der Achse sind der Ausbau der BundesstraRe B 31 zwischen Friedrichs-
hafen und Uberlingen sowie die Elektrifizierung und der abschnittsweise zweigleisige Ausbau
der Bodenseegurtelbahn zwischen Friedrichshafen und Radolfzell. Durch die Ausformung der
Landesentwicklungsachse von Friedrichshafen tber Markdorf und das neue Unterzentrum Sa-
lem nach Uberlingen soll eine Aufwertung der Orte entlang der Bodenseegiirtelbahn erfolgen
und damit das Ziel des LEP zur Starkung des Bodenseehinterlands unterstitzt werden (PS
6.2.4 LEP).

Die Achse (Lindau i.B.) — Wangen i.A. — Kif3legg — Leutkirch i.A. — (Memmingen) verbindet die
Zentralen Orte der Region im wirttembergischen Allgdu nach Siden mit dem Oberzentrum
Lindau i.B. und nach Norden mit dem Oberzentrum Memmingen. Die entlang der Achse verlau-
fende Autobahn A 96 stellt die leistungsstérkste Stralienverkehrsverbindung der Region dar.
Wichtige BaumalRnahmen am Verkehrsnetz sind die Elektrifizierung und der Ausbau der All-
gaubahn von Lindau i.B. GUber Wangen i.A., Ki3legg und Leutkirch i.A. nach Memmingen und
weiter nach Miinchen.

Die Achse Weingarten — Altshausen — Bad Saulgau — Herbertingen — Mengen — Sigmaringen —
(Albstadt) verbindet das Teil-Oberzentrum Weingarten mit den Mittelzentren Bad Saulgau,
Sigmaringen und Albstadt. Mit der geplanten Verbesserung des Verkehrsangebotes auf der
Bahnlinie von Aulendorf Gber Herbertingen und Sigmaringen nach Albstadt sowie mit dem Aus-
bau der BundesstraRen B 32 / B 463 kann die Entwicklung des Landlichen Raums geférdert
sowie dessen Anbindung an den Verdichtungsraum gestéarkt werden.

Die Achse (Tuttlingen) bzw. (Stockach) — Mel3kirch — Sigmaringen — Mengen — Herbertingen —
(Riedlingen) verbindet das Mittelzentrum Sigmaringen mit dem Mittelzentrum Tuttlingen und
weiter mit dem Oberzentrum Freiburg im Westen und dem Mittelzentrum Riedlingen und weiter
mit dem Oberzentrum Ulm / Neu-UIm im Nordosten. Mit der geplanten Verbesserung des Ver-
kehrsangebotes auf der Bahnlinie von Ulm Gber Sigmaringen und Tuttlingen nach Freiburg so-
wie mit dem Ausbau der BundesstraRen B 311 / B 313 / B 32 kann die Entwicklung des Landli-
chen Raums geftrdert sowie dessen Anbindung an die Oberzentren gestarkt werden.

zu PS 2.3.2

Die regionalen Entwicklungsachsen orientieren sich an der gewachsenen Siedlungs- und Ver-
kehrsstruktur der Region und bieten wichtige Potenziale fur die Siedlungsentwicklung und den
Anschluss landlicher TeilrAume an die Verkehrsinfrastrukturen entlang der Landes-
entwicklungsachsen. Gegenuber dem Regionalplan 1996 ergeben sich Verdnderungen am
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bisherigen Netz der regionalen Entwicklungsachsen vor allem im Umfeld des Verdichtungs-
raums, der zentralortlichen Aufstufung von Aulendorf zum Unterzentrum und im Bereich von
geplanten Neu- und AusbaumaflRnahmen des Verkehrsnetzes. Konkret betreffen die Anderun-
gen die Achsenabschnitte Ravensburg — Markdorf — Meersburg — (Konstanz), Weingarten —
Aulendorf — (Bad Schussenried) und Pfullendorf — Ostrach — Bad Saulgau — (Biberach).

Die Achse Melkirch — Pfullendorf — Wilhelmsdorf — Ravensburg — Wangen i.A. — Isny i.A. —
(Kempten (Allgau)) verbindet das Teil-Oberzentrum Ravensburg tUber das Mittelzentrum Pful-
lendorf mit der ausgeformten Landesentwicklungsachse Sigmaringen — Stockach bzw. Tuttlin-
gen im Westen sowie tUber das Mittelzentrum Wangen i.A. mit dem Oberzentrum Kempten (All-
gau) im Osten. Insbesondere durch den geplanten Bau des Molldietetunnels in Ravensburg
kann die Leistungsfahigkeit dieser wichtigen Ost-West-Verbindung gesteigert und der Stadt-
kern von Ravensburg vom Transitverkehr entlastet werden.

Die Achse Bad Saulgau — Aulendorf — Bad Waldsee — Bad Wurzach — Leutkirch i.A. — Isny i.A.

stellt eine wichtige Verbindung zwischen den Mittelzentren Bad Saulgau, Leutkirch i.A. und Bad
Waldsee sowie den Unterzentren Bad Wurzach und Isny i.A. dar. Sie ist die Hauptverbindungs-
linie der oberschwabischen Kurorte entlang der Oberschwébischen Baderstral3e.

Die Achse Weingarten — Aulendorf — (Bad Schussenried) verbindet das Teil-Oberzentrum
Weingarten Uber das neue Unterzentrum Aulendorf mit dem Unterzentrum Bad Schussenried
und weiter mit dem Mittelzentrum Biberach. Durch die Elektrifizierung der Stidbahn Ulm —
Friedrichshafen — Lindau (Bodensee) werden die Standortbedingungen entlang der Achse deut-
lich verbessert. Dies gilt insbesondere fir den Siedlungsbereich Mochenwangen (Teilort der
Gemeinde Wolpertswende).

Die Achse Ravensburg — Markdorf — Meersburg — (Konstanz) verbindet das Teil-Oberzentrum
Ravensburg Uber den Bodensee hinweg mit dem Oberzentrum Konstanz. Insbesondere die
Autofahre Meersburg — Konstanz sowie die Bundesstral3e B 33 stellen eine wichtige Kompo-
nente zur leistungsfahigen Verbindung der beiden Teilgebiete des Verdichtungsraums "Boden-
seeraum" dar (s. PS 2.1.1). Die Bedeutung der Verbindung wird zudem durch die Regiobuslinie
Ravensburg — Konstanz gestarkt, die zukinftig im Stundentakt verkehren soll. Dartber hinaus
wird die Entwicklung des Siedlungsbereichs Oberteuringen zwischen Ravensburg und Markdorf
unterstutzt.

Die Achse Uberlingen — Pfullendorf — Krauchenwies — Sigmaringen — Gammertingen — (Reut-
lingen) bzw. (Hechingen) stellt eine wichtige Nord-Suid-Verbindung zwischen den Mittelzentren
Uberlingen, Pfullendorf und Sigmaringen sowie dem nérdlich gelegenen Teil-Oberzentrum
Reutlingen bzw. dem Mittelzentrum Hechingen dar. Mit dem Erhalt und der Verbesserung des
Verkehrsangebots auf der RegioBus-Linie Donau-Bodensee von Uberlingen tber Pfullendorf
nach Sigmaringen wird die Entwicklung des Landlichen Raums geférdert und der Bodensee-
raum vom Siedlungsdruck entlastet.

Die Achse Uberlingen — Pfullendorf — Ostrach — Bad Saulgau — (Biberach) stellt eine weitere
Nord-Siid-Verbindung zwischen den Mittelzentren Uberlingen, Pfullendorf, Bad Saulgau und
Biberach dar. Sie entlastet den westlichen Bodenseeraum und den Verdichtungsraum Fried-
richshafen / Ravensburg / Weingarten vom Transitverkehr zwischen Uberlingen und Biberach
und fordert die Entwicklung des Landlichen Raums. Dariliber hinaus wird die Entwicklung des
Kleinzentrums Ostrach und des Siedlungsbereichs Owingen an der Entwicklungsachse ge-
starkt.

56



2.4 Siedlungsentwicklung
zu PS24.0

Eine regionale Schwerpunktsetzung der Siedlungstétigkeit erfolgt gemaf der im Landespla-
nungsgesetz genannten Instrumente. Hierzu zahlen insbesondere die Festlegung von Sied-
lungsbereichen (8§ 11 Abs. 3 Nr. 3 LplG), Schwerpunkten fir Industrie, Gewerbe und Dienstleis-
tungseinrichtungen (8 11 Abs. 3 Nr. 5 LplG) und Schwerpunkten des Wohnungsbaus (§ 11
Abs. 3 Nr. 6 LplG). Durch den regionsweiten Ansatz figt sich die weitere Siedlungsentwicklung
in die vorhandene dezentrale Siedlungsstruktur ein und bewirkt gleichzeitig eine regionale
Steuerung.

Die Inanspruchnahme von zusatzlichen Flachen fur Wohnen, Gewerbe, Dienstleistungen und
Infrastruktur ist moglichst gering zu halten. Die Anbindung an den Siedlungsbestand sowie
Mafinahmen zum Flachenrecycling, zu einer effizienten Flachennutzung und einer angemesse-
nen Nachverdichtung haben Vorrang gegentber der Inanspruchnahme unverbauter Flachen
und unterstitzen eine bessere Ausnutzung der vorhandenen Infrastruktur und so den Schutz
okologisch hochwertiger Flachen. Wert zu legen ist insbesondere auf die Nutzung von innerért-
lichen Potenzialen in Form von Bauliicken, Brach- und Konversionsflachen sowie deren Mobili-
sierung durch eine aktive Baulandpolitik. Ein bandartiges oder flachenhaft ausgreifendes Sied-
lungswachstum soll vermieden werden.

Soweit keine Immissionsschutzbelange entgegenstehen, soll eine gezielte Kopplung von
Wohngebieten, Arbeitsstatten und Dienstleistungseinrichtungen erfolgen. Auf diese Weise wer-
den die Wege zwischen den Orten der taglichen Daseinsvorsorge, das Verkehrsaufkommen
und die Umweltbelastung reduziert. Neue Baugebiete sollen so konzipiert werden, dass sie
durch o6ffentliche Verkehre gut erschlossen und angebunden werden kdnnen. Dies gilt insbe-
sondere fir den Verdichtungsraum und dessen Randzone sowie fiir die Siedlungsbereiche im
Landlichen Raum, da diese Gebiete in der Regel bereits hohen Belastungen durch den Indivi-
dualverkehr ausgesetzt sind.

In den Ufergemeinden des Bodensees soll mit Ausnahme des Teil-Oberzentrums Friedrichs-
hafen und des Mittelzentrums Uberlingen die Siedlungstatigkeit auf die Eigenentwicklung be-
schrankt bleiben (siehe PS 2.4.3). Um den Nachfragedruck am Bodensee zu mindern, sollen
die nicht im Uferbereich zu realisierenden Wohngebiete, Gewerbegebiete und Dienstleistungs-
einrichtungen in den Zentralen Orten und Siedlungsbereichen des Bodenseehinterlands festge-
legt werden.

Konkrete regionalbedeutsame Standorte im Hinterland zur Entlastung des Bodenseeuferbe-
reichs sind insbesondere:

- Vorranggebiete fur den Wohnungsbau im Oberzentrum Ravensburg/Weingarten, in den Mit-
telzentren Bad Saulgau, Leutkirch i.A., Pfullendorf, Sigmarigen und Wangen i.A. sowie in
den Unterzentren Aulendorf, Isny, Mef3kirch und Tettnang,

- Vorranggebiete fur Industrie und Gewerbe im Oberzentrum Ravensburg/Weingarten incl.
Standorte in den angrenzenden Gemeinden, in den Mittelzentren Bad Saulgau, Bad Wald-
see, Leutkirch i.A., Pfullendorf, Sigmaringen und Wangen i.A., in den Unterzentren Gam-
mertingen, Meckenbeuren, Mengen, Mel3kirch, Salem und Tetthang sowie in den Kleinzen-
tren Herbertingen, Hohentengen, Ki3legg und Ostrach,

- Siedlungsbereiche Oberteuringen und Owingen.

In den Stadten Friedrichshafen und Uberlingen werden zur Lenkung der Siedlungsentwicklung
Vorranggebiete fir den Wohnungsbau und Vorranggebiete fur Industrie und Gewerbe in see-
abgewandten Standorten festgelegt (siehe PS 1.2, Z (2)).
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In der gesamten Region, vor allem aber im Umfeld des Bodensees, soll durch eine entspre-
chende Wohnungs- und Baulandpolitik der Gemeinden eine weitere Zunahme von wenig ge-
nutzten Zweitwohnungen vermieden werden.

Der Klimawandel erfordert auch im Bereich der Siedlungsplanung die Entwicklung effektiver
Anpassungs- und Minimierungsstrategien, um negative Folgeerscheinungen abzumildern. Ins-
besondere in den klimakritischen Raumen der Region im Bereich des Bodenseebeckens und
des Schussentals mit erhohter Warmebelastung und schlechten Durchliftungsverhéaltnissen
sind lokale Windsysteme (Hangwindsysteme, Berg-Tal-Windsysteme, Flurwindsysteme, Land-
See-Windsysteme) fir die Lebensbedingungen der Menschen in Siedlungen von groRRer Be-
deutung, da sie die belasteten Bereiche mit frischer bzw. kiihler Luft versorgen kénnen.

Geeignete stadtebauliche Maflinahmen zur Verbesserung der klimatischen und lufthygienischen
Bedingungen sind inshesondere eine Anordnung der Gebaudekorper und Stra3enfluchten
langs zu den Ausgleichstromungen, um die Eindringtiefe der Frischluft in den Siedlungskorper
positiv zu beeinflussen und der Erhalt bzw. die Schaffung von Griinflachen innerhalb der Sied-
lungen. Letztere dienen als Bellftungsschneisen bzw. Luftleitbahnen, wenn Geb&udehthen
und Bebauungsdichten an den Siedlungsrandern deutlich unter jenen der Siedlungskerne lie-
gen. Dagegen wirken quer zu den Kalt- und Frischluftstromen angeordnete, ungegliederte
Siedlungskdorper auf diese stark bremsend. Ein vollstdndiges Zusammenwachsen von Sied-
lungsteilen und Ortslagen behindert den Luftaustausch ebenfalls (Klimafibel, Info-Heft 11 des
Regionalverbandes Bodensee-Oberschwaben, Ravensburg 2010).

Daruiber hinaus soll durch eine verstarkte Nutzung Erneuerbarer Energien sowie Mal3nahmen
zur Energieeinsparung und Energieeffizienzsteigerung den Ursachen des Klimawandels entge-
gengewirkt werden.

Besondere Bedeutung fir die stadtebauliche Entwicklung haben zudem die Belange des
Denkmalschutzes und des Natur- und Landschaftsschutzes.

zuPS24.1

Die Festlegung von Orientierungswerten fur den Flachenbedarf soll tberdimensionierte Sied-
lungserweiterungen verhindern und den Gemeinden eine angemessene Entwicklung ermdgli-
chen. Flachen fir den Wohnungsbau und fur neue Arbeitsplatze werden in der gesamten Regi-
on, inshesondere jedoch im Verdichtungsraum und — unter Bertcksichtigung der Sondersituati-
on der Bodenseeufergemeinden (siehe PS 2.1.2) — in der Randzone des Verdichtungsraums
sowie in den Zentralen Orten und Siedlungsbereichen im Landlichen Raum bendtigt.

Zur Deckung des Wohnbauflachen- und Gewerbeflachenbedarfs sind vorrangig innerértlich
vorhandene Potenziale zu nutzen und nur flr den dariiber hinausgehenden Bedarf zuséatzliche
Flachen im AuRenbereich fur die Siedlungsentwicklung in Anspruch zu nehmen.

Die Ermittlung des voraussichtlichen Wohnbauflachenbedarfs in der Region Bodensee- Ober-
schwaben erfolgt in Anlehnung an das Hinweispapier des Ministeriums fur Wirtschaft, Arbeit
und Wohnungsbau vom 05.02.2017 zur Plausibilitatspriifung der Bauflachenbedarfsnachweise
im Rahmen des Genehmigungsverfahrens nach 88 6 und § 10 Abs. 2 BauGB. In die Berech-
nung flielen die Entwicklung der Belegungsdichte, die Bevolkerungsvorausrechnung des Sta-
tistischen Landesamtes BW sowie regional bedingte Besonderheiten ein. Der ermittelte Bedarf
dient als Orientierungswert, sowohl fiir die regionale Planung, als auch die kommunale Fla-
chennutzungsplanung.

Zur Bertcksichtigung des voraussichtlichen Belegungsdichteriickgangs gibt das Hinweispapier
einen Zuwachsfaktor von 0,3 % pro Jahr bezogen auf die Einwohnerzahl zum Planungszeit-
punkt vor. Dieser wird fiir die Berechnung tlbernommen.
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Die Bevolkerungsvorausrechnung des Statistischen Landesamtes BW bis zum Jahr 2035 (Ba-
sisjahr 2017) unterscheidet zwei Prognosevarianten: Eine Hauptvariante, der weiterhin eine
hohere Geburtenrate (1,56 Kinder je Frau) zugrunde liegt sowie eine Nebenvariante, die von
einer niedrigeren Geburtenrate (1,40 Kinder je Frau) ausgeht. Die Annahmen zum Wande-
rungsgeschehen sind in beiden Varianten gleich und bilden im Wesentlichen die Wanderungs-
trends der Jahre 2016 und 2017 ab. Bei der Berechnung des Wohnbauflachenbedarfs fir die
Region Bodensee-Oberschwaben wird die Hauptvariante der Bevolkerungsprognose mit Be-
ricksichtigung von Wanderungseffekten zugrunde gelegt.

Abweichend davon werden:

- bei Gemeinden mit Beschrankung auf Eigenentwicklung definitionsgeman keine Wande-
rungseffekte und

- bei Siedlungsbereichen und Gemeinden mit Wohnungsbauschwerpunkten Zuschlage ge-
mal PS 4.2.1 G (2) berucksichtigt.

Die Berechnung des Wohnbauflachenbedarfs bei Gemeinden mit Beschrankung auf Eigenent-
wicklung erfolgt somit auf Basis der Prognosewerte fur die natirliche Bevolkerungsentwicklung
(Bevolkerungsprognose ohne Wanderungsgewinne) und fur den Belegungsdichteriickgang.

Die Hohe der Zuschlage bei Siedlungsbereichen und Gemeinden mit Wohnungsbauschwer-
punkten wurde empirisch ermittelt. Grundlage der Berechnung waren die Bedarfswerte fir die
gesamte Region. Eine Differenzierung zwischen zwei Zuschlagsoptionen war notwendig, da
nicht fir alle betroffenen Gemeinden Wanderungsgewinne prognostiziert werden. Inshesondere
in diesen Fallen kommt die Option des Mindest-Zuschlags auf den Einwohner-Prognosewert
des Planungszieljahres zum Tragen.

Aufgrund folgender Sachverhalte wurden Zuschldge auch ohne prognostizierte Wanderungs-
gewinne festgelegt:

- In der Vergangenheit waren die Prognosewerte der Bevolkerungsvorausrechnung des Sta-
tistischen Landesamtes Baden-Wrttemberg fiir die Region Bodensee-Oberschwaben in der
Regel zu niedrig angesetzt,

- durch die regionale Steuerung ist mit einer Zunahme der Wanderungen in den Siedlungsbe-
reichen und Gemeinden mit Wohnungsbauschwerpunkten zu rechnen.

Durch die Nichtbertcksichtigung der Wanderungseffekte bei Gemeinden mit Beschrankung auf
Eigenentwicklung vermindert sich in der Regel der Prognosewert, durch die Zuschlage bei
Siedlungsbereichen und Gemeinden mit Wohnungsbauschwerpunkten

erhoht sich der Prognosewert. Bei Kommunen, die weder als Siedlungsbereich, noch als Ge-
meinde mit Beschrankung auf Eigenentwicklung festgelegt sind, kommen keine Zu- /Abschlage
in Anrechnung.

Die beschriebenen Zu- und Abschlage auf den Bevoélkerungsprognosewert bewirken die ange-
strebte regionale Steuerung der Wohnungsbauentwicklung. In Gemeinden mit Beschrankung
auf Eigenentwicklung vermindert sich der Wohnbauflachenbedarfswert regionsweit um ca. 9 %
(ca. 65 ha). In Siedlungsbereichen erhéht sich der Wert um ca. 11 % (ca. 80 ha) und in den
Schwerpunkten des Wohnungsbaus um ca. 10 % (ca. 70 ha). In der Summe ergibt sich somit
ein um ca. 12 % (ca. 85 ha) erhéhter Prognosewert. Dieser kompensiert einen Teil der folgen-
den regionsspezifisch bedingten Effekte:

59



- die reale Bevolkerungsentwicklung (Stand 3. Quartal 2019) liegt bereits deutlich tber dem
Prognosewert®?,

- die Wohnungsbauliicke, die durch einen nicht ausreichenden Wohnungsbau in den letzten
Jahren entstanden ist,

- einen sehr starken Arbeitsmarkt, insbesondere in den Landkreisen Bodenseekreis und
Ravensburg,

- andere Bevolkerungsprognosen (BBSR: 2012-2035'4, Prognos: 2016-2040*°), deren Prog-
nosewerte Uber der Hauptvariante des Statistischen Landsamtes BW liegen.

Kumulative Zuschlage in Siedlungsbereichen mit Wohnungsbauschwerpunkt ergeben sich aus-
schlie3lich in Ober-, Mittel- und Unterzentren. Dort ist die Nachfrage an Wohnraum in der Regi-
on am grof3ten und eine verstarkte Siedlungstatigkeit aus planerischer Sicht erwiinscht (Kon-
zentrationseffekt, Reduzierung Pendlerzahlen etc.).

Als weiterer Aspekt flie3en die regionsspezifischen Werte fiir die Mindest-Bruttowohndichte in
die Berechnung des Wohnbauflachenbedarfs ein. Diese liegen — differenziert nach Zentralort-
lichkeit, Raumkategorie und Lage bzgl. Wohnungsbauschwerpunkten — zwischen 45 und 95
Einwohner pro Hektar und sollen eine angemessen verdichtete Bebauung unterstiitzen. Bei der
Festlegung der Zahlen wurden derzeitige Dichtewerte in der Region, die Erkenntnisse des
Wohndichte-Monitorings der Arbeitsgemeinschaft der Regionalverbéande'®, die Werte des o.g.
Hinweispapiers zur Plausibilitatsprifung der Bauflachenbedarfsnachweise sowie Ergebnisse
einer Umfrage des Regionalverbands bei den Stadten mit Wohnungsbauschwerpunkten in der
Region bertcksichtigt.

Die festgelegten Werte zur Mindest-Bruttowohndichte liegen im Verdichtungsraum, incl. Rand-
zone durchschnittlich ca. 30% und im landlichen Raum ca. 40 % Uber den derzeitigen Dichte-
werten in der Region. Sie fordern damit kiinftig eine angemessen verdichtete Bebauung und
stellen einen regionalen Beitrag zur rAumlichen Steuerung der Wohnungsbauentwicklung dar.

In Relation zu den landeseinheitlichen Einwohnerdichtewerten des Hinweispapiers zur Plausibi-
litatsprifung der Bauflachenbedarfsnachweise liegen die regionsspezifischen Werte im Ver-
dichtungsraum, incl. Randzone, um ca. 0-5 EW / ha Uber den Landeswerten, im landlichen
Raum um ca. 0-10 EW / ha unter den Landeswerten. Die regionsweit betrachtet etwas geringe-
ren Werte erscheinen angemessen, da die Region im Vergleich zum Landesdurchschnitt landli-
cher gepragt ist (Anteil der Siedlungs- und Verkehrsflache betragt in der Region 11,4 %, in Ba-
den-Wirttemberg 14,6 %*’). Die um 5 EW / ha tber den Landeswerten liegenden Zahlen gel-
ten fur Wohnungsbauschwerpunkte im Verdichtungsraum, in denen eine verdichtete Bebauung
Teil der planerisch beabsichtigten Steuerung der Siedlungstatigkeit ist. Gemal PS 2.4.1, Z (5)
beziehen sich die dort genannten Wohndichtewerte auf Flachen innerhalb der Vorranggebiete
fur den Wohnungsbau, die in PS 2.4.1, G (6) auf Flachen aul3erhalb der Vorranggebiete.

13 Reale Zunahme 2017 (1. Quartal) - 2019 (3. Quartal): 6.672 Personen, prognostizierte Zunahme: 4.600 Personen

14 Bundesinstitut fir Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) (2015): Die Raumordnungsprognose 2035 nach dem
Zensus.

15 Prognos AG (2017): Wohnraumbedarf in Baden-Wurttemberg, Studie im Rahmen der Wohnraumallianz, Endbe-
richt. Stuttgart.

16 Ermittlung der Wohndichte anhand von Planen der verbindlichen Bauleitplanung im Zeitraum 2018-2019 in der
Region durch den Regionalverband Bodensee-Oberschwaben.

17 Statistisches Landesamt Baden-Wrttemberg, Stand 2018.
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Die jeweilige Bruttowohndichte soll bei der Ermittlung des erforderlichen Flachenbedarfs im
Rahmen der Flachennutzungsplanung zugrunde gelegt werden. Hierbei kann ein Ausgleich
zwischen Bauflachen mit héherer Verdichtung und solchen mit niedrigerer Verdichtung erfol-
gen. Damit wird ein hohes MalR an Gestaltungsmdglichkeiten gewahrleistet. Entscheidend ist,
dass in der Summe die vorgegebene Bruttowohndichte eingehalten und damit die Flacheninan-
spruchnahme reduziert werden kann. Einzelplanungen sind also regelméaRig im Sinne dieser
Gesamtbetrachtung zu prifen und nachvollziehbar zu dokumentieren, beispielsweise in Form
eines Wohndichte-Monitorings oder ahnlicher Instrumente.

Unter Berlcksichtigung aller beschriebenen Sachverhalte ist in der Region bis zum Jahr 2035
neuer Wohnraum fur ca. 65.000 errechnete Personen zu schaffen. Daraus resultiert ein Wohn-
bauflachenbedarf von ca. 1.000 ha bis zum Jahr 2035 fir die Region Bodensee-Ober-
schwaben. Dies entspricht ca. 31.000 Wohneinheiten.

Uber die regionalbedeutsamen Schwerpunkte des Wohnungsbaus wird ca. ein Drittel des
prognostizierten Flachenbedarfs abgedeckt. Der dariiber hinausgehende Bedarf ist Uiber zu-
satzliche Flachen im Rahmen der kommunalen Bauleitplanung zu sichern. Bei der Berechnung
des Wohnbauflachenbedarfs im Rahmen der Flachennutzungsplanung sind unbebaute Flachen
der regionalbedeutsamen Schwerpunkte des Wohnungsbaus und unbebaute bauplanungs-
rechtlich bereits gesicherte Flachen sowie aktivierbare Flachenpotenziale im Innenbereich ab-
zuziehen. Aul3erdem sind Ortliche Besonderheiten, die zu einem hoheren oder geringeren Be-
darf fuhren kénnen, zu bericksichtigen.

Zur Ermittlung des voraussichtlichen Gewerbeflachenbedarfs in der Region Bodensee- Ober-
schwaben hat der Regionalverband eine Studie®® in Auftrag gegeben. GemaR dieser Studie
reicht die Bandbreite des prognostizierten Flachenbedarfs fur Industrie, Gewerbe und Teile des
Dienstleistungssektors bis zum Jahr 2035 von 600 ha bis knapp unter 1500 ha. Die groR3e Diffe-
renz ist vor allem damit begriindet, dass nur eine der drei durchgefiihrten Modellrechnungen
eine Trendfortschreibung bertcksichtigt. Die sehr positive Entwicklung der sozialversiche-
rungspflichtig Beschaftigten in der Region mit einem Plus von uber 20 % im Zeitraum 2006-
2016*° fuhrt bei der Modellrechnung mit Trendfortschreibung zu dem hoéheren Bedarfswert von
1.480 ha. Da nur dieses Modell die reale Entwicklung der Vergangenheit plausibel fir die Zu-
kunft abbildet, wird der Bedarf von ca. 1.500 ha als oberer Orientierungswert, sowohl fur die
Dimensionierung von regionalen, als auch von kommunalen Planungsflachen genutzt.

Die Flache der im Regionalplan festgelegten Schwerpunkte fir Industrie und Gewerbe betragt
ca. 800 ha (siehe PS 2.6.1). Darlber hinaus kénnen im Rahmen der kommunalen Bauleitpla-
nung ortliche Gewerbegebiete fur den lokalen Bedarf in geeigneten Gemeindeteilen ausgewie-
sen und Erweiterungsmoglichkeiten fur bestehende Gewerbebetriebe und das o6rtliche Hand-
werk gesichert werden.

Zur Abschatzung des lokal ausgerichteten, kommunalen Bedarfs hat der Regionalverband eine
GIS-gestutzte Analyse auf Basis der rechtskraftigen Flachennutzungsplane durchgefihrt.
Demnach betragt der kommunale Bedarf bis zum Jahr 2035 ca. 400 ha. Dieser Abschéatzung
liegt die Annahme zugrunde, dass die derzeit in der vorbereitenden Bauleitplanung gesicherten
und noch nicht bebauten, aber planerisch verfligbaren Flachen einen Richtwert fir den kom-
munalen Bedarf widerspiegeln. Neben Annahmen zur realen Verfugbarkeit (50 %), zum Um-
gang mit Kleinflachen etc. wirken weitere zum Teil gegenlaufige Faktoren auf den Prognose-
wert ein, z.B. die unterschiedlichen Genehmigungszeitpunkte / Laufzeiten der Flachennut-

18 Acocella, D. (2017): Berechnung des Gewerbeflachenbedarfs fiir die Region Bodensee-Oberschwaben, Lorrach /
Dortmund / NiUrnberg.

19 Statistisches Landesamt Baden-Wrttemberg

61



zungsplane oder die Tatsache, dass uber die regionalbedeutsamen Schwerpunkte fir Industrie
und Gewerbe auch Teile des kommunalen Bedarfs mit abgedeckt werden. In Ermangelung von
belastbaren Zahlen zum regionsweiten kommunalen Bedarf und der grundsétzlichen Unsicher-
heit von Prognosewerten, scheint dieser Ansatz dennoch sinnvoll und sachlich begriindet.

Eine nach Landkreisen differenzierte Betrachtung der prognostizierten Gewerbeflachenbedarfe,
der Flachen fir regionalbedeutsame Gewerbeschwerpunkte im Regionalplan und der voraus-
sichtlich erforderlichen zusatzlichen kommunalen Gewerbeflachen stellt sich folgendermalfien
dar:

Landkreis Prognostizierter Regionalbedeutsame | Zuséatzliche kommunale

Gewerbeflachenbedarf?® | Gewerbeschwerpunkte Gewerbeflachen
Bodenseekreis 225-710 ha ca. 120 ha ca. 75 ha
Ravensburg 255-535 ha ca. 360 ha ca. 175 ha
Sigmaringen 120-375 ha ca. 320 ha ca. 145 ha

Die voraussichtliche Unterdeckung im Landkreis Bodenseekreis wird somit durch zusatzliche
Flachen im Landkreis Ravensburg, insbesondere aber im Landkreis Sigmaringen ausgeglichen
(siehe auch PS 2.4.0). Damit wird das Ziel des Landesentwicklungsplans zur Lenkung der Sied-
lungsentwicklung in das angrenzende Hinterland zur Milderung des Siedlungsdrucks im Uferbe-
reich des Bodensees umgesetzt (PS 6.2.4 LEP).

In der Summe werden Uber die regionale und kommunale Planung bis zum Jahr 2035 somit
Gewerbeflachen in der GréRenordnung von 1.200 ha gesichert, davon ca. zwei Drittel tber re-
gionalbedeutsame Schwerpunkte und ca. ein Drittel tber die kommunale Flachennutzungspla-
nung. Damit werden in der zukinftigen Planungsperiode weniger Flachen zur Verfligung ste-
hen als in der vergangenen. Dies erfordert einen effizienten Umgang mit Grund und Boden,
d.h. mehrgeschossiges Bauen auch im gewerblichen Bereich, Parkhauser statt ebenerdiger
Parkplatze und anderes mehr.

Flachensparende Planungen sind auch deshalb erforderlich, weil erfahrungsgeman folgende
Aspekte eine Rolle spielen:

- Trotz sorgfaltig - in enger Abstimmung mit den Kommunen - erfolgter Auswahl der Vorrang-
gebiete fur Industrie und Gewerbe ist davon auszugehen, dass nicht alle vorgesehenen Fla-
chen verfugbar sein werden (Eigentumsverhaltnisse, neue naturschutzfachliche Erkenntnis-
se im Zuge von Genehmigungsverfahren, z.B. beziiglich Artenschutz etc.).

- Die punktuell in besonderem Mal3e begrenzte Flachenverfigbarkeit, z.B. am Bodensee, im
Schussental oder im Allgau, vor allem aufgrund konkurrierender Raumnutzungsanspriiche
und naturrdumlicher Erschwernisse und die daraus resultierenden oftmals langwierigen,
Uber mehrere Jahre andauernden Rechtsverfahren bei der Genehmigung von Gewerbege-
bieten machen eine zusatzliche Flachenvorsorge, insbesondere in Form von gréf3eren zu-
sammenhangenden Gewerbeflachen erforderlich.

- Der konkrete Flachenbedarf, insbesondere der zusatzliche kommunale Bedarf, ist regelma-
Big im Rahmen der vorbereitenden Bauleitplanung nachzuweisen. Unbebaute Flachen der

20 Acocella, D (2017): Berechnung des Gewerbeflachenbedarfs fiir die Region Bodensee-Oberschwaben, Lérrach /
Dortmund / Nurnberg. Aufgrund unterschiedlicher Entwicklungsdynamiken bei den Trendfortschreibungen
der einzelnen Raumeinheiten stimmt die Summe der héheren Bedarfswerte der Landkreise nicht mit dem
Bedarfswert fur die Region tberein.
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regionalbedeutsamen Schwerpunkte fir Industrie und Gewerbe und unbebaute baupla-
nungsrechtlich bereits gesicherte Flachen sowie aktivierbare Flachenpotenziale im Innenbe-
reich sind dabei vom ermittelten Flachenbedarf abzuziehen. Durch die Beteiligung der Tra-
ger offentlicher Belange an den Verfahren der vorbereitenden Bauleitplanung, insbesondere
aber durch die Einflussmdglichkeiten der Genehmigungsbehdrden ist somit eine kontrollierte
Flacheninanspruchnahme in Abhangigkeit von der konkreten Bedarfsermittlung jederzeit
gewahrleistet.

Die beschriebene regionale Steuerung der Siedlungsentwicklung soll dazu beitragen, ausrei-
chende Wohnbau- und Gewerbeflachenpotenziale, insbesondere in Zentralen Orten héherer
Ordnung und in Siedlungsbereichen zu schaffen. Dadurch wird auch das Ziel des Landesent-
wicklungsplans hinsichtlich einer Konzentration der Siedlungstatigkeit auf Siedlungsbereiche,
Schwerpunkte des Wohnungsbaus und Schwerpunkte fur Industrie und Gewerbe umgesetzt
(PS 3.1.2 LEP 2002).

zu PS 2.4.2

Gemal 8§ 11 Abs. 3 Nr.3 LplG sind Gemeinden oder Gemeindeteile, in denen sich die Sied-
lungstatigkeit verstarkt vollziehen soll als Siedlungsbereiche im Regionalplan festzulegen. Die-
se Uber die Eigenentwicklung hinausgehende Siedlungstétigkeit soll insbesondere durch die
Bereitstellung von zusatzlichem Wohnraum fir die Aufnahme von Wanderungsgewinnen und
durch die Ausweisung von groR3eren Gewerbeflachen erfolgen.

In der Regel ist die Siedlungsentwicklung in den Gemeindehauptorten zu konzentrieren. Bei
einigen Gemeinden erfolgt eine r&umliche Konkretisierung durch die Festlegung von Teilorten,
in denen die verstarkte Siedlungstatigkeit stattfinden soll. Diese Konkretisierung betrifft den
Teilort Blitzenreute in der Gemeinde Fronreute, den Teilort Mochenwangen in der Gemeinde
Wolpertswende und die Teilorte Mimmenhausen, Neufrach und Stefansfeld in der Gemeinde
Salem.

Bei der Festlegung von Siedlungsbereichen wurden folgende Kriterien berlicksichtigt:

- Alle Gemeinden, die als Ober-, Mittel-, Unter- oder Kleinzentrum festgelegt sind, mit Aus-
nahme von Gemeinden mit Beschrankung auf Eigenentwicklung, sind Siedlungsbereiche.

- Alle Gemeinden, die eine Entlastungsfunktion fiir Ober- und Mittelzentren sowie den Boden-
seeuferbereich hinsichtlich der weiteren Siedlungsentwicklung Ubernehmen und eine gute
OPNV-Anbindung sowie ausreichend Entwicklungspotenzial aufweisen sind Siedlungsberei-
che.

- Erganzend wurde die Entwicklung der Bevdlkerung sowie der Wohnbau- und Gewerbefla-
chen in den letzten Jahren berticksichtigt.

Insgesamt werden in der Region Bodensee-Oberschwaben 41 Gemeinden als Siedlungs-
bereiche festgelegt, davon 30 aufgrund ihrer zentralortlichen Funktion (Ober-/Mittel-/Unter-
/Kleinzentrum) und 11 zur Entlastung von Ober- und Mittelzentren (Amtzell, Baienfurt, Baindt,
Berg, Fronreute (Teilort Blitzenreute), Griinkraut, Horgenzell, Oberteuringen,

Owingen, Schlier und Wolpertswende (Teilort Mochenwangen)) sowie zur Entlastung des Bo-
denseeuferbereichs (Oberteuringen, Owingen). Die Festlegung der Siedlungsbereiche bewirkt
somit eine wichtige rdumliche Steuerung der Siedlungsentwicklung auf regionaler Ebene.
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Gegeniiber dem Regionalplan 1996 ergeben sich folgende begriindete Anderungen:

- Vier Gemeinden werden zusatzlich als Siedlungsbereiche festgelegt:
Amtzell (Gemeindehauptort) insbesondere aufgrund des angespannten Wohnungsmarkts
und fehlender Flachenverfligbarkeiten im angrenzenden Mittelzentrum Wangen i.A. sowie
der Festlegung eines regionalbedeutsamen Schwerpunkts fir Industrie und Gewerbe
(Standort Herfatz, siehe PS 2.6.1).
Fronreute (Teilort Blitzenreute), Horgenzell (Gemeindehauptort) und Wolpertswende (Teilort
Mochenwangen) insbesondere aufgrund des angespannten Wohnungsmarkts und fehlender
Flachenverfigbarkeiten in den angrenzenden Oberzentren Ravensburg und Weingarten. In
Blitzenreute ist zudem ein regionalbedeutsamer Schwerpunkt fir Industrie und Gewerbe
festgelegt (siehe PS 2.6.1). Der Gemeindehauptort Horgenzell zeichnet sich in den letzten
Jahren durch eine intensive Wohnbau- und Gewerbeflachenentwicklung, in Verbindung mit
einer Starkung von Infrastruktur- und Versorgungseinrichtungen aus, die zukinftig weitere
Entwicklungspotenziale bietet. In Mochenwangen bietet die ehemalige Papierfabrik Entwick-
lungspotenziale fir Wohnraum und Gewerbe, zudem stéarkt die Elektrifizierung der Stidbahn
den Bahnhof und Standort Mochenwangen.

- Eine Gemeinde wird zukunftig nicht mehr als Siedlungsbereich festgelegt:
Inzigkofen, insbesondere wegen der Auflésung des Bundeswehrstandorts Sigmaringen.

zu PS 2.4.3

Gemal § 11 Abs. 3 Nr.4 LplG sind im Regionalplan Gemeinden festzulegen, in denen aus be-
sonderen Griunden, insbesondere aus Rucksicht auf Naturguter, keine tber die Eigenent-
wicklung hinausgehende Siedlungstatigkeit stattfinden soll. Im Rahmen der Eigenentwicklung
soll es den Gemeinden dennoch méglich sein, ihre gewachsene Struktur zu erhalten und an-
gemessen weiterzuentwickeln, indem der natlrlichen Entwicklung der Bevélkerung und dem
inneren Bedarf Rechnung getragen wird. Dies insbesondere durch Verbesserungen der Wohn-
und Wohnumfeldverhaltnisse, die Erweiterung ortsansassiger Betriebe und die Weiterent-
wicklung der technischen und sozialen Infrastruktur. Ein dartiber hinausgehender Bedarf fiir
Wanderungsgewinne kann im Rahmen der Eigenentwicklung nicht beriicksichtigt werden.

In der Region Bodensee-Oberschwaben werden — wie bereits im Regionalplan 1996 —
folgende 14 Gemeinden mit Beschrankung auf Eigenentwicklung festgelegt:

- Die Gemeinden Daisendorf, Eriskirch, Hagnau a.B., Immenstaad a.B., Kressbronn a.B.,
Langenargen, Meersburg, Sipplingen, Stetten und Uhldingen-Muhlhofen zur Freihaltung der
engeren Uferzone des Bodensees von weiterer Bebauung und Verdichtung sowie zur Erhal-
tung der nattrlichen und kulturellen Eigenart der Bodenseelandschaft (PS 6.2.4 LEP 2002).

- Die Gemeinde Beuron aufgrund ihrer naturrdumlichen Lage im Landschaftsschutzgebiet
"Donau- und Schmeiental" sowie im FFH-Gebiet "Oberes Donautal zwischen Beuron und
Sigmaringen"”, die keine umfangreiche Siedlungsentwicklung zulasst.

- Die Kleinstgemeinden Eichstegen, Guggenhausen und Unterwaldhausen?! aufgrund fehlen-
der Voraussetzungen, insbesondere der fehlenden Infrastruktur fir eine weitergehende
Siedlungsentwicklung.

Die Sondersituation der gleichzeitig als Kleinzentren und Gemeinden mit Beschrankung auf
Eigenentwicklung festgelegten Kommunen am Bodenseeufer - Kressbronn a.B. und Meers-
burg - ist zu beachten (siehe PS 2.2.4, Z(4)). In diesen beiden Gemeinden ist eine tber die Ei-

2% jeweils unter 500 Einwohner (Stand 31.12.2017)
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genentwicklung hinausgehende Siedlungstatigkeit fir die Sicherung und den Ausbau von zent-
raldrtlichen Einrichtungen zur Versorgung des Verflechtungsbereichs mit Gitern und Dienstleis-
tungen (Gesundheit, Bildung, Einzelhandel etc.) mdglich, eine tber die Eigenentwicklung hin-
ausgehende Wohnbau- und Gewerbeentwicklung nicht.
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2.5 Schwerpunkte des Wohnungsbaus
zu PS25.0und PS25.1

Die stadtebauliche Entwicklung soll sich an den voraussehbaren Bedirfnissen und Aufgaben
der Gemeinden ausrichten und fir alle Teile der Bevolkerung eine ausreichende und angemes-
sene Versorgung mit Wohnraum gewahrleisten. Insbesondere soll die Wohnqualitéat vorhande-
ner Wohngebiete gesichert und verbessert, die Stadtzentren und Ortskerne gestarkt und eine
starkere soziale Durchmischung von Wohnquartieren angestrebt werden. Dem demographi-
schen Wandel, vor allem der Zunahme élterer Bevilkerungsgruppen, den veranderten Famili-
enstrukturen und der verstarkten Integration von Migranten ist in angemessener Weise Rech-
nung zu tragen.

Gemal 8§ 11 Abs.3 Nr. 6 LplG, in Verbindung mit PS 3.1.4 LEP konnen in begrindeten Féallen
regionalbedeutsame Schwerpunkte flir den Wohnungsbau gebietsscharf ausgewiesen werden.
Die Notwendigkeit der Festlegung von Vorranggebieten fir den Wohnungsbau ergibt sich in
der Region Bodensee-Oberschwaben aufgrund des zunehmenden Siedlungsdrucks und einer
teilraumigen Flachenknappheit, in Verbindung mit dem in PS 2.4.1 beschriebenen Flachenbe-
darf.

Folgende Zahlen des Statistischen Landesamtes Baden-W rttemberg zur Entwicklung der Be-
volkerungs-, Beschaftigten- und Wohnungsbauzahlen in den letzten Jahren sowie die zugeho-
rigen Prognosen verdeutlichen den Handlungsbedarf. In den Jahren 2011-2018 betrug der Be-
volkerungszuwachs in der Region 29.364 Einwohner. Gleichzeitig fihrte der Belegungsdichte-
rickgang (mehr Wohnflache pro Einwohner) zu einem zusatzlichen Wohnraumbedarf fur ca.
12.600 Einwohner?. In der Summe ergibt sich somit ein Bedarf fiir ca. 42.000 Einwohner. Im
gleichen Zeitraum wurden in der Region 18.064 Wohneinheiten neu gebaut. Bei einer Bele-
gungsdichte von durchschnittlich 2,1 Personen pro Wohneinheit wurde Wohnraum fir ca.
38.000 Personen geschaffen. In der Summe ergibt sich somit eine Lticke von ca. 2.000
Wohneinheiten fur ca. 4.000 Personen.

Hinsichtlich der zukulnftigen Entwicklung wird fir die Region im Zeitraum 2017-2035 ein Bevdl-
kerungszuwachs von ca. 17.000 Personen prognostiziert. Bereits in den ersten sieben Quarta-
len (bis Sept. 2019) lag die reale Entwicklung um ca. 50 % Uber der Vorausrechnung?, in den
ersten drei Quartalen 2019 sogar noch deutlich dartiber?*. Dies spiegelt auch die Wirtschafts-
starke der Region wider. In den Jahren 2011-2019 hat die Zahl der sozialversicherungspflichtig
Beschaftigten um tber 42.000 Personen zugenommen. Mit 19,3 % lag dieser Zuwachs noch
uber dem des Landes Baden-Wirttemberg (18,6 %). Die prognostizierte Bevolkerungsentwick-
lung, die Wirtschaftskraft der Region und die entstandene Wohnungsbaullicke, all dies unter-
streicht den Handlungsbedarf zur Schaffung von Wohnraum auf regionaler und kommunaler
Ebene.

Die Festlegung von regionalbedeutsamen Schwerpunkten des Wohnungsbaus in Ober-, Mittel-
und Unterzentren stellt somit einen regionalen Beitrag zur bedarfsgerechten Schaffung von
Wohnraum dar. Um die Durchgangigkeit zur nachgeordneten Planungsebene zu gewahrleisten

22 Jahrlicher Riickgang der Belegungsdichte um 0,3 %, gemal Hinweispapier des Ministeriums fir Wirtschaft, Arbeit
und Wohnungsbau vom 05.02.2017 zur Plausibilitatspriifung der Bauflachenbedarfsnachweise im Rahmen des
Genehmigungsverfahrens nach §§ 6 und § 10 Abs. 2 BauGB

23 Reale Zunahme 2017 (1. Quartal) - 2019 (3. Quartal): 6.672 Personen, prognostizierte Zunahme: 4.600 Personen

24 Reale Zunahme 2019 (1.-3. Quartal): 3.398 Personen, prognostizierte Zunahme: 1.778 Personen
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erfolgte die Auswahl der Standorte in enger Abstimmung mit den beteiligten Kommunen. Dabei
wurden insbesondere folgende Eignungskriterien herangezogen:

- Lage in Stadten mit hoher Nachfrage (Zentrale Orte hoherer Ordnung, Verdichtungsraum
mit Randzone, Wachstumsraume),

- Anbindung an die bestehende Siedlungsstruktur,

- Potenzial fur angemessen verdichtete Bauweise,

- madglichst groRe zusammenhangende Flachen (Orientierungswert: 10 ha),

- Nahe zu OPNV-Haltestellen,

- Nahe zu Arbeits-, Versorgungs-, Freizeit- und Erholungseinrichtungen,

- Schutz des Bodenseeuferbereichs,

- keine bekannten Restriktionen (Umweltbelange wie Naturschutz, Uberflutungsflachen etc.),

- keine sonstigen bekannten Ausschlussfaktoren (Topographie etc.).

Bei der ErschlieRung der Wohnungsbauschwerpunkte sind flachensparende, angemessen ver-
dichtete Bauweisen anzustreben, Mal3nhahmen zum Klimaschutz und zur Klimaanpassung zu
bertcksichtigen sowie eine energieeffiziente Bauweise und der Einsatz

erneuerbarer Energien zu férdern.

Soweit moglich, wurden die Wohnungsbauschwerpunkte in raumlicher Nahe zum 6ffentlichen
Schienennetz festgelegt. Insbesondere an Standorten im Verdichtungsraum (Friedrichshafen,
Ravensburg und Weingarten), dartiber hinaus aber auch an den Standorten in Bad Saulgau,
Leutkirch i.A., Sigmaringen, Uberlingen und Wangen i.A. ist eine Anbindung an Bahn-
Haltepunkte in maximal 2 km Entfernung gegeben. Die tbrigen Standorte sind Uber das jeweili-
ge stadtische Busnetz an den OPNV angebunden.

Insgesamt werden 16 Schwerpunkte fur den Wohnungsbau festgelegt, davon vier in den Teil-
Oberzentren (ca. 120 ha), acht in Mittelzentren (ca. 145 ha) und vier in Unterzentren (ca. 50
ha). Durch diese regionale Steuerung wird die Wohnungsbauentwicklung in den Zentralen Or-
ten héherer Ordnung und damit in den Stadten mit der héchsten Wohnraumnachfrage in der
Region gefordert.

In Einzelfallen ist es aufgrund der lokalen Situation nicht méglich, den Wohnungsbauschwer-
punkt als einzelne zusammenhangende Flache auszuweisen (Leutkirch i.A., Tettnang). Die
raumliche Nahe der Teilflachen zueinander in Verbindung mit der Aktivierung von innerortlichen
Potenzialen und der Umnutzung bereits versiegelter Flachen rechtfertigen jedoch die Festle-
gung als Schwerpunkt des Wohnungsbaus und gewahrleisten eine Konzentration der Sied-
lungstatigkeit in einem raumlich begrenzten Stadltteil.

Die Flache der im Regionalplan festgelegten Wohnungsbauschwerpunkte umfasst ca. 320 ha,
dies entspricht ca. einem Drittel des prognostizierten Flachenbedarfs bis zum Jahr 2035. Der
daruber hinausgehende Bedarf ist Uber erganzende Flachen im Rahmen der kommunalen Bau-
leitplanung, insbesondere durch eine Ausweisung von Wohnbauflachen in den Siedlungsberei-
chen (siehe PS 2.4.2) zu sichern. Vor der Inanspruchnahme zusétzlicher unverbauter Flachen
im AufRenbereich sind die regionalen Potenzialflachen in Form der Vorranggebiete fiir den
Wohnungsbau und die kommunalen Innenentwicklungspotenziale zu nutzen.
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In der Region Bodensee-Oberschwaben waren laut Regionaldatenbank Deutschland?® im Jahr
2011 (Zensus: Gebaude- und Wohnungszahlung) 3,7 % der Wohneinheiten leer stehend. Auf-
grund der angespannten Wohnraumesituation in den Folgejahren ist davon auszugehen, dass
die Zahl seitdem deutlich zuriickgegangen ist. Dennoch ist die Aktivierung von Leerstanden auf
kommunaler Ebene anzustreben, um zur Verbesserung des Wohnraumangebots beizutragen.

25 gtatistische Amter des Bundes und der Lander (2019): Wohnungen in Gebauden mit Wohnraum nach Art der
Wohnnutzung — Stichtag 09.05.2011, Kreise und krfr. Stadte.

68



2.6 Schwerpunkte fir Industrie und Gewerbe
zu PS 2.6.0und PS 2.6.1

Zur Starkung der Region Bodensee-Oberschwaben im nationalen und internationalen Wettbe-
werb ist es erforderlich, geeignete Flachen fur unternehmerische Ansiedlungen zu sichern.
Gemal 8 11 Abs. 3 Nr. 5 LplIG, in Verbindung mit PS 3.1.4 LEP kdnnen dazu regional-
bedeutsame Schwerpunkte fir Industrie und Gewebe gebietsscharf festgelegt werden. Sie er-
moglichen die regionale Steuerung und damit die Konzentration der Gewerbeflachen-
entwicklung auf die Zentrale Orte und Siedlungsbereiche und starken somit die wirtschaftlichen
Schwerpunkte der Region und festigen gleichzeitig die dezentrale Siedlungsstruktur im Landli-
chen Raum.

Besondere Bedeutung erhalten die Vorranggebiete fur Industrie und Gewerbe vor dem Hinter-
grund der begrenzten Flachenverflugbarkeit in der Region aufgrund konkurrierender Raumnut-
zungsanspriche sowie der oftmals sehr komplexen, langwierigen und aufwandigen Rechtsver-
fahren bei der Genehmigung neuer Gewerbegebiete.

Bei der planerischen Anwendung der im PS 2.4.1 beschriebenen Bedarfswerte ist zu beachten,
dass nicht alle Flachen im vorgesehen Umfang verfligbar sein werden (Eigentumsverhaltnisse

etc.). Daher ist es erforderlich, in moderatem Umfang eine gewisse Flachenvorsorge bzw. Vor-
ratshaltung zu erméglichen, um grof3e zusammenhdngende Flachen fiir die zukiinftige gewerb-
liche Entwicklung zu sichern (siehe auch Begrindung zu PS 2.4.1).

Zur Ermittlung der geeignetsten Standorte in der Region hat der Regionalverband ein regiona-
les Gewerbeflachenentwicklungskonzept erarbeitet und intensiv mit den beteiligten Kommunen
abgestimmt. Folgende Eignungskriterien wurden bei der Standortfindung herangezogen:

- Lage in Gemeinden mit hoher Nachfrage (Zentrale Orte, Verdichtungsraum mit Randzone,
Siedlungsbereiche, Wachstumsraume),

- Lage an infrastrukturell geeigneten Standorten (Straf3en- und Schienennetz, Flugplatze,
Glasfaser etc.), Vermeidung von Ortsdurchfahrten,

- Anbindung an die bestehende Siedlungsstruktur (soweit méglich, s.u.),

- wohnortnahe Lage bei angemessenem Abstand zu Wohngebieten,

- Nahe zu OPNV-Haltestellen,

- mdglichst groRe zusammenhangende Flachen (Orientierungswert: 10 ha),

- vorrangig interkommunal zu entwickelnde Standorte,

- Nutzung vorbelasteter Flachen (Konversion, Rohstoffabbau, Lage an Autobahn etc.)
- Schutz des Bodenseeuferbereichs,

- keine bekannten Restriktionen (Umweltbelange wie Landschaftsschutz, Naturschutz, Uber-
flutungsflachen etc.),

- keine sonstigen bekannten Ausschlussfaktoren (Topographie etc.).

Aufgrund der insgesamt unzureichenden verkehrlichen Anbindung der Region an die benach-
barten Wirtschaftsraume und die europaischen Verkehrsnetze, spielten verkehrsinfra-
strukturelle Aspekte wie der Anschluss an das uberdrtliche Straf3en- und Schienennetz sowie
die Lage im Einzugsbereich des Regionalflughafens Friedrichshafen und der Verkehrslande-
platze Leutkirch-Unterzeil, Mengen-Hohentengen und Pfullendorf bei der Standortwahl eine
wesentliche Rolle.
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Abgeleitet von den regionalen Prognosewerten wurden bei der Standortsuche zunéchst die in
der Begrindung zu PS 2.4.1 genannten Bedarfswerte auf Landkreisebene zugrunde gelegt.
Insbesondere im Bodenseeraum ist die Flachenverfiigbarkeit aufgrund konkurrierender Raum-
nutzungsanspriche und naturraumlicher Erschwernisse jedoch oft auf3erst begrenzt. Im Bo-
denseekreis konnten die Bedarfswerte daher nicht durch die im Rahmen des Gewerbeflachen-
entwicklungskonzepts gefundenen Standorte gedeckt werden. Um diese Unterdeckung auszu-
gleichen, war es notwendig, zusétzliche Flachen im Landkreis Ravensburg (v.a. Standorte Kif3-
legg, Leutkirch i.A., Ravensburg incl. angrenzende Standorte und Wangen i.A.), insbesondere
aber im Landkreis Sigmaringen (v.a. Standorte Bad Saulgau, Mengen incl. Hohentengen und
Herbertingen, Pfullendorf und Sigmaringen) auszuweisen.

Da eine gewerbliche Entwicklung nicht mehr in allen 87 Kommunen der Region mdglich oder im
Zweifel nicht sinnvoll ist, werden fiir die Entwicklung der Vorranggebiete interkommunale L6-
sungen als Regelfall vorgesehen. An mehreren regionalbedeutsamen Standorten wurden be-
reits Zweckverbéande gegrundet, die im Einzelfall bis zu neun Kommunen umfassen. Alle
Schwerpunkte fur Industrie und Gewerbe, die aufgrund der lokalen Situation nicht direkt im
Zentralen Ort oder im Siedlungsbereich liegen, sind als interkommunale Standorte konzipiert.
Eine Abweichung von der Regel der interkommunalen Ausrichtung ist lediglich an den in Tab. 4
des PS 2.6.1, Z (2) nicht als IKG bezeichneten Standorten in Ober-, Mittel- und Unterzentren
moglich.

Insgesamt werden 28 Schwerpunkte fiir Industrie und Gewerbe festgelegt, davon sechs in den
Teil-Oberzentren und angrenzenden als Siedlungsbereich ausgewiesenen Gemeinden (ca. 200
ha?®), neun in Mittelzentren (ca. 300 ha?’), neun in Unterzentren (ca. 180 ha?®) und vier in
Kleinzentren (120 ha?®) bzw. deren jeweiligen Verflechtungsbereichen. Die Standorte in den
Kleinzentren sind interkommunal organisiert und dienen der Starkung des landlichen Raums.
Zwei Standorte befinden sich auf Konversionsflachen ehemals militarisch genutzter Kasernen-
areale (Graf-Stauffenberg Kaserne in Sigmaringen und Oberschwabenkaserne in Mengen /
Hohentengen).

Erganzend zu den regionalbedeutsamen Schwerpunkten fur Industrie und Gewerbe kénnen
ortliche Gewerbegebiete fur den lokal ausgerichteten Bedarf (6rtliches Handwerk, Erweiterung
bestehender Betriebe, siehe PS 2.4.1) im Rahmen der kommunalen Bauleitplanung ausgewie-
sen werden (siehe PS 2.4.2). Vor der Inanspruchnahme zusatzlicher unverbauter Flachen im
AulRenbereich sind die regionalen Potenzialflachen in Form der Vorranggebiete fur Industrie
und Gewerbe sowie die kommunalen bauplanungsrechtlich bereits gesicherten Gewerbefla-
chen, insbesondere die vorhandenen Innenentwicklungspotenziale, zu nutzen.

Im Hinblick auf Umweltbelastungen und Landschaftsverbrauch haben Standorterschlie3ung
und Flachenbelegung zudem eine hochwertige und intensive Nutzung des Geléndes zu ge-
wahrleisten. Eine Prifung von MalRhahmen zur Reduzierung der Flacheninanspruchnahme und
der Umweltbelastung durch Vorgaben zur mehrgeschossigen Bauweise, zur Beschrankung
ebenerdiger Parkplatze, zur Errichtung von Parkhausern, zur Ermdglichung von Umnutzungen,
zur Nutzung von Dachern gewerblicher Gebaude und Parkplatziiberdachungen fir Solarener-
gieanlagen und &hnlicher Mal3nahmen ist auf der nachgelagerten Planungsebene nachzuwei-
sen. Der vorgesehenen Nutzung entgegenstehende Planungen und MalRnahmen (z.B. Einzel-

26 Mittelwert je Teil-Oberzentrum: ca. 70 ha
27 Mittelwert je Mittelzentrum: ca. 50 ha
28 Mittelwert je Unterzentrum: ca. 25 ha

29 Mittelwert je Kleinzentrum: ca. 30 ha
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handelsgroRprojekte) sind auszuschlielRen, raumordnerisch nicht erwiinschte Vorhaben (z.B.
Freiflachen-Solarenergieanlagen) zu vermeiden.

Durch die Konzentration der gewerblichen Siedlungsentwicklung in den geplanten Vorrangge-
bieten werden die dezentralen Flachenausweisungen in geringerem Mal3e als in der Vergan-
genheit erforderlich. Dies tragt haufig zum Schutz von lokalen, landschaftlich und 6kologisch
hochwertigen Flachen bei.

Die Vorranggebiete fur Industrie und Gewerbe umfassen definitionsgemaf neben Gewerbege-
bieten auch Industriegebiete nach § 9 BauNVO. Um nachfragegerechte Standortangebote fur
Industriebetriebe zu gewéhrleisten, sollen im Rahmen der Bauleitplanung in ausreichendem
Mal Industrieflachen innerhalb der Schwerpunkte fiir Industrie und Gewerbe bereitgestellt wer-
den. Dadurch soll auch die Mdglichkeit geschaffen werden, bereits bestehende, aufgrund von
Emissionen (Larm, Geruch etc.) jedoch am derzeitigen Standort stérende Betriebe (z.B. der
Rohstoffindustrie) dorthin zu verlagern.

Sollten Schwerpunkte fur Industrie und Gewerbe bekannte abbauwlrdige Rohstoffvorkommen
uberlagern, sind die Plansétze 3.4.0, G (5) und 3.4.1, Z (2) zu berucksichtigen bzw. zu beach-
ten.

Die Verkehrs- und Versorgungsinfrastrukturen fir die Vorranggebiete fur Industrie und Gewer-
be sind so zu gestalten und gegebenenfalls zu verbessern, dass gunstige Voraussetzungen fur
die Ansiedlung neuer und die Erweiterung bestehender Unternehmen geschaffen werden und
so die angestrebte wirtschaftliche Entwicklung insgesamt untersttitzt wird. Den unterschiedli-
chen lokalen Gegebenheiten und Erfordernissen ist dabei Rechnung zu tragen.

Eine Verzahnung der geplanten Standorte fir Industrie und Gewerbe mit geplanten Mal3-
nahmen des StraRenbaus ist bei den Vorranggebieten Friedrichshafen (Hirschlatt) durch die
geplante Trasse der B 30 (neu), Blitzenreute (Taubenried) in Verbindung mit der StralRenbau-
mafinahme "B 32 OU Blitzenreute" und Pfullendorf (Wattenreute) in Verbindung mit der "OU
Pfullendorf zw. L 194 und L 268 BA II" gegeben.

Die Schwerpunkte fiir Industrie und Gewerbe wurden vorrangig im Anschluss an bestehende
Siedlungsflachen festgelegt. Die Erweiterung von Bestandsflachen ist aufgrund von rechtlich
fixierten Schutzgebieten (Natur- und Landschaftsschutz, Grundwasserschutz), Abstéanden zu
Uberschwemmungsgebieten, schwierigen topographischen Verhéltnissen und landwirt-
schaftlichen Sonderkulturen jedoch nicht Gberall méglich. Um den Flachenbedarf fur die Lauf-
zeit des Regionalplans decken zu kdnnen, war es daher notwendig, vereinzelt auch Flachen
ohne direkte Anbindung an bestehende Siedlungsstrukturen auszuweisen.

Bei den nicht an den Siedlungsbestand angebundenen Vorranggebieten fiir Industrie und Ge-
werbe handelt es sich um wenige Einzelfalle, die alle auf der Gemarkung gro3erer Zentraler
Orte sowie an Entwicklungsachsen liegen und zur Starkung und Entwicklung von wirtschaftli-
chen Zentren oder dem landlichen Raum beitragen und dadurch wichtige Grundsétze und Ziele
des Landesentwicklungsplans aufgreifen. Im Einzelnen sprechen folgende Griinde fur die Fest-
legung dieser Standorte:

- Friedrichshafen (Hirschlatt): Anbindung an den Siedlungsbestand von Hirschlatt ist gege-
ben?°, zukiinftig sehr gute verkehrliche Anbindung tber die geplante Bundesstrale B 30
(neu), Standort ist vereinbar mit dem Stadtentwicklungskonzept der Stadt Friedrichshafen
(Oktober 2017), keine vernunftigen Alternativflachen mit vergleichbarer Eignung.

30 Eine Anbindung an den Siedlungsbestand ist teilweise gegeben, die raumplanerische Relevanz aber fraglich.

71



KiRlegg (Interkommunales Gewerbegebiet Waltershofen - IKOWA): Gewerbeflache ist im
rechtskréaftigen Flachennutzungsplan aus dem Jahr 2012 ausgewiesen, sehr gute verkehrli-
che Anbindung durch die Lage direkt an der Autobahnanschlussstelle Ki3legg (A 96), Ge-
wahrleistung der Chancengleichheit gegeniber nahe gelegenen bayrischen Standorten (an-
dere Interpretation des Anbindegebots durch das LEP Bayern 2018, s.0.), keine verniinftigen
Alternativflachen mit vergleichbarer Eignung.

Leutkirch (Riedlings): Vorbelastung durch holzverarbeitenden Betrieb, gute verkehrliche An-
bindung Uber die BundesstralRe B 465 und die ca. 8 km entfernte Autobahnanschlussstelle
Leutkirch-West (A 96), Gewahrleistung der Chancengleichheit gegeniiber nahe gelegenen
bayrischen Standorten (andere Interpretation des Anbindegebots durch das LEP Bayern
2018%), keine vernlinftigen Alternativflachen mit vergleichbarer Eignung in Bad Wurzach (in-
terkommunaler Schwerpunkt fir Industrie und Gewerbe mit Beteiligung der Stadte Leutkirch
I.LA. und Bad Wurzach).

Pfullendorf (Wattenreute): Flache ist im rechtskraftigen Flachennutzungsplan aus dem Jahr
2011 ausgewiesen, innerhalb des Gebiets ist bereits eine bestehende gewerbliche Ansied-
lung vorhanden, gute verkehrliche Anbindung durch die Landesstra3en L 194 und L 268 in
Verbindung mit der zukuinftigen OU Pfullendorf (BA 1), Erweiterung des Schwerpunkts fir
Industrie und Gewerbe "Mengener StralRe" in Pfullendorf Uber das geplante Vorranggebiet
hinaus ist nicht realistisch.

Fur die vier genannten Standorte wurde gemafR 88 6 ROG und § 24 LplG ein Verfahren zur
Abweichung von den Planséatzen 3.3.6, (Z) und 3.1.9, (Z) des Landesentwicklungsplans einge-
leitet.

31 Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) vom 01.09.2013, geéandert am 01.03.2018.
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Anlage 2

Strukturkarte

Region Bodensee-Oberschwaben

73



nach Reutlingen
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Bodensee-Oberschwaben

=

Regionalplan Bodensee-Oberschwaben

Strukturkarte

Zentraler Ort und Verflechtungsbereich

Oberzentrum gemaf LEP 2002 (N)

Mittelzentrum gemaf LEP 2002 (N)

Unterzentrum (PS 2.2.3) (2)
Kleinzentrum (PS 2.2.4) (2)

Mittelbereichsgrenze geméal LEP 2002 (N)

Mehrfachoberzentrum gemaf LEP 2002 (N),
Doppelzentrum (PS 2.2.4) (2)

Entwicklungsachse

Landesentwicklungsachse gemaf LEP 2002,
ausgeformt (PS 2.3.1) (N)/(2)

@===®» Regionale Entwicklungsachse (PS 2.3.2) (2)
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Regionsgrenze

Gemeindegrenze

Raumkategorie gemaf LEP 2002
- Verdichtungsraum (N)

Randzone um den Verdichtungsraum (N)
Verdichtungsbereich im Landlichen Raum (N)

Landlicher Raum im engeren Sinne (N)

1:310.000

LEP: Landesentwicklungsplan Baden-Wiirttemberg 2002

PS: Plansatz (siehe Textteil Regionalplan)

(N) Nachrichtliche Ubernahme aus dem LEP gemaR § 11 Abs. 6 LpIG
(Z) Ziel der Raumordnung
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Anlage 3

Auszige aus der Raumnutzungskarte

Vorranggebiet fir den Wohnungsbau

Aulendorf (Aulendorf-Nord)

Vorranggebiete fur Industrie und Gewerbe

Amtzell / Wangen i.A. (Herfatz)

Leutkirch (Riedlings)

Mel3kirch (Industriepark Nordl. Bodensee)
Ravensburg (Mariatal / Karrer)

Sigmaringen (IKG Graf Stauffenberg)
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Regionalplan 2020 Ausschnitt 1

Auszug aus der Raumnutzungskarte

Entwurf zur Anhérung 2020

Spiegler

Aulendorf
Nord

Tannhausen

Aulendorf

Rugetsweiler

Wallenreute
Neuer Standort
Erweiterung

Riicknahme

Regionalverband Bodensee-Oberschwaben (Stand: 29.09.2020) Zollenreute 1:25.000
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Regionalplan 2020 Ausschnitt 2

Auszug aus der Raumnutzungskarte

Entwurf zur Anhérung 2020

Amtzell / Waldberg
Wangen i.A.
- Herfatz
Herfatz
Nieratz
Wangen i.A.

Ettensweiler Humbrechts

Neuer Standort

SIYGICECILY Niederwangen
Riicknahme
Regionalverband Bodensee-Oberschwaben (Stand: 29.09.2020) 1:25.000

hein Elitz
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Regionalplan 2020 Ausschnitt 3

Auszug aus der Raumnutzungskarte

Entwurf zur Anhérung 2020

Gospoldshofen

Leutkirch -
Riedlings
Arnach

Diepoldshofer

Neuer Standort
Erweiterung

Riicknahme

Regionalverband Bodensee-Oberschwaben (Stand: 29.09.2020) 1:25.000
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Regionalplan 2020 Ausschnitt 4

Auszug aus der Raumnutzungskarte Rohrdorf

Entwurf zur Anhérung 2020

Mef3kirch

Heudorf
MeRkirch -
Industriepark
Nordlicher Bodensee
Oberbichtlingen

Unterbichtlingen
Neuer Standort
Erweiterung
Ricknahme Reute

Regionalverband Bodensee-Oberschwaben (Stand: 29.09.2020) Wackersho?21 25.000
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Regionalplan 2020 Ausschnitt 5
Auszug aus der Raumnutzungskarte Ravensburg

Entwurf zur Anhérung 2020

WeilRenau

Weingartshof

Oberzell
Torkenweiler
Ravensburg - Sickenried
Karrer-Mariatal
Untereschach Oberhoten
Obereschach
Schwarzenbach

Neuer Standort
Erweiterung Hegenberg

Ricknahme

Regionalverband Bodensee-Oberschwaben (Stand: 29.09.2020) 1:25.000
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Regionalplan 2020 Ausschnitt 6

Auszug aus der Raumnutzungskarte

Entwurf zur Anhérung 2020

Hornstein Bingen

Sigmaringen

Sigmaringen - Interkommunaler
Gewerbe- und Industriepark
Graf-Stauffenberg Laucherth:

Sigmaringendorf

Neuer Standort
Erweiterung

Ricknahme

Regionalverband Bodensee-Oberschwaben (Stand: 29.09.2020) 1:25.000



Regionalverband
Bodensee-Oberschwaben

Regionalplan 2020 - Entwurf zur Anhorung

Regionale Siedlungsstruktur
(Kap. 2)

‘ Siedlungsbereich (2)

A Gemeinde mit
Eigenentwicklung (2)

Vorranggebiet fir den
Wohnungsbau (2)

Vorranggebiet fUr Industrie
und Gewerbe (2)

Vorranggebiet fur
zentrenrelevante Einzel-
handelsgroRprojekte (2)

Vorbehaltsgebiet fur nicht
zentrenrelevante Einzel-
handelsgroRprojekte (G)

Regionale Freiraumstruktur
(Kap. 3)

Regionaler Griinzug
(Vorranggebiet) (2)

||||||||| Grinzasur (Vorranggebiet) (2)

~—— Vorranggebiet fur Naturschutz
— und Landschaftspflege (2)

—— Vorranggebiet fir besondere
- Waldfunktionen (Z)

Vorranggebiet zur Sicherung von
Wasservorkommen (Z)

Vorbehaltsgebiet zur Sicherung
von Wasservorkommen (G)

"""" Vorranggebiet fir den Abbau
oberflachennaher Rohstoffe (Z)

Vorranggebiet zur Sicherung
oberflachennaher Rohstoffe (Z)

Vorbehaltsgebiet zur Sicherung
oberflachennaher Rohstoffe (G)

Gebiet zum Rohstoffabbau, im
Abbau (N)

Gebiet zum Rohstoffabbau,
Abbau genehmigt (N)
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Regionale Infrastruktur
(Kap. 4)

StraflRen fur den groRraumigen
Verkehr (Kategorie 1)

mmmm Bestand (N)
m m 1 Planung Neutrassierung (N/V)

mmmmm Planung Ausbaustrecke (N/V)

StraBen fur den Uberregionalen
Verkehr (Kategorie 2)

= Bestand (N)
memms M Bau (N)

= = 1 Planung Neutrassierung (N/V)

StraRBen fur den regionalen
Verkehr (Kategorie 3)

Bestand (N)

= = = Planung Neutrassierung (N/V)

Sonstige StralRen

Stral3e des sonstigen
Uberortlichen Verkehrs (N)

StralRe des ortlichen Verkehrs
(i.d.R. Gemeindestrafde) (N)

Autofahre (N)

StraRentunnel

==== Bestand (N)

Planung Neutrassierung (N/V)

Schienenverkehr

Frei_haltetrasse fur den
Schienenverkehr (Ausbau) (Z)

——=—= Bahnstrecke (N)

Elektrifizierung (V)

Bahnhof, Haltepunkt (N)

Luftverkehr
@ Flughafen (N)
@ Verkehrslandeplatz (N)

Hochspannungsleitungen

—— Freileitung ab 110 kV (N)

Entsorgungseinrichtungen

A Entsorgungseinrichtung (N)

Grenzen

Region

Kreis

————— Gemeinde

Mal3stab 1 : 25.000

Datenquelle: Rauminformationssystem des
Regionalverbands Bodensee-Oberschwaben
(RISBO), Geobasisdaten © Landesamt fur
Geoinformation und Landentwicklung Baden-
Wirttemberg, www.Igl-bw.de, Az.: 2851.9-1/19,
Daten aus dem Umweltinformationssystem (UIS)
der LUBW Landesanstalt fir Umwelt Baden-
Wirttemberg, Daten des Landesamtes fiir Geo-
logie, Rohstoffe und Bergbau (LGRB) © Regie-
rungsprasidium Freiburg, Daten aus OpenStreet
Map © OpenStreetMap-Mitwirkende,
www.openstreetmap.org/copyright, SRTM-Daten
(Shuttle Radar Topography Mission) aus Digital
Elevation Database v4.1, Consortium for Spatial
Information (CIGAR-CSI), © CC-by-sa 2.0.
Kartographie: Regionalverband Bodensee-
Oberschwaben

© Regionalverband Bodensee-Oberschwaben
Hirschgraben 2, 88214 Ravensburg

fon: +49 751 36354-0, fax: +49 751 36354-54
email: info@rvbo.de, web: www.rvbo.de



Anlage 4

Ausziige aus dem Umweltbericht

Vorranggebiet fir den Wohnungsbau

e Aulendorf (Aulendorf-Nord)

Vorranggebiete fur Industrie und Gewerbe
e Leutkirch (Riedlings)
e Mel3kirch (Industriepark Nordl. Bodensee)

e Sigmaringen (IKG Graf Stauffenberg)
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Ausgewahlte Datenblatter zur Natura 2000-Vorprifung betreffend der Vorranggebiete

Schwerpunkte des Wohnungsbaus (Z) und Schwerpunkte fur Industrie und Gewerbe (2)

Vorranggebiete Schwerpunkte des Wohnungsbaus (2)

Aulendorf -
Aulendorf
Nord

(Nr. 436-751)

Keine kartierten LRT im Umkreis von 2km betrof-
fen. Somit in der Regel keine Betroffenheit zu er-
warten (Ausnahmen allenfalls z. B. Uber Salz-
frachten in FlieRgewassern, Emission diingen-
der Stoffe, die jedoch auf regionalpanerischer
Ebene jedenfalls i. d. R. nicht beurteilbar sind).
(s.a. fachgutachterliche Einschéatzung, Steck-
brief)

Vorranggebiete Schwerpunkte fir Industrie und Gewerbe (2)

Leutkirch —
Riedlings
(Nr. 436-182)

FFH-Gebiet
JFeuchtgebiete
bei Waldburg
und Ki3legg"“
(Nr. 8224-311)

Die geplante Gewerbe-
flache liegt ca. 50 m
westlich der Rot, die
Teil des FFH-Gebiets
LFeuchtegebiete bei
Waldburg und KiR3legg*“
(Nr. 8224-311) ist.

Durch die Lage der Flache zu dem FFH-Gebiet
ist eine Betroffenheit moglich, aber auf Grund
der starken Vorbelastungen prognostisch nicht
erheblich. Der LRT 3260 - FlieRgewasser mit flu-
tender Wasservegetation liegt dstlich des bereits
seit Jahren genutzten Gebietes in einer Entfer-
nung von 50m zu den geplanten Flachen. Bau-,
betriebs- und/oder anlagebedingten Wirkungen
kénnen auf der Ebene des Regionalplans jedoch
aufgrund der fehlenden Konkretisierung der Pla-
nung nicht abgeschatzt werden. In diesem Fall
wird davon ausgegangen, dass eine ausrei-
chende Vermeidung/Minderung der Beeintrachti-
gungen moglich sein wird. Vermeidungs- und
Minderungsmalnahmen auch technischer Art
sind jedoch voraussichtlich erforderlich (Lichtre-
duktion). (s.a. fachgutachterliche Einschatzung,
Steckbrief)

Weitere potenziell mittelbare Wirkprozesse/Wir-
kungen lassen sich auf regionalplanerischer
Ebene bei weitgehend fehlender Konkretisierung
einzelner Vorhaben in aller Regel nicht ausrei-
chend abschéatzen. Dies betrifft etwa Auswirkun-
gen auf den Wasserhaushalt, die Salzbelastung
infolge der Gebietsentwasserung sowie Stick-
stoffeintrédge in empfindliche Lebensraumtypen
des naheren und weiteren Umfelds. Diesbezig-
lich kann lediglich auf die Prifung in nachgela-
gerte Planungsebenen verwiesen werden (ins-
besondere die Notwendigkeit einer FFH-Vorprii-
fung bzw. FFH-VP nach einer Konkretisierung im
Einzelfall).

Industriepark

FFH-Gebiet ,Do-
nau zwischen

zwei Teilgebieten des
FFH-Gebiets ,Gebiete

MeRkirch - FFH-Gebiet ,Ab- | Die geplante Gewerbe- | Relevante LRT sind in einer Entfernung von

Industriepark | lach, Bagger- flache liegt rund 1300 >250m kartiert. Damit ist prognostisch nur eine

Nordlicher seen und Wal- m westlich des FFH- indirekte Betroffenheit im weiteren Umfeld zu un-

Bodensee tere Moor* (Nr. Gebiets ,Ablach, Bag- | terstellen. Dies ist gegebenenfalls in nachgela-

(Nr. 437-162) | 8020-341) gerseen und Waltere gerten Verfahren zu bericksichtigen. Nach der-

Moor“ (Nr. 8020-341). zeitigem Kenntnisstand sind aufgrund der jewei-

ligen Entfernung und der gegebenen Strukturen
keine erheblichen Beeintrachtigungen zu erwar-
ten. (s.a. fachgutachterliche Einschatzung,
Steckbrief)

Sigmaringen | FFH-Gebiet Die geplante Gewerbe- | Relevante LRT sind in einer Entfernung von

- Interkom- .Gebiete um flache liegt rund 800 m | >250m Kartiert. Damit ist prognostisch nur eine

munaler Ge- | Laucherttal sudlich und 1000 m indirekte Betroffenheit im weiteren Umfeld zu un-

werbe- und (Nr. 7821-341) westlich entfernt zu terstellen. Dies ist gegebenenfalls in nachgela-

gerten Verfahren zu beriicksichtigen. Nach der-
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Graf-Stauf-
fenberg
(Nr. 437-191)

Riedlingen und
Sigmaringen*
(Nr. 7922-342)
Vogelschutzge-
biet ,Stdwestalb
und Oberes Do-
nautal® (Nr.
7820-441)

um Laucherttal® (Nr.
7821-341), rund 1000
m norddstlich des
FFH-Gebiets ,Donau
zwischen Riedlingen
und Sigmaringen* (Nr.
7922-342), sowie rund
800 m sudlich des Vo-
gelschutzgebiets ,Sud-
westalb und Oberes
Donautal“ (Nr. 7820-
441).

zeitigem Kenntnisstand sind aufgrund der jewei-
ligen Entfernung und der gegebenen Strukturen
keine erheblichen Beeintrachtigungen zu erwar-
ten.
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Ausgewadhlte Datenblatter zur artenschutzfachlichen Einschatzung betreffend der

Vorranggebiete Schwerpunkte des Wohnungsbaus (Z) und der Schwerpunkte fur

Industrie und Gewerbe (2)

Vorranggebiet

Schwerpunkte des Wohnungsbaus (Z) - Besonderer Artenschutz

Fall

Aulendorf -
Aulendorf Nord
(Nr. 436-751)

Relevante Artenvorkommen sind bekannt bzw. zu erwarten, aber eine
Vermeidung von Verbotstatbestanden ist mittels funktionserhaltender
MaRnahmen (CEF) bzw. unter Einbezug von FCS-MaflRnahmen zu
unterstellen.

Artenpotenzial:

Gelbspdtter, Pirol, Kleinspecht, Quartiere von Fledermausarten (Gebéude
und Gehdlzbesténde), Haselmaus, Zauneidechse, Nachtkerzenschwérmer,
ggf. Heuschrecken- und Wildbienen offener Kiese/Schotter u. a.

Prufbedarf im artenschutzfachlichen/-rechtlichen Kontext vor allem beztiglich
Brutvogelarten der Gehdlzbestande und Gehdolz-/Offenland-
Ubergangsbereiche, von Fledermausbestanden (Quartier- und
Jagdgebietssituation, Transferrouten v. a. Richtung Feuchtgebiete und Wald)
sowie Reptilien (Zauneidechse). Daneben wertgebende Insektengruppen
(insbes. Holzkéafer) zumindest mit Stichproben.

Umsetzung funktionserhaltender Malinahmen prognostisch in
Bahnrandbereichen, Offenland- und Waldgebieten des Umfeldes mit weiterer
Flacheninanspruchnahme erforderlich. Fir Reptilien (Zauneidechse) kénnten
umfangreichere IndividuenschutzmaRnahmen (Vergramung, Umsiedlung)
erforderlich werden.

(s.a. fachgutachterliche Einschétzung, Steckbrief)

Vorranggebiet

Schwerpunkte fur Industrie und Gewerbe (Z) - Besonderer Artenschutz

Leutkirch —
Riedlings
(Nr. 436-182)

Relevante Artenvorkommen sind bekannt bzw. zu erwarten, aber eine
Vermeidung von Verbotstatbestdnden ist mittels funktionserhaltender
MaRnahmen (CEF) bzw. unter Einbezug von FCS-MaflRnahmen zu
unterstellen.

Artenpotenzial/nachgewiesene Arten (unterstrichen):

Rotmilan (Nahrungsgast), Schwarzspecht (Wald), Dorngrasmiuicke,
Feldschwirl, Haselmaus, Kleine/GroRRe Bartfledermaus, Wasserfledermaus
(Wald, aber auch Transferrouten/Quartiere im Gebiet), Zauneidechse
(Teilbereiche des Gebiets), Kreuzkrote, FlieBgewéasserarten (FFH-Gebiet),
Lebensstétte des Bibers benachbart.

Prufbedarf im artenschutzfachlichen/-rechtlichen Kontext vor allem beztiglich
Brutvogel- und Fledermausarten, Amphibien und Reptilien, sowie potenzieller
Lichtauswirkungen/sonstiger Emissionen bzw. Wirkfaktoren (Larm, Stickstoff,
Wasserhaushalt, ggf. Salzfracht) auf wertgebende und sensible
Lebensraumtypen und Artenbestande vor allem des Natura 2000-Gebietes).
Prufbedarf des Weiteren im Hinblick auf den benachbarten Widtierkorridor.
Auf nachgelagerter Planungsebene kann es sich als notwendig erweisen,
Teilbereiche des Gebiets insbesondere im Norden/Osten auszuklammern.
Funktionserhaltende MaRhahmen kénnen in umgebenden Wald- und
Feuchtgebieten in gréBerem Umfang erforderlich werden.

(s.a. fachgutachterliche Einschétzung, Steckbrief)

Mefkirch -
Industriepark
Nordlicher
Bodensee
(Nr. 437-162)

Relevante Artenvorkommen sind bekannt bzw. zu erwarten, aber eine
Vermeidung von Verbotstatbestdnden ist mittels funktionserhaltender
MaRnahmen (CEF) bzw. unter Einbezug von FCS-MaflRnahmen zu
unterstellen.

Artenpotenzial/nachgewiesene Arten (unterstrichen):

Feldlerche, Wachtel, Feldschwirl, Wasserralle, Neuntdter, Rotmilan,
Laubfrosch, Erdkréte, Grasfrosch (Laichballen), Ringelnatter, Zauneidechse,
Nachtkerzenschwéarmer. Bach-Kratzdistel, Breitblattriges Knabenkraut,
Braune Segge

Prufbedarf im artenschutzfachlichen/-rechtlichen Kontext vor allem beztiglich
Brutvogelarten der Acker und Feuchtgebiete, Rastvogelarten (Komplex
Acker/Feuchtgebiete) sowie Amphibien und Reptilien; bei direkter
Inanspruchnahme auch weiterer Insektengruppen der Feuchtgebiete; zudem
pot. Lichtauswirkungen auf wertgebende und sensible Artenbestéande der
Stillgewasser/Feuchtgebiete sowie Relevanz von Fledermausbestanden
(Quartiersituation auch im Umfeld, Transferrouten v. a. entlang der
Feuchtgebiete).

Bei Alternative 1 wird die Einhaltung eines gréReren Abstands zur
Vermeidung erheblicher Stérwirkungen auf den Feuchtbereich im Stden
empfohlen (kann sich auf nachgelagerter Planungsebene als zwingend
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erweisen; s. orange gefarbte Flache, fachgutachterliche Einschatzung im
Steckbrief). Auf vorliegender Planungsebene aber ansonsten keine
Ausschlussgriinde fir das Gesamtgebiet erkennbar bzw. nahe liegend.
Vermeidungs- und MinderungsmafRnahmen auch technischer Art vorauss.
erforderlich (Lichtreduktion, Amphibienschutz, Reduktion Kulissenwirkung in
Randbereichen). Umsetzung funktionserhaltender MalRnahmen prognostisch
in Acker- und Feuchtgebieten des Umfeldes mit weiterer, méglicherweise
umfangreicher Flacheninanspruchnahme erforderlich.

Sigmaringen -
Interkommunaler
Gewerbe- und
Industriepark Graf-
Stauffenberg

(Nr. 437-191)

Relevante Artenvorkommen sind bekannt bzw. zu erwarten, aber eine
Vermeidung von Verbotstatbestanden ist mittels funktionserhaltender
MaRnahmen (CEF) bzw. unter Einbezug von FCS-MaflRnahmen zu
unterstellen.

Artenvorkommen:

Braunes Langohr (grof3flachiger Quartierverbund auf dem ehem.
Kasernengelande und essentielles Jagdgebiet auf ehem.
Standortiibungsplatz, Hinweis UNB)

Prufbedarf im artenschutzfachlichen/-rechtlichen Kontext vor allem beziiglich
Brutvogel- und Fledermausarten der Siedlungsrandbereiche (einschlieflich
Quatrtiere und funktionaler Beziige in die Siedlung sowie Umgebung)
Umsetzung erforderlicher funktionserhaltender MaRnahmen méglicherweise
sehr aufwéandig. Auf Grund der Streuobstgebiete und der parkéhnlichen
Strukturen auf ehemaligen Rohbddenstandorten sind auch weitere
wertgebende Arten nicht auszuschliel3en und daher auf Genehmigungsebene
entsprechend zu prifen.

87




Gebietscharakteristik

436-751 Aulendorf - Aulendorf-Nord

Typ Ausweisung Flache [ha] Vorbelastung:

VRG Wohnungsbau 15,4 Gewerbliche Nutzung / Parkplatz
(Teilflache)

Landkreis Gemeinde Landnutzung

Ravensburg Aulendorf Gewerbe, Grinland, Parkplatz, Wald
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Gebietseinordnung

436-751

Aulendorf - Nord

Landschaftsgliederung
(GroRlandschaft / Teilland-
schaft / Landschaftsraum)

Voralpines Moor- und Hugelland (Jungmoranehiigelland) /
Jungmoranehugelland (Eiszerfallslandschaften) / Altshauser Higel- und
Moorland bzw. Aulendorf-Waldseer Moorland

Naturraum

Oberschwabisches Hugelland

Umweltzustand und Bewertung der Umweltauswirkungen auf die Schutzgiiter

Schutzgut Auswirkung der Planung
Mensch
- Umweltzustand Angrenzend an bestehendes Wohngebiet

- Beeintrachtigung

Zunahme der Verkehrsbelastung und visuelle Beeintrachtigung von
benachbarten Wohngebieten.

- Minimierungsmafinahme

Verringerung der nachteiligen Auswirkungen durch bauliche Mallnahmen

Bewertung

Das Vorhaben fihrt zu einer erheblichen Beeintrachtigung des Schutzguts

Tiere, Pflanzen und
biologische Vielfalt

- Umweltzustand

Grinland, Geholzsaum Bahndamm z.T. parkahnl. Strukturen, Parkplatz,
Bestandsgebaude

- Beeintrachtigung

Verlust hochwertiger Lebensrdume oder potenzieller Lebensstatten
(Einschatzung Konfliktpotenzial: B*) sowie Beeintrachtigung naturschutzfachlich
wertgebender und empfindlicher Arten bzw. deren Populationen.
Flacheninanspruchnahme bzw. Nutzungsumwandlung und damit Verlust von
naturschutzfachlich potenziell wertvollen und empfindlichen Lebensrdumen des
Biotopverbundes in hohem MaRe. Prifbedarf im artenschutzfachlichen/-
rechtlichen Kontext vor allem beztiglich Brutvogelarten der Gehdlzbestande und
Gehélz-/Offenland-Ubergangsbereiche, von Fledermausbestianden (Quartier-
und Jagdgebietssituation, Transferrouten v. a. Richtung Feuchtgebiete und
Wald) sowie Reptilien (Zauneidechse). Daneben wertgebende Insektengruppen
(insbes. Holzkafer) zumindest mit Stichproben. Soweit flir Wohngebiete relevant,
ggf. FFH-Vorprifung / -VP bzgl. Stickstoff-lmmissionen auf nachgelagerter
Planungsebene.

- Minimierungsmafinahme

Gdf. fur Reptilien (Zauneidechse) umfangreichere IndividuenschutzmafRnahmen
(Vergramung, Umsiedlung) notwendig, Abstéande zu Aulendorfer Bach wahren

Bewertung Das Vorhaben fuhrt zu einer erheblichen Beeintrachtigung des Schutzguts
Boden
- Umweltzustand Bewertung des landwirtschaftlichen Bodens unbekannt (Innenbereich), Altlast

innerhalb des Vorranggebiets

- Beeintrachtigung

- Minimierungsmafinahme

Bewertung

Das Vorhaben fiihrt zu keiner erkennbaren erheblichen Beeintrachtigung des
Schutzguts

Wasser

- Umweltzustand

Keine regionalbedeutsamen schutzwiirdigen Flachen (Grundwasser,
Oberflachengewasser, incl. Hochwasser) betroffen

- Beeintrachtigung

- Minimierungsmafinahme

Bewertung

Das Vorhaben fiihrt zu keiner erkennbaren erheblichen Beeintrachtigung des
Schutzguts

Klima und Luft

- Umweltzustand

Emissionen durch angrenzende Gewerbe-/Misch-/Wohngebiete,
Bahnhofsanlagen/Schienenverkehr und Landesstral’e, Lage im Bereich von Kalt-
/Frischluftleitbahnen mit Siedlungsrelevanz

- Beeintrachtigung

Geringfligige zusatzliche verkehrsbedingte Emissionen (Abgase/Staub),
Verringerung der Intensitat des Luftaustauschs

- Minimierungsmafinahme

Minderung der Emissionen durch Verbesserungen im technischen
Umweltschutz, Vermeindung von Stréomungshindernissen, z.B. durch Anordnung

89



der Gebaudekorper und Strallenfluchten langs zu den Luftleitbahnen

Bewertung Das Vorhaben fuhrt zu einer erheblichen Beeintrachtigung des Schutzguts
Landschaft
- Umweltzustand Keine regionalbedeutsamen schutzwiirdigen Flachen (Landschaftsschutzgebiet,

Gebiet mit hoher Landschaftsbildqualitat, landschaftspragendes Einzelelement)
betroffen

- Beeintrachtigung

- Minimierungsmaflinahme

Bewertung

Das Vorhaben fiihrt zu keiner erkennbaren erheblichen Beeintrachtigung des
Schutzguts

Kultur und Sachgiiter

- Umweltzustand

Regionalbedeutsame Kulturdenkmale (Schlésser, Kirchen) innerhalb der
Wirkzone (< 1000 m Entfernung), Kulturdenkmale von besonderer Bedeutung
(Bahnhof, Wohnbldécke, Bauernhof) innerhalb der Wirkzone (< 100 m Entfernung)

- Beeintrachtigung

Mégliche visuelle Beeintrachtigung von (landschaftspragenden
regionalbedeutsamen) Kulturdenkmalen

- Minimierungsmafinahme

Bewertung

Das Vorhaben fihrt zu einer erheblichen Beeintrachtigung des Schutzguts

Wechselwirkungen
zwischen Schutzgiitern

Durchschnittliche Wechselwirkungen zwischen den Schutzgitern (durch
kumulative Effekte)

Ergebnis der
Umweltprifung

Das Vorhaben fiihrt zu einer besonders erheblichen oder zu mehreren
erheblichen Beeintrachtigungen von Schutzgiitern

Negative Auswirkungen

Zusammenfassung und raumordnerische Gesamtbewertung

Erhebliche Beeintrachtigung der Schutzgiter Mensch (Wohnen, Verkehr), Tiere,
Pflanzen und biologische Vielfalt (Artenschutz, Biotopverbund), Klima und Luft
(Kalt-/Frischluftleitbahn, Luftqualitat), Kultur- und sonstige Sachguter
(regionalbedeutsames Kulturdenkmal, Kulturdenkmal von besonderer
Bedeutung).

Positive Auswirkungen

Nutzung vorbelastater Flachen (Innenbereich), Reduzierung des (inneroértlichen)
Verkehrs durch benachbarten Bahhnof und nahegelegenes Vorranggebiet fir
Industrie/Gewerbe.

Ergebnis der
raumordnerischen
Gesamtbewertung

Der Standort ist unter Beriicksichtigung der Ergebnisse der
Umweltpriifung als Vorranggebiet geeignet
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Gebietscharakteristik

436-182 Leutkirch - Riedlings

Typ Ausweisung Flache [ha] Vorbelastung:

VRG Industrie / Gewerbe |16,9 Holzverarbeitender Betrieb
Landkreis Gemeinde Landnutzung

Ravensburg Leutkirch i.A. Gewerbe, Grinland
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Gebietseinordnung

436-182

Leutkirch-Riedlings

Landschaftsgliederung
(GroRlandschaft / Teilland-
schaft / Landschaftsraum)

Donau-lller-Lech-Platten (Altmoranehiigelland) / Altmoranehigelland (Tal- und
Beckenlandschaften) / Taler von Aitrach und Eschach mit Leutkircher Haid

Naturraum

RiR-Aitrach-Platten

Umweltzustand und Bewertung der Umweltauswirkungen auf die Schutzgiiter

Schutzgut Auswirkung der Planung
Mensch
- Umweltzustand 70 m Abstand zu wohngenutzten Gebauden, angrenzend an Erholungswald

(Stufe 1b)

- Beeintrachtigung

Beeintrachtigung (Larm, Licht etc.) von wohngenutzten Gebauden in < 200 m
Entfernung.

- Minimierungsmafinahme

Verringerung der nachteiligen Auswirkungen durch bauliche Maflnahmen

Bewertung

Das Vorhaben fiihrt zu einer erheblichen Beeintrachtigung des Schutzguts

Tiere, Pflanzen und
biologische Vielfalt

- Umweltzustand

Gesetzlich geschutzte Biotope der 3. Offenlandkartierung (Feuchtgebiet in
ehemal. Kiesgrube s6 Riedlings), Benachbart zur Rot bzw. FFH Feuchtgebiete
bei Waldburg und KiRlegg, hier LRT -Flie3gewasser mit flutender
Wasservegetation), Lebensstatte Steinbeisser, Groppe, Biber (FFH-Gebiet),
Prafbedarf im gebietsschutzrechtlichen Kontext (FFH - Gebiet) unter
Berucksichtigung méglicher Stérwirkungen (Licht- und andere Immissionen) und
Bestimmung der Erheblichkeit der Beeintrachtigungen, , RBV-FlieRgewasser
und Auen (1. Prioritat)

- Beeintrachtigung

Beeintrachtigung hochwertiger Lebensraume bzw. potenzieller Lebensstatten
wertgebender Arten, die mit den Erhaltungszielen vereinbar erscheinen.
Beeintrachtigung dieser Flachen durch Larm- oder Lichtimmissionen. Verlust
hochwertiger Lebensraume oder potenzieller Lebensstatten (Einschatzung
Konfliktpotenzial: B*) sowie Beeintrachtigung naturschutzfachlich wertgebender
und empfindlicher Arten bzw. deren Populationen. Flacheninanspruchnahme von
Kernflachen oder Kernraume des Offenland-Biotopverbundes, im Bereich
gesetzlich geschutzter Biotope der 3. Offenland-/Waldbiotopkartierung sowie im
Bereich eines Wildtierkorridors ohne dessen Funktion zu gefahrden.
Flacheninanspruchnahme bzw. Nutzungsumwandlung und damit Verlust von
naturschutzfachlich potenziell wertvollen und empfindlichen Lebensrdumen des
Biotopverbundes in hohem Male.

- Minimierungsmafinahme

Abstand zum FlieRgewasser beachten. Weitere Immissionspfade in Betracht
ziehen (Salz, Stickstoff)

Bewertung Das Vorhaben fuhrt zu einer erheblichen Beeintrachtigung des Schutzguts
Boden
- Umweltzustand Uberwiegend guter bis mittlerer landwirtschaftlicher Boden (Vorrangflur II, 10,5

Punkte), hohe Bodenfunktion (GES LN 2,5-3,49, Flache > 3 ha),
Bodenschutzwald (0,7 ha)

- Beeintrachtigung

Inanspruchnahme von Béden mit hohem bis mittlerem Ertragspotenzial fir die
Landwirtschaft und hoher Leistungsfahigkeit hinsichtlich der Bodenfunktionen,
Verlust / Uberpragung von Béden mit der Funktion Bodenschutzwald

- Minimierungsmafinahme

Verringerung der zukiinftigen Flacheninanspruchnahme durch hochwertige und
intensive Nutzung des Gebiets, Erhalt des Bodenschutzwalds

Bewertung Das Vorhaben fuihrt zu einer erheblichen Beeintrachtigung des Schutzguts
Wasser
- Umweltzustand Lage in WSG Grubenwald (Zone Il A) und WSG Leutkircher Heide (Zone Il B)

- Beeintrachtigung

Inanspruchnahme von Flachen innerhalb WSG Zone Il (Verlust von
Deckschichten, Verédnderungen im Wasserhaushalt)

- Minimierungsmafinahme

Nachweis der Unbedenklichkeit in Wasserschutzgebieten

Bewertung

Das Vorhaben fuhrt zu einer erheblichen Beeintrachtigung des Schutzguts




Klima und Luft

- Umweltzustand

Verkehrsbedingte Emissionen durch angrenzende Bundesstralie

- Beeintrachtigung

Geringfligige zusatzliche Gewerbe- und verkehrsbedingte Emissionen (insb.
Geruchs-/Schadstoffemissionen, Abgase/Staub)

- Minimierungsmafinahme

Minderung der Emissionen durch Verbesserungen im technischen Umweltschutz

Bewertung

Das Vorhaben fiihrt zu keiner erkennbaren erheblichen Beeintrachtigung des
Schutzguts

Landschaft

- Umweltzustand

Keine regionalbedeutsamen schutzwiirdigen Flachen (Landschaftsschutzgebiet,
Gebiet mit hoher Landschaftsbildqualitat, landschaftspréagendes Einzelelement)
betroffen

- Beeintrachtigung

- Minimierungsmafinahme

Bewertung

Das Vorhaben fiihrt zu keiner erkennbaren erheblichen Beeintrachtigung des
Schutzguts

Kultur und Sachgiiter

- Umweltzustand

Leitung (Strom) innerhalb der Flache

- Beeintrachtigung

Moglicherweise eingeschrankte ErschlieBungsmadglichkeiten (Leitung)

- Minimierungsmafinahme

Berucksichtigung der Leitung in der Bauleitplanung

Bewertung

Das Vorhaben fuhrt zu einer erheblichen Beeintrachtigung des Schutzguts

Wechselwirkungen
zwischen Schutzgiitern

Durchschnittliche Wechselwirkungen zwischen den Schutzgitern (durch
kumulative Effekte)

Ergebnis der
Umweltprifung

Das Vorhaben fiihrt zu einer besonders erheblichen oder zu mehreren
erheblichen Beeintrachtigungen von Schutzgiitern

Negative Auswirkungen

Zusammenfassung und raumordnerische Gesamtbewertung

Erhebliche Beeintrachtigung der Schutzguter Mensch (Wohnen), Tiere, Pflanzen
und biologische Vielfalt (Lebensraumschutz - Naturschutz, Artenschutz,
Biotopverbund), Boden (Bodenfunktion, Erosionsgefahr), Wasser
(Wasserschutzgebiet), Kultur- und sonstige Sachgtiter (sonstiges Sachgut).

Positive Auswirkungen

Konzentration der Flacheninanspruchnahme durch interkommunale Ausrichtung.
Inanspruchnahme von vorbelasteten Flachen (Gewerbe). Reduzierung des
(innerortlichen) Verkehrs durch Lage an B465.

Ergebnis der
raumordnerischen
Gesamtbewertung

Der Standort ist unter Beriicksichtigung der Ergebnisse der
Umweltpriifung bedingt als Vorranggebiet geeignet
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437-162 MeRkirch - Industriepark Nordlicher Bodensee
Typ Ausweisung Flache [ha] Vorbelastung:
VRG Industrie / Gewerbe |27,5 -

Landkreis Gemeinde Landnutzung
Sigmaringen MeRkirch Acker-/Grinland

94



Gebietseinordnung

437-162

MeRkirch - Industriepark Nordlicher Bodensee

Landschaftsgliederung
(GroRlandschaft / Teilland-
schaft / Landschaftsraum)

Donau-lller-Lech-Platten (Altmoranehiigelland) / Altmoranehigelland / Mel3kirch-
Saulgauer Altmoranehugelland nérdlich der Ablach

Naturraum

Donau-Ablach-Platten

Umweltzustand und Bewertung der Umweltauswirkungen auf die Schutzgiiter

Schutzgut Auswirkung der Planung
Mensch
- Umweltzustand 690 m Abstand zu Wohngebiet

- Beeintrachtigung

Keine Beeintrachtigung (Larm, Licht etc.) von wohngenutzten Gebauden in <
200 m Entfernung und Wohngebieten in < 500 m Entfernung.

- Minimierungsmafinahme

Bewertung

Das Vorhaben fiihrt zu keiner erkennbaren erheblichen Beeintrachtigung des
Schutzguts

Tiere, Pflanzen und
biologische Vielfalt

- Umweltzustand

Acker, Gehélzrandbereiche, Kapellenweggraben, Gesetzlich geschiitzte Biotop
der 3. Offenlandkartierung (StralRenhecken beim Abzweig B311 B313) im
StralRenbereich, Naturdenkmal Birkenloch im 100m Umfeld, RBV-Offene
Feldflur (1. Prioritat) im Rand- und Kernbereich

- Beeintrachtigung

Beeintrachtigung hochwertiger Lebensraume bzw. potenzieller Lebensstatten
wertgebender Arten, die mit den Erhaltungszielen vereinbar erscheinen.
Beeintrachtigung dieser Flachen durch Larm- oder Lichtimmissionen. Verlust
hochwertiger Lebensraume oder potenzieller Lebensstatten (Einschatzung
Konfliktpotenzial: B*) sowie Beeintrachtigung naturschutzfachlich wertgebender
und empfindlicher Arten bzw. deren Populationen. Flacheninanspruchnahme
bzw. Nutzungsumwandlung und damit Verlust von naturschutzfachlich potenziell
wertvollen und empfindlichen Lebensrdumen des Biotopverbundes in hohem
Malie.

- Minimierungsmafinahme

Vermeidungs- und Minderungsmalnahmen auch technischer Art voraussichtlich
erforderlich (Lichtreduktion, Amphibienschutz, Reduktion Kulissenwirkung in
Randbereichen). Umsetzung funktionserhaltender MalRnahmen prognostisch in
Acker- und Feuchtgebieten des Umfeldes mit weiterer, moglicherweise
umfangreicher Flacheninanspruchnahme erforderlich. Auswirkung auf
flachenhaftes Naturdenmal in nachgelagerten Planungsebenen beachten.

Bewertung Das Vorhaben fuihrt zu einer erheblichen Beeintrachtigung des Schutzguts
Boden
- Umweltzustand Guter bis mittlerer landwirtschaftlicher Boden (Vorrangflur 1l, 10-10,5 Punkte),

teilweise sehr hohe Bodenfunktion (GES LN >= 3,5, Flache < 3 ha) und teilweise
hohe Bodenfunktion (GES LN 2,5-3,49, Flache > 3 ha)

- Beeintrachtigung

Inanspruchnahme von Béden mit hohem bis mittlerem Ertragspotenzial fir die
Landwirtschaft und sehr hoher Leistungsféahigkeit hinsichtlich der
Bodenfunktionen (< 3 ha)

- Minimierungsmafinahme

Verringerung der zukinftigen Flacheninanspruchnahme durch hochwertige und
intensive Nutzung des Gebiets

Bewertung Das Vorhaben fuhrt zu einer erheblichen Beeintrachtigung des Schutzguts
Wasser
- Umweltzustand Keine regionalbedeutsamen schutzwiirdigen Flachen (Grundwasser,

Oberflachengewasser, incl. Hochwasser) betroffen

- Beeintrachtigung

- Minimierungsmafinahme

Bewertung

Das Vorhaben fiihrt zu keiner erkennbaren erheblichen Beeintrachtigung des
Schutzguts

Klima und Luft

- Umweltzustand

Gewerbe- und verkehrsbedingte Emissionen durch angrenzende
Gewerbeflachen und Bundes-/Kreisstralle, Lage im Bereich von Kalt-




/Frischluftleitbahnen mit Siedlungsrelevanz

- Beeintrachtigung Erhebliche zusétzliche Gewerbe- und verkehrsbedingte Emissionen (insb.
Geruchs-/Schadstoffemissionen, Abgase/Staub), Verringerung der Intensitat des
Luftaustauschs

- Minimierungsmafinahme Minderung der Emissionen durch Verbesserungen im technischen
Umweltschutz, Vermeindung von Strémungshindernissen, z.B. durch Anordnung
der Gebaudekorper und StralRenfluchten langs zu den Luftleitbahnen

Bewertung Das Vorhaben fihrt zu einer erheblichen Beeintrachtigung des Schutzguts

Landschaft

- Umweltzustand Keine regionalbedeutsamen schutzwiirdigen Flachen (Landschaftsschutzgebiet,
Gebiet mit hoher Landschaftsbildqualitat, landschaftspragendes Einzelelement)
betroffen

- Beeintrachtigung -
- Minimierungsmafinahme

Bewertung Das Vorhaben fuhrt zu keiner erkennbaren erheblichen Beeintrachtigung des
Schutzguts

Kultur und Sachgiiter

- Umweltzustand Keine regionalbedeutsamen Kultur- oder Sachguter (Kulturdenkmale, Anlagen,
Leitungen etc.) betroffen

- Beeintrachtigung -
- Minimierungsmafinahme

Bewertung Das Vorhaben fuihrt zu keiner erkennbaren erheblichen Beeintrachtigung des
Schutzguts

Wechselwirkungen Geringe Wechselwirkungen zwischen den Schutzgltern (durch kumulative

zwischen Schutzgiitern Effekte)

Ergebnis der Das Vorhaben fiihrt zu keinen oder nur zu wenigen erheblichen

Umweltpriifung Beeintrachtigungen von Schutzgiitern

Zusammenfassung und raumordnerische Gesamtbewertung

Negative Auswirkungen  |Erhebliche Beeintrachtigung der Schutzgiter Tiere, Pflanzen und biologische
Vielfalt (Lebensraumschutz - Naturschutz, Artenschutz, Biotopverbund), Boden
(Bodenfunktion), Klima und Luft (Kalt-/Frischluftleitbahn, Luftqualitat).

Positive Auswirkungen Konzentration der Flacheninanspruchnahme durch interkommunale Ausrichtung.
Reduzierung des innerdrtlichen Verkehrs durch Lage an B311/B313 und
nahegelegenes Vorranggebiet flir den Wohnungsbau.

Ergebnis der Der Standort ist unter Beriicksichtigung der Ergebnisse der
raumordnerischen Umweltpriifung als Vorranggebiet geeignet
Gesamtbewertung
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Gebietscharakteristik

437-191 Sigmaringen - Interkommunaler Gewerbe- / Industriepark Graf-Stauffenberg
Typ Ausweisung Flache [ha] Vorbelastung:

VRG Industrie / Gewerbe (62,4 Konversionsflache

Landkreis Gemeinde Landnutzung

Sigmaringen Bingen/Sigmaringen/Sigmaringendorf |Konversioinsflache
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Gebietseinordnung

437-191

Sigmaringen - Interkommunaler Gewerbe- und Industriepark Graf-
Stauffenberg

Landschaftsgliederung
(GroRlandschaft / Teilland-
schaft / Landschaftsraum)

Schwabische Alb / Schwabische Alb / Flachenalb und Laucherttal bei
Sigmaringen

Naturraum

Mittlere Flachenalb

Umweltzustand und Bewertung der Umweltauswirkungen auf die Schutzgiiter

Schutzgut Auswirkung der Planung
Mensch
- Umweltzustand 130 m Abstand zu vorbelastetem Wohngebiet

- Beeintrachtigung

Beeintrachtigung (Larm, Licht etc.) von Wohngebieten in < 200 m Entfernung.

- Minimierungsmafinahme

Verringerung der nachteiligen Auswirkungen durch bauliche Mallnahmen

Bewertung

Das Vorhaben fuhrt zu einer erheblichen Beeintrachtigung des Schutzguts

Tiere, Pflanzen und
biologische Vielfalt

- Umweltzustand

Uberwiegend Griinland, parkahnliche Strukturen, Gehdlzinseln, Streuobst auf
ehemaligen Rohbodenbiotopen in TruppentbungsplatzengrofRer Teil mit
vorhandener Bebauung und Gehdolzen auf Grundstiicken und als
Alleebepflanzungen an Wegen, RBV-Vdgel mit Bindung an offene Gewasser (1.
Prioritat)

- Beeintrachtigung

Verlust hochwertiger Lebensrdume oder potenzieller Lebensstatten
(Einschatzung Konfliktpotenzial: B*) sowie Beeintrachtigung naturschutzfachlich
wertgebender und empfindlicher Arten bzw. deren Populationen.
Flacheninanspruchnahme bzw. Nutzungsumwandlung und damit Verlust von
naturschutzfachlich potenziell wertvollen und empfindlichen Lebensrdumen des
Biotopverbundes in hohem Male.

- Minimierungsmafinahme

Bewertung Das Vorhaben fuhrt zu einer erheblichen Beeintrachtigung des Schutzguts
Boden
- Umweltzustand Bewertung des landwirtschaftlichen Bodens unbekannt (Konversionsflache),

teilweise hohe Bodenfunktion (GES LN/W 2,5-3,49, Flache > 3 ha)

- Beeintrachtigung

Inanspruchnahme von Béden hoher Leistungsfahigkeit hinsichtlich der
Bodenfunktionen

- Minimierungsmafinahme

Verringerung der zukinftigen Flacheninanspruchnahme durch hochwertige und
intensive Nutzung des Gebiets

Bewertung Das Vorhaben fuhrt zu einer erheblichen Beeintrachtigung des Schutzguts
Wasser
- Umweltzustand Keine regionalbedeutsamen schutzwiirdigen Flachen (Grundwasser,

Oberflachengewasser, incl. Hochwasser) betroffen

- Beeintrachtigung

- Minimierungsmafinahme

Bewertung

Das Vorhaben fiihrt zu keiner erkennbaren erheblichen Beeintrachtigung des
Schutzguts

Klima und Luft

- Umweltzustand

Uberwiegend bebautes Gebiet (Konversionsflache)

- Beeintrachtigung

Erhebliche Gewerbe- und verkehrsbedingte Emissionen (insb. Geruchs-
/Schadstoffemissionen, Abgase/Staub)

- Minimierungsmafinahme

Minderung der Emissionen durch Verbesserungen im technischen Umweltschutz

Bewertung Das Vorhaben fuhrt zu einer erheblichen Beeintrachtigung des Schutzguts
Landschaft
- Umweltzustand Keine regionalbedeutsamen schutzwiirdigen Flachen (Landschaftsschutzgebiet,

Gebiet mit hoher Landschaftsbildqualitat, landschaftspragendes Einzelelement)

betroffen




- Beeintrachtigung

- Minimierungsmafinahme

Bewertung

Das Vorhaben fiihrt zu keiner erkennbaren erheblichen Beeintrachtigung des
Schutzguts

Kultur und Sachgiiter

- Umweltzustand

Keine regionalbedeutsamen Kultur- oder Sachguter (Kulturdenkmale, Anlagen,
Leitungen etc.) betroffen

- Beeintrachtigung

- Minimierungsmafinahme

Bewertung

Das Vorhaben fiihrt zu keiner erkennbaren erheblichen Beeintrachtigung des
Schutzguts

Wechselwirkungen
zwischen Schutzgiitern

Durchschnittliche Wechselwirkungen zwischen den Schutzgitern (durch
kumulative Effekte)

Ergebnis der
Umweltpriifung

Das Vorhaben fiihrt zu einer besonders erheblichen oder zu mehreren
erheblichen Beeintrachtigungen von Schutzgiitern

Negative Auswirkungen

Zusammenfassung und raumordnerische Gesamtbewertung

Besonders erhebliche Beeintrachtigung des Schutzguts Mensch (Wohnen).
Erhebliche Beeintrachtigung der Schutzgiter Tiere, Pflanzen und biologische
Vielfalt (Artenschutz, Biotopverbund), Boden (Bodenfunktion), Klima und Luft
(Luftqualitat).

Positive Auswirkungen

Konzentration der Flacheninanspruchnahme durch interkommunale Ausrichtung.
Inanspruchnahme von vorbelasteten Flachen (Konversion). Reduzierung des
(innerdrtlichen) Verkehrs durch Lage nahe B32 und nahegelegenes
Vorranggebiet fir den Wohnungsbau.

Ergebnis der
raumordnerischen
Gesamtbewertung

Der Standort ist unter Beriicksichtigung der Ergebnisse der
Umweltpriifung als Vorranggebiet geeignet
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Anlage 5

Auszige aus dem naturschutzfachlichen Gutachten

Vorranggebiete fur Industrie und Gewerbe
e Amtzell / Wangen i.A. (Herfatz)

e Bad Waldsee (Wasserstall)

e Kressbronn (Kapellenesch — Haslach)

e Vogt (Vogt - Ost)
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Fortschreibung Regionalplan Bodensee-Oberschwaben - Einschdtzung Konfliktpotenzial Schwerpunkte Ge-
werbeentwicklung / ggf. andere Bebauung (April/Mai 2020): Steckbriefe zu Einzelgebieten

Wangen i. A. / Amtzell — Industrie- und Gewerbegebiet
436-101
Herfatz

Potenzial/Bestand Relevanz

A R
Verbreitete europaische Vogelarten O O
Besonders wertgebende europ. Vogelarten? O °
Fledermause Anhang IV FFH-RL O °
Haselmaus Anhang IV FFH-RL - °
Amphibien-/Reptilienarten Anhang IV FFH-RL O O
Sonstige Tierarten des Anhangs IV FFH-RL O °
Sonstige besonders wertgebende Tierarten O u
FFH-Anhang |-Lebensraumtypen im FFH-Gebiet - m*
FFH-Anhang lI-Art im FFH-Gebiet - o

Hinweis: In Spalte A wird das Potenzial nach aktuellem Zustand der geplanten
Gewerbefliche eingeschditzt, in Spalte R ggf. Eintrdge im Hinblick auf angren-
zende Bestdnde oder besondere Sensibilitdt z. B. bezgl. Stérungen ergénzt
(ohne -). Es bedeuten (i. d. R. bezogen auf Fortpflanzungs- und Ruhestdtten):
W besonders relevant; ® in gréfierem Umfang; O in geringerem Umfang bzw.
mit geringerer Intensitdt; o unwahrscheinlich; - auszuschliefSen (oder sehr
unwabhrscheinlich / im vorliegenden Fall nicht priifungsrelevant). *mittelbar

FFH-Gebiete < 2 km Distanz: Untere Argen und Seitentéler (direkt angrenzend)

Vogelschutzgebiete < 2 km Distanz: | -

Biotopverbund / wichtige Funkti- Suchraumkulisse des landesweiten Biotopverbunds Offenland

onsrdume It. fachgutachterlicher (feucht und mittel) im Stidwestteil betroffen, dort auch kleinere

Ausarbeitung: Kernflache des Biotopverbunds mittel. GroRere Kernflachen
Biotopverbund feucht im ndheren Umfeld.

Situation und Habitatpotenzial v. a. europarechtlich geschiitzter Arten und Natura 2000-Gebiete:

Acker- und Griinlandgebiet mit vorherrschend intensiver Nutzung, strukturarm. Kleinflachig Einzel-
bdaume und Geholzbestdnde v. a. im Nordostteil. In Hochlage zwischen den tief eingeschnittenen
Talzligen des Natura 2000-Gebiets Untere Argen und Seitentaler gelegen (slidostliche und nordwest-
liche Flanke), an dieses auf groRerer Lange direkt angrenzend oder in dessen Nahbereich.

Brutvorkommen von Feldvogeln mit gefahrdeten Arten eher unwahrscheinlich, zusatzlich im Offen-
land aber vorauss. nicht essenzielle Funktion als Nahrungsflache fiir Greifvogelarten und punktuell
Reviere ricklaufiger oder auf der Vorwarnliste stehender Arten zu erwarten. In den zum Natura
2000-Gebiet gehorenden Waldflachen ist von Vorkommen u. a. gefahrdeter Brutvogel- und Fleder-
mausarten auszugehen. Randlich teils Vorkommen der Zauneidechse moglich. Im Natura 2000-
Gebiet u. a. Buchenwalder, Schlucht- und Hangmischwalder sowie Kalktuffquellen (prioritare Lebens-
raumtypen des Anhangs | der FFH-Richtlinie) sowie weitere Lebensraumtypen u. a. der Gewasser
vertreten. Charakteristische und gefahrdete Arten u. a. der Gewasserfauna, Holzkafer und Nacht-
schmetterlinge sind zu erwarten.

L EinschlieRlich fiir den Gebietsschutz in Vogelschutzgebieten relevanter Arten (ggf. im Text prazisiert)
Arbeitsgruppe fiir Tierokologie und Planung (Filderstadt) Regionalverband Bodensee-Oberschwaben
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Fortschreibung Regionalplan Bodensee-Oberschwaben - Einschdtzung Konfliktpotenzial Schwerpunkte Ge-
werbeentwicklung / ggf. andere Bebauung (April/Mai 2020): Steckbriefe zu Einzelgebieten

Artenpotenzial/nachgewiesene Arten (Auswahl)?:

Rotmilan (Nahrungsgast), Schwarzspecht (angrenzender Wald), Haselmaus, Kleine/GroRe Bartfle-
dermaus, Wasserfledermaus (jew. angrenzender Wald), Zauneidechse (Randbereiche des Gebiets),
artenreiche FlieRgewasser- und Quellfauna (FFH-Gebiet)

Hinweise fiir die weitere Planung?>:

Prifbedarf im artenschutzfachlichen/-rechtlichen Kontext vor allem beziglich Brutvogel- und Fle-
dermausarten, randlich ggf. Zauneidechse, sowie potenzieller Lichtauswirkungen/sonstiger Emissio-
nen bzw. Wirkfaktoren (Larm, Stickstoff, Wasserhaushalt, ggf. Salzfracht im Kontext der Gebietsent-
wasserung) auf wertgebende und sensible Lebensraumtypen und Artenbestande vor allem des Natu-
ra 2000-Gebietes). FFH-VP bzgl. Stickstoff- und Lichtimmissionen sowie ggf. weiterer o. g. Wirkfakto-
ren auf nachgelagerter Planungsebene notwendig.

Einschdtzung Konfliktpotenzial Artenschutz/Natura 2000 summarisch:

Hoch bis mittel. Flir maligebliche Lebensraumtypen des Natura 2000-Gebiets ist aufgrund

der unmittelbaren Nahe des siidlichen Teilgebiets liber die Beeintrachtigung charakteris-

tischer, lichtsensibler Arten eine erhebliche Beeintrachtigung zu erwarten oder jedenfalls nicht mit
der gebotenen Sicherheit auszuschlieBen. Diese Beurteilung gilt auch unter ggf. auf spaterer Pla-
nungsebene konkretisierbaren technischen Vermeidungs- oder Minderungsmalnahmen fiir ein Ge-
werbegebiet. Zumindest in Teilbereichen zudem erhebliche Beeintrachtigungen Gber weitere Wirk-
faktoren (Larm, Stickstoffeintrage) moglich. Auf vorliegender Planungsebene ist daher das siidliche
Teilgebiet auszuschlieRen (rot gefarbte Flache in Eingangsabbildung). Fir die restliche Flache auf
vorliegender Planungsebene keine Ausschlussgriinde erkennbar bzw. nahe liegend. Vermeidungs-
und Minderungsmalnahmen auch technischer Art jedoch vorauss. erforderlich (Lichtreduktion).

Teil des geplanten Gewerbestandorts (Offenland) an der Grenze zum FFH-Gebiet (links), Untere Argen in der Ndhe des
geplanten Standorts (rechts).

2 Essind i. d. R. nur Arten benannt, bei denen im Gebiet Fortpflanzungs- und Ruhestétten oder in Einzelféllen
essenzielle Nahrungsflachen erwartet werden kdnnen oder dokumentiert sind; evtl. Abweichungen sind je-
weils benannt. Konkret nachgewiesene Arten aus vorliegenden Daten oder Beobachtungen wahrend der Be-
gehung(en) sind unterstrichen. Es wird ausdricklich darauf hingewiesen, dass fir die Gebiete keine weiter
gehenden Bestandsaufnahmen erfolgt sind und die Listung nur exemplarischen Charakter hat.

3 Hier werden lediglich erste Hinweise gegeben. Diese sind nicht als vollstindiges Untersuchungsprogramm zu
verstehen, sondern heben wichtige Aspekte nach jetzigem Einschatzungsstand heraus.

Arbeitsgruppe fiir Tierokologie und Planung (Filderstadt) Regionalverband Bodensee-Oberschwaben
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Fortschreibung Regionalplan Bodensee-Oberschwaben - Einschdtzung Konfliktpotenzial Schwerpunkte Ge-
werbeentwicklung / ggf. andere Bebauung (April/Mai 2020): Steckbriefe zu Einzelgebieten

436-122 Bad Waldsee — Gewerbegebiet Wassserstall
Potenzial/Bestand Relevanz

A R
Verbreitete europaische Vogelarten O O
Besonders wertgebende europ. Vogelarten? O °
Fledermause Anhang IV FFH-RL O °
Haselmaus Anhang IV FFH-RL - O
Amphibien-/Reptilienarten Anhang IV FFH-RL O °
Sonstige Tierarten des Anhangs IV FFH-RL O °
Sonstige besonders wertgebende Tierarten O ° ‘
FFH-Anhang I-Lebensraumtypen im FFH-Gebiet - o
FFH-Anhang ll-Art im FFH-Gebiet - o

Hinweis: In Spalte A wird das Potenzial nach aktuellem Zustand der geplanten
Gewerbefliche eingeschditzt, in Spalte R ggf. Eintrdge im Hinblick auf angren-
zende Bestdiinde oder besondere Sensibilitdt z. B. bezgl. Stérungen ergdnzt
(ohne -). Es bedeuten (i. d. R. bezogen auf Fortpflanzungs- und Ruhestdtten):
W besonders relevant; ® in gréfierem Umfang; O in geringerem Umfang bzw.
mit geringerer Intensitdt; o unwahrscheinlich; - auszuschliefSen (oder sehr
unwabhrscheinlich / im vorliegenden Fall nicht priifungsrelevant). *mittelbar

FFH-Gebiete < 2 km Distanz: Feuchtgebiete um Bad Schussenried (direkt angrenzend)
Vogelschutzgebiete < 2 km Distanz: | -

Biotopverbund / wichtige Funkti- Kern- und Verbundraumflachen des Biotopverbunds Offenland
onsrdume It. fachgutachterlicher nur im weiteren Umfeld

Ausarbeitung:

Situation und Habitatpotenzial v. a. europarechtlich geschiitzter Arten und Natura 2000-Gebiete:

Acker- und Griinlandgebiet; im Ostteil auf kurzem Abschnitt von Riedbach gequert, dort kleinraumig
Rohrichtbestand. Im direkten Nahbereich und Umfeld (iberwiegend von Fichtenbestanden dominier-
te Waldflachen, teils ehemalige Abbaugebiete mit Feuchtvegetation sowie dauerhaft oder temporar
Wasser fliihrenden Stillgewassern und Geholzbestdnden (teils auch Laubbaumbestdnde); einzelne
Brachestreifen; im Westen flaichenhaftes Naturdenkmal (Schutzgebiets-Nr. 84360091411, Feuchtge-
biet Fronholz) innerhalb der Natura 2000-Kulisse, die auf langerer Strecke direkt an den geplanten
Gewerbegebietsrand anschlieBt (FFH-Gebiet).

Brutvorkommen von Feldvogeln mit gefahrdeten Arten eher unwahrscheinlich, zusatzlich im Offen-
land aber vorauss. nicht essenzielle Funktion als Nahrungsflache fiir Greifvogelarten und punktuell
Reviere ricklaufiger oder auf der Vorwarnliste stehender Arten zu erwarten. In den Waldflachen
trotz teilweiser Strukturarmut Vorkommen gefahrdeter Brutvogelarten zumindest in Einzelrevieren
moglich, zudem anspruchsvollere Fledermausarten (zumindest Jagdgebiete). In Stillgewdssern der
Umgebung sind Amphibienbestdande nachgewiesen, darunter der Kammmolch als Art der Anhange Il
und IV der FFH-Richtlinie, die umgebende Flachen als Wanderkorridor bzw. Jahreslebensraum nut-
zen. In Waldbestanden des Natura 2000-Gebiets zudem Vorkommen der FFH-Pflanzenart Frauen-
schuh dokumentiert. Randlich teils Vorkommen der Zauneidechse moglich.

L EinschlieRlich fiir den Gebietsschutz in Vogelschutzgebieten relevanter Arten (ggf. im Text prazisiert)
Arbeitsgruppe fiir Tierokologie und Planung (Filderstadt) Regionalverband Bodensee-Oberschwaben
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Fortschreibung Regionalplan Bodensee-Oberschwaben - Einschdtzung Konfliktpotenzial Schwerpunkte Ge-
werbeentwicklung / ggf. andere Bebauung (April/Mai 2020): Steckbriefe zu Einzelgebieten

Artenpotenzial/nachgewiesene Arten (Auswahl)?:

Rotmilan (Nahrungsgast), Schwarzspecht, Kammmolch (Daten Managementplan), Grasfrosch, Zau-
neidechse (Randbereiche bestehendes Gewerbegebiet u. a.), Frauenschuh (Daten Managementplan)

Hinweise fiir die weitere Planung?>:

Prufbedarf im artenschutzfachlichen/-rechtlichen Kontext vor allem bezuglich Brutvogel- und Fle-
dermausarten, randlich ggf. Zauneidechse und Nachtkerzenschwarmer sowie potenzieller Lichtaus-
wirkungen/sonstiger Emissionen bzw. Wirkfaktoren (Ldrm, Stickstoff, Wasserhaushalt, ggf. Salzfracht
im Kontext der Gebietsentwéasserung) auf wertgebende und sensible Lebensraumtypen und Artenbe-
stdnde vor allem des Natura 2000-Gebietes). FFH-Vorprifung/ -VP bzgl. Stickstoff-lmmissionen und
gef. weiterer o. g. Wirkfaktoren auf nachgelagerter Planungsebene notwendig.

Einschdtzung Konfliktpotenzial Artenschutz/Natura 2000 summarisch:

Mittel. Zum Natura 2000-Gebiet zumindest in Teilabschnitt Rlicknahme der geplanten
Gewerbegebietsgrenze erforderlich (250 m Mindestabstand zum FFH-Lebensraumtyp der

eutrophen Seen und Weiher mit pot. Vorkommen lichtsensibler Arten; s. rot gefarbte Flache in Ein-
gangsabbildung). Fir die restliche Flache auf vorliegender Planungsebene aber keine Ausschluss-
griinde erkennbar bzw. nahe liegend. Vermeidungs- und Minderungsmalinahmen auch technischer
Art vorauss. erforderlich (Lichtreduktion, technische AmphibienschutzmaRnahmen, ggf. zusatzliche
Abstandszonen). Umsetzung erforderlicher funktionserhaltender MalRnahmen prognostisch in Acker-
gebieten des Umfeldes mit weiterer Flacheninanspruchnahme erforderlich.

Blick vom Rand des bestehenden Gewerbegebiets tiber zur Erweiterung vorgesehene Ackerflachen Richtung FFH-Gebiet
(links), Waldflachen mit Verndssungsbereichen westlich des geplanten Gewerbegebiets (rechts).

2 Essind i. d. R. nur Arten benannt, bei denen im Gebiet Fortpflanzungs- und Ruhestétten oder in Einzelféllen
essenzielle Nahrungsflachen erwartet werden kdnnen oder dokumentiert sind; evtl. Abweichungen sind je-
weils benannt. Konkret nachgewiesene Arten aus vorliegenden Daten oder Beobachtungen wahrend der Be-
gehung(en) sind unterstrichen. Es wird ausdricklich darauf hingewiesen, dass fir die Gebiete keine weiter
gehenden Bestandsaufnahmen erfolgt sind und die Listung nur exemplarischen Charakter hat.

3 Hier werden lediglich erste Hinweise gegeben. Diese sind nicht als vollstindiges Untersuchungsprogramm zu
verstehen, sondern heben wichtige Aspekte nach jetzigem Einschatzungsstand heraus.

Arbeitsgruppe fiir Tierokologie und Planung (Filderstadt) Regionalverband Bodensee-Oberschwaben
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Fortschreibung Regionalplan Bodensee-Oberschwaben - Einschdtzung Konfliktpotenzial Schwerpunkte Ge-
werbeentwicklung / ggf. andere Bebauung (April/Mai 2020): Steckbriefe zu Einzelgebieten

Kressbronn — Industrie- und Gewerbegebiet Kappelenesch -
435-111
Haslach
. Relevanz
Potenzial/Bestand

Verbreitete europaische Vogelarten

Besonders wertgebende europ. Vogelarten?

Fledermause Anhang IV FFH-RL

Haselmaus Anhang IV FFH-RL

Amphibien-/Reptilienarten Anhang IV FFH-RL

Sonstige Tierarten des Anhangs IV FFH-RL

o o m Jdme >
e o o 0w

Sonstige besonders wertgebende Tierarten

g

FFH-Anhang |-Lebensraumtypen im FFH-Gebiet

FFH-Anhang lI-Art im FFH-Gebiet - ok

Hinweis: In Spalte A wird das Potenzial nach aktuellem Zustand der geplanten
Gewerbefliche eingeschditzt, in Spalte R ggf. Eintrdge im Hinblick auf angren-
zende Bestdnde oder besondere Sensibilitdt z. B. bezgl. Stérungen ergénzt
(ohne -). Es bedeuten (i. d. R. bezogen auf Fortpflanzungs- und Ruhestdtten):
W besonders relevant; ® in gréfierem Umfang; O in geringerem Umfang bzw.
mit geringerer Intensitdt; o unwahrscheinlich; - auszuschliefSen (oder sehr
unwabhrscheinlich / im vorliegenden Fall nicht priifungsrelevant). *mittelbar

Argen und Feuchtgebiete bei Neukirch und Langnau, Boden-

Afan el Sl RS seeuferlandschaft ostlich Friedrichshafen (jew. > 500 m)

Vogelschutzgebiete < 2 km Distanz: | -

Biotopverbund / wichtige Funkti- Suchraumkulisse landesweiter Biotopverbund Offenland
onsrdume It. fachgutachterlicher (Uberwiegend feucht) nur im weiteren Umfeld
Ausarbeitung:

Situation und Habitatpotenzial v. a. europarechtlich geschiitzter Arten und Natura 2000-Gebiete:

Ehemalige Kiesabbauflachen, teils bereits verfillt und rekultiviert, und umgebende landwirtschaftlich
genutzte Bereiche. Stark unterschiedliche Feuchteverhaltnisse mit bereichsweise ephemeren, teils
vermutlich dauerhaften Gewassern und typischer Feuchtgebietsvegetation, teils mittlere bis tro-
ckene Standorte mit Ruderalvegetation und in vglw. geringem Umfang verbliebenen Roh- und Ske-
lettboden. Im Westen zwei frische Schlamm-Absetzbecken. Einige Gewasser mit Schilf und Bin-
sen/Réhricht bewachsen. Uberwiegend an den Gebietsrandern auch iltere Geholz-/Baumbestinde,
meist Weidenarten. Am Nordrand mehrere Gebadude und Lagerhallen mit umgebendem Baum-
/Geholzbestand, im Siiden auf groRerer Flache Intensivobstplantagen.

Vorkommen zahlreicher gefidhrdeter oder hochgradig gefahrdeter Arten (Brutvégel, Uberwinte-
rungsgaste, Amphibien, unter letzteren Laubfrosch und Gelbbauchunke). Mehrjéhrig tradiertes Brut-
gebiet des landesweit vom Aussterben bedrohten Kiebitzes, der den Raum unter Einbezug von weite-
ren Flachen der Umgebung nutzt. Zustand fir diese Art aktuell sukzessionsbedingt unglinstig, aber
als naturschutzfachlich vorrangiges Entwicklungsgebiet im Rahmen des Artenschutzprogramms ein-
zustufen. Vorkommen weiterer Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie belegt oder zu erwarten.
Naturschutzfachlich auch unter weiteren Artengruppen (etwa Laufkafer, Libellen) Vorkommen riick-
laufiger oder gefahrdeter und stark gefahrdeter Arten zu erwarten.

L EinschlieRlich fiir den Gebietsschutz in Vogelschutzgebieten relevanter Arten (ggf. im Text prazisiert)
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Fortschreibung Regionalplan Bodensee-Oberschwaben - Einschdtzung Konfliktpotenzial Schwerpunkte Ge-
werbeentwicklung / ggf. andere Bebauung (April/Mai 2020): Steckbriefe zu Einzelgebieten

Artenpotenzial/nachgewiesene Arten (Auswahl)?:

Kiebitz, Bekassine (Uberwinterungsgebiet), Flussregenpfeifer, Neuntéter, Bluthdnfling, Rohrammer,

Rotmilan (Nahrungsgast), Zauneidechse, Ringelnatter, Laubfrosch, Gelbbauchunke, Nachtkerzen-

schwarmer

Hinweise fiir die weitere Planung?>:

Prifbedarf im artenschutzfachlichen/-rechtlichen Kontext vorrangig bezuglich gefahrdeter Brutvo-
gelarten und Uberwinterungsgésten, ggf. auch Rastvogelarten, dabei auch hinsichtlich Stérwirkungen
(insbes. Kulissen). Zudem in hohem Male beziiglich Amphibienarten, teils flir weitere Arten des An-
hangs IV der FFH-Richtlinie. Auch weitere Gruppen mit wertgebenden Arten sind zumindest stich-
probenhaft einzubeziehen (u. a. Laufkéafer, Libellen). Der Untersuchungsansatz muss Bezlige zu Fla-
chen des Umfelds (u. a. westlich der L 334) mit beriicksichtigen, insbesondere als Teillebensraum der
lokalen Population von Vogelarten. FFH-Vorprifung / -VP bzgl. Stickstoff-lmmissionen ggf. auf nach-
gelagerter Planungsebene notwendig.

Einschdtzung Konfliktpotenzial Artenschutz/Natura 2000 summarisch:

Hoch. Aufgrund des besonderen Artenspektrums und der Sensibilitat mehrerer Arten
gegenlber u. a. Kulissenwirkung Gber mehrere hundert Meter ware selbst bei Teilfachen-
inanspruchnahme von einer erheblicher Storwirkung im artenschutzrechtlichen Kontext speziell bei
mehreren Vogelarten auszugehen. Zudem Lebensraumverluste und -beeintrachtigungen streng ge-
schitzter Arten weiterer Artengruppen. Ein Funktionserhalt ist aller Voraussicht nach nicht vollstan-
dig zu erreichen. Aufgrund der betroffenen Arten ist eine Genehmigungsfahigkeit (auch im Rahmen
einer Ausnahme) artenschutzrechtlich nicht zu erwarten. Auf vorliegender Planungsebene ist das
Gebiet daher auszuschlieRen. Fiir Teile des Umfelds kann dies ebenfalls zutreffen. Natura 2000-
Gebiete erst im groReren Umfeld und allenfalls mittelbar betroffen (primar Stickstoff-Immissionen).

Unterschiedliche Standortbereiche von besonderer Bedeutung im Gebiet.

2 Essind i. d. R. nur Arten benannt, bei denen im Gebiet Fortpflanzungs- und Ruhestétten oder in Einzelféllen
essenzielle Nahrungsflachen erwartet werden kdnnen oder dokumentiert sind; evtl. Abweichungen sind je-
weils benannt. Konkret nachgewiesene Arten aus vorliegenden Daten oder Beobachtungen wahrend der Be-
gehung(en) sind unterstrichen. Es wird ausdricklich darauf hingewiesen, dass fir die Gebiete keine weiter
gehenden Bestandsaufnahmen erfolgt sind und die Listung nur exemplarischen Charakter hat.

3 Hier werden lediglich erste Hinweise gegeben. Diese sind nicht als vollstindiges Untersuchungsprogramm zu
verstehen, sondern heben wichtige Aspekte nach jetzigem Einschatzungsstand heraus.
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Fortschreibung Regionalplan Bodensee-Oberschwaben - Einschdtzung Konfliktpotenzial Schwerpunkte Ge-
werbeentwicklung / ggf. andere Bebauung (April/Mai 2020): Steckbriefe zu Einzelgebieten

436-201 Vogt - Ost — Erweiterung Gewerbegebiet
Potenzial/Bestand Relevanz
A R
Verbreitete europaische Vogelarten o °
Besonders wertgebende europ. Vogelarten? O °
Fledermause Anhang IV FFH-RL o °
Haselmaus Anhang IV FFH-RL o °
Amphibien-/Reptilienarten Anhang IV FFH-RL O O
Sonstige Tierarten des Anhangs IV FFH-RL O O
Sonstige besonders wertgebende Tierarten ° u
FFH-Anhang I-Lebensraumtypen im FFH-Gebiet - o
FFH-Anhang ll-Art im FFH-Gebiet - o*

Hinweis: In Spalte A wird das Potenzial nach aktuellem Zustand der geplanten
Gewerbefliche eingeschditzt, in Spalte R ggf. Eintrdge im Hinblick auf angren-
zende Bestdiinde oder besondere Sensibilitdt z. B. bezgl. Stérungen ergdnzt
(ohne -). Es bedeuten (i. d. R. bezogen auf Fortpflanzungs- und Ruhestdtten):
W besonders relevant; ® in gréfierem Umfang; O in geringerem Umfang bzw.
mit geringerer Intensitdt; o unwahrscheinlich; - auszuschliefSen (oder sehr
unwabhrscheinlich / im vorliegenden Fall nicht priifungsrelevant). *mittelbar

Altdorfer Wald (rd. 2 km), Feuchtgebiete bei Waldburg und

FFH-Gebiete < 2 km Distanz: KiRlegg (< 250 m)

Vogelschutzgebiete < 2 km Distanz: | -

Biotopverbund / wichtige Funkti- Kernraume und Suchraumkulisse des landesweiten Biotopver-
onsrdume It. fachgutachterlicher bunds Offenland (v. a. feucht) im Umfeld, v. a. im Siiden und
Ausarbeitung: Osten

Situation und Habitatpotenzial v. a. europarechtlich geschiitzter Arten und Natura 2000-Gebiete:

Von Griinland und Nadelwaldbestanden dominiert mit vorherrschend intensiver Nutzung. Sowohl im
Grinland wie auch im Wald jedoch Vernissungsbereiche und FlieRgewadsser/Graben mit teils typi-
scher Begleitvegetation und hohem weiteren Entwicklungspotenzial. Eher kleinflachig Alt- und Tot-
holzstrukturen v. a. bachbegleitend im Nordostteil des Waldes. Saulochbach und Langefurtbach mit
teils zufihrenden Graben entwéssern nach Osten/Nordosten.

Brutvorkommen von Feldvogeln mit gefahrdeten Arten im Gebiet selbst aktuell unwahrscheinlich,
zusatzlich im Offenland aber mglw. wichtige Funktion als Nahrungsflache fir WeiRstorch und Greif-
vogelarten sowie punktuell Reviere riicklaufiger oder auf der Vorwarnliste stehender Arten zu erwar-
ten. In einzelnen Bereichen Vorkommen der Zauneidechse moglich. Im Wald ist zumindest bereichs-
weise von Vorkommen u. a. gefdhrdeter Brutvogel- und Fledermausarten auszugehen (bei letzteren
ggf. nur Nahrungshabitate), obwohl tiberwiegend strukturarm. Aufgrund der FlieRgewésser (Bache
/Graben) und Verndssungsbereiche sind u. a. bei Insekten in Teilbereichen Vorkommen gefiahrdeter
und ricklaufiger Arten u. a. der Gewasserfauna, von Laufkafern, Tagschmetterlingen und Heuschre-
cken zu erwarten. Diesbeziglich wird auch ein hohes Entwicklungspotenzial im Gebiet gesehen, ins-
besondere im raumlich engen Kontext zum siidlich gelegenen Natura 2000-Gebiet.

L EinschlieRlich fiir den Gebietsschutz in Vogelschutzgebieten relevanter Arten (ggf. im Text prazisiert)
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Fortschreibung Regionalplan Bodensee-Oberschwaben - Einschdtzung Konfliktpotenzial Schwerpunkte Ge-
werbeentwicklung / ggf. andere Bebauung (April/Mai 2020): Steckbriefe zu Einzelgebieten

Artenpotenzial/nachgewiesene Arten (Auswahl)?:

Rotmilan (Nahrungsgast), Weillstorch (Nahrungsgast), Schwarzspecht, Haselmaus, Kleine Bartfleder-
maus (zumindest Nahrungshabitate), Grasfrosch, Gelbbauchunke, Zauneidechse (Teilbereiche des
Gebiets), Braunfleckiger Perlmutterfalter (Umfeld, nach vorl. Daten), ggf. wertgebende Arten der

kleineren FlieRgewasser (Libellen, Makrozoobenthos).

Hinweise fiir die weitere Planung?3:

Prifbedarf im artenschutzfachlichen/-rechtlichen Kontext vor allem beziglich Brutvogeln, Fleder-
mausen, Amphibien, wertgebender Insekten der Feuchtbereiche/Gewasser, sowie potenzieller Licht-
auswirkungen bzw. sonstiger Wirkfaktoren (wie Larm, Stickstoff) auf wertgebende/sensible Lebens-
raume und Arten vor allem des siidl. gelegenen Natura 2000-Gebietes. FFH-VP bzgl. Stickstoff- und
Lichtimmissionen sowie ggf. weiterer Wirkfaktoren auf nachgelagerter Planungsebene notwendig.

Einschdtzung Konfliktpotenzial Artenschutz/Natura 2000 summarisch:

Mittel (bis hoch). Die rot gekennzeichnete Flache (in Eingangsabbildung) ist zum aus-

reichend sicheren Schutz charakteristischer lichtsensibler Arten maligeblicher Lebens-

raumtypen des eng benachbarten Natura 2000-Gebiets (u. a. Pfeifengraswiesen It. Biotopkartierung)
zwingend auszuschlieBen. Diese Beurteilung gilt auch unter ggf. auf spaterer Planungsebene konkre-
tisierbaren technischen Vermeidungs- oder MinderungsmalRnahmen fiir ein Gewerbegebiet. Zumin-
dest in Teilabschnitten/Teilbereichen zudem erhebliche Beeintrachtigungen tber weitere Wirkfakto-
ren (Larm, Stickstoffeintrage) moglich, derzeit aber kein Ausschlusskriterium fir das Gesamtgebiet
erkennbar bzw. nahe liegend. Erganzend wird die Herausnahme der orange gefarbten Flache (s. Ein-
gangsabbildung) aufgrund naturschutzfachlicher Entwicklungspotenziale empfohlen (kann sich auf
nachgelagerter Planungsebene als zwingend erweisen). Im Fall des Vorkommens von Haselmaus
und/oder Gelbbauchunke kann die Notwendigkeit einer artenschutzrechtlichen Ausnahmeprifung
derzeit nicht ausgeschlossen werden; im Rahmen der Ausnahmeprifung ware sodann auch die Frage
moglicher Flachenalternativen zu klaren.

Offenland mit Verndssungsbereichen ostlich des Waldes (links), strukturreicherer Waldbereich (rechts).

2 Essind i. d. R. nur Arten benannt, bei denen im Gebiet Fortpflanzungs- und Ruhestétten oder in Einzelféllen
essenzielle Nahrungsflachen erwartet werden kdnnen oder dokumentiert sind; evtl. Abweichungen sind je-
weils benannt. Konkret nachgewiesene Arten aus vorliegenden Daten oder Beobachtungen wahrend der Be-
gehung(en) sind unterstrichen. Es wird ausdricklich darauf hingewiesen, dass fir die Gebiete keine weiter
gehenden Bestandsaufnahmen erfolgt sind und die Listung nur exemplarischen Charakter hat.

3 Hier werden lediglich erste Hinweise gegeben. Diese sind nicht als vollstindiges Untersuchungsprogramm zu
verstehen, sondern heben wichtige Aspekte nach jetzigem Einschatzungsstand heraus.

Arbeitsgruppe fiir Tierokologie und Planung (Filderstadt) Regionalverband Bodensee-Oberschwaben

108




	1  Vorbemerkung
	2 Kapitelübergreifende Anregungen
	Konsequenzen für den Planentwurf
	Zentrale Inhalte der Stellungnahmen
	Oberste Raumordnungsbehörde (WM), höhere Raumordnungsbehörde (RPT):
	Alle Plansätze wurden im Hinblick auf eine Übereinstimmung von Formulierung und Bindungswirkung geprüft und gegebenenfalls überarbeitet (siehe Anlage 1).
	WM:
	Die Übernahme von Zielen und Grundsätzen des LEP in den Regionalplanentwurf erfolgte je nach Thematik entweder als nachrichtliche Übernahme oder, wenn die Plansätze auch im Falle einer möglichen Fortschreibung des LEP Bestand haben sollen, als eigenständige Ziele und Grundsätze des Regionalplans. 
	WM:
	Die Begründung wurde gesamthaft im Hinblick auf eine Präzisierung des regionalen Bezugs überarbeitet.
	3 Zentrale Orte und Entwicklungsachsen (Kap. 2.2 und 2.3)
	Konsequenzen für den Planentwurf
	Zentrale Inhalte der Stellungnahmen
	WM:
	Satz 2 des Plansatzes wurde gestrichen, stattdessen wurde PS 2.2.4, Z (4) ergänzt (siehe Anlage 1).
	Die Begründung wurde präzisiert, insbesondere dahingehend, dass eine über die Eigenentwicklung hinausgehende Wohnbau- und Gewerbeentwicklung nicht zulässig ist (siehe Anlage 1).
	WM, Höhere Raumordnungsbehörde (RPT):
	PS 2.2.0, G (6) wurde überarbeitet. Im Sinne einer abgestimmten Raumentwicklung in den benachbarten Regionen wurde PS 2.3.0, G (3) ergänzt.
	WM:
	Kißlegg bleibt Kleinzentrum. Die Argumentation des WM ist trotz der Tatsache, dass die Regelung zur Einräumigkeit nur als Grundsatz im LEP festgelegt ist, nachvollziehbar.
	WM:
	Argenbühl bleibt nicht-zentraler Ort. Die Festlegung war zuvor bereits als Grenzfall (Einwohnerzahl, fehlender übergemeindlicher Verflechtungsbereich, Stärke des Siedlungs- und Versorgungskerns) eingestuft. Die Interpretation des WM ist daher überwiegend nachvollziehbar.Als Konsequenz wird der Abschnitt der regionalen Entwicklungsachse Wangen i.A. – Argenbühl – Isny i.A. nicht über Argenbühl geführt, sondern verbleibt wie im Regionalplan 1996 als Achse Wangen i.A. – Isny i.A.. 
	Gemeinde Hohentengen, Stellungnahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung:
	WM:
	Die Begründung zu PS 2.2.3 und PS 2.2.4 wurde gesamthaft überarbeitet.
	WM:
	Bei der Festlegung von Unter- und Kleinzentren wurde das Vorhandensein von Einrichtungen des Gesundheitswesens (Ärzte, Apotheken, Krankenhäuser, Kliniken etc.) als wichtiger Teil der zentralörtlichen Ausstattung geprüft. Die Begründung zu PS 2.2.3 und 2.2.4 wurde diesbezüglich präzisiert.
	WM, RPT:
	Der Plansatz wurde gestrichen, da die wesentlichen darin formulierten Ziele bereits in den PS 2.2.4, Z (4), PS 2.4.0, Z (1) und PS 2.4.2, Z (1) enthalten sind. Weitere diesbezügliche Regelungen werden in den PS 2.2.0, G (1), PS 2.2.0, G (3), PS 2.3.0, G (2) getroffen.
	WM, RPT:
	Die regionalen Entwicklungsachsen Friedrichshafen – Meersburg – Überlingen und Meckenbeuren – Tettnang – Kressbronn a. B. wurden gestrichen. Der Abschnitt der Landesentwicklungsachse Friedrichshafen – Meckenbeuren – Ravensburg wurde in Friedrichshafen – Meckenbeuren / Tettnang – Ravensburg geändert.
	WM, RPT:
	Die Bedeutung der Siedlungsentwicklung in Zentralen Orten und Siedlungsbereichen an Entwicklungsachsen wurde in der Begründung zu PS 2.3.1 und PS 2.3.2 präzisiert.
	4 Siedlungsentwicklung (Kap. 2.4)
	Konsequenzen für den Planentwurf
	Zentrale Inhalte der Stellungnahmen
	WM, RPT und andere:
	Durch Ergänzung und Präzisierung von Plansätzen und Begründung wurden die Themen an verschiedenen Stellen des Regionalplans aufgegriffen (Festlegung der Unter- / Kleinzentren und Entwicklungsachsen, Höhe der Flächenbedarfe, Werte zur Einwohnerdichte, Anzahl der Siedlungsbereiche, Anzahl und Größe der Schwerpunkte für Industrie / Gewerbe etc.). Insbesondere wurden die PS 2.2.4, Z (4), PS 2.4.0, G (4), PS 2.4.0 G (8), PS 2.4.1, G (1), PS 2.4.1, Z (3), PS 2.4.1, G (7), PS 2.5.0, G (2) , PS 2.5.0, Z (3) , PS 2.6.0, G (4) und PS 2.6.0, Z (5) ergänzt sowie die PS 2.2.3, Z (1), PS 2.2.4, Z (1), PS 2.3.2, Z (1), PS 2.4.0, Z (2), PS 2.4.0, Z (7), PS 2.4.1, G (2) , PS 2.4.1, Z (4), PS 2.4.1, Z (5), PS 2.4.1, G (6), PS 2.4.1, Z (8), PS 2.4.1, Z (9), PS 2.4.2, Z (1), PS 2.4.2, Z (2), PS 2.4.3, Z (3), PS 2.5.1, Z (2) , PS 2.6.0, Z (3), PS 2.6.1, Z (2), PS 2.6.1, Z (3) geschärft. Die Gesamtfläche der festgelegten Schwerpunkte für Industrie und Gewerbe wurde von ca. 940 ha auf ca. 800 ha reduziert.
	WM, RPT:
	Der PS wurde als Ziel festgelegt, die Formulierung präzisiert.
	WM, RPT:
	Der Plansatz wurde gestrichen, stattdessen wurde PS 2.4.0, N (6) (Wortlaut des PS 3.1.6 (Z) LEP) ergänzt.
	RPT:
	Plansatz und Begründung wurden überarbeitet. Insbesondere die Orte zur Entlastung des Bodenseeuferbereichs vom zunehmenden Siedlungsdruck wurden in der Begründung benannt. PS 2.4.0, G (8) wurde ergänzt.
	RPT:
	Der Begriff „vorrangig“ wurde aus dem PS gestrichen.
	WM, RPT und andere:
	Die Berechnung des Wohnbauflächenbedarfs wurde auf Basis der neuen Bevölkerungsvorausrechnung des Statistischen Landesamts BW (Basisjahr 2017) aktualisiert. Im Ergebnis wird der Bedarfswert bis 2035 von 1.100 ha auf 1.000 ha gesenkt. Die Plansätze und Begründung zu PS 2.4.1 wurden präzisiert, insbesondere hinsichtlich der Höhe der Zuschläge, der Abgrenzung zwischen regionalen und kommunalen Bedarfen und der Bedarfsermittlung für Gemeinden mit Beschränkung auf Eigenentwicklung.
	WM, RPT und andere:
	Die Werte zur Mindest-Bruttowohndichte wurden unter Berücksichtigung neuer Erkenntnisse des Wohndichte-Monitorings der Arbeitsgemeinschaft der Regionalverbände (Ermittlung der Wohndichte anhand von Plänen der verbindlichen Bauleitplanung im Zeitraum 2018-2019 in der Region durch den Regionalverband Bodensee-Oberschwaben) überarbeitet. Die Werte innerhalb der Schwerpunkte des Wohnungsbaus wurden als Ziel, die übrigen Werte als Grundsatz festgelegt (siehe PS 2.4.1, Z (5) und PS 2.4.1, G (6)). Auf eine Differenzierung zwischen Kernorten und Umland wurde verzichtet, da es sich bei den Dichtewerten grundsätzlich um Mittelwerte für die gesamte Gemeinde handelt und eine räumliche Unterteilung die praktische Handhabung erschwert. Die Begründung zu den genannten Plansätzen wurde präzisiert, insbesondere hinsichtlich der Abweichung gegenüber den Landeswerten des Hinweispapiers zur Plausibilitätsprüfung der Bauflächenbedarfsnachweise und der Anwendung im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung.
	RPT:
	Der Plansatz wurde als Ziel festgelegt, die Formulierung im neuen PS 2.4.1, Z (8) präzisiert. 
	WM, RPT:
	Der PS wurde als Ziel festgelegt, differenziert für Wohnen (PS 2.4.0, Z (4)) und Industrie / Gewerbe (PS 2.4.0, Z (9)). Die Formulierung der Plansätze wurde präzisiert. 
	RPT:
	Die Thematik wurde im neuen PS 2.4.1, G (7) aufgegriffen. In der Begründung wurde die Höhe des prognostizierten kommunalen Gewerbeflächenbedarfs auf Landkreisebene präzisiert, auch vor dem Hintergrund, die Unterdeckung des Landkreises Bodenseekreis durch zusätzliche Industrie- und Gewerbeflächen in den Landkreisen Ravensburg und Sigmaringen auszugleichen. 
	WM, RPT und andere:
	Die Siedlungsbereiche Waldburg (aufgrund der Entfernung vom Oberzentrum Ravensburg / Weingarten) und Bermatingen (aufgrund geringer Siedlungsentwicklungspotenziale) wurden gestrichen. Die Begründung zu PS 2.4.2 wurde präzisiert.
	WM, RPT:
	Die genannten Plansätze wurden präzisiert, der geforderte Bezug zwischen den Plansätzen ergänzt. Zudem erfolgten redaktionelle Anpassungen, die sich aus der geänderten Festlegung der Unter- und Kleinzentren ergeben.
	RPT:
	Der PS wurde als Ziel festgelegt, die Formulierung wurde bezüglich der Sonderfälle Kressbronn a.B. und Meersburg präzisiert.
	5 Schwerpunkte des Wohnungsbaus (Kap. 2.5)
	Konsequenzen für den Planentwurf
	Zentrale Inhalte der Stellungnahmen
	Stadt Aulendorf:
	Der vorgeschlagene Standort wurde als neuer Schwerpunkt des Wohnungsbaus in den Regionalplan Anhörungsentwurf 2020 aufgenommen (siehe Anlage 3). Die Stärkung des neuen Unterzentrums Aulendorf, die Lage in Bahnhofsnähe in Verbindung mit der Funktion Aulendorfs als Bahnknotenpunkt und die Umnutzung einer teilweise bereits versiegelten Fläche sprechen für den Standort. Der Umweltbericht wurde aktualisiert, insbesondere wurde die vertiefte Umweltprüfung um den Standort Aulendorf ergänzt (siehe Anlage 4).
	RPT:
	Das Zusammenspiel von regionaler und kommunaler Wohnbauflächenentwicklung wurde durch die neuen PS 2.5.0, G (2) und PS 2.5.0, Z (3) konkretisiert. Die Begründung wurde diesbezüglich präzisiert.
	RPT:
	Die Begründung zu PS 2.5.0 und 2.5.1 wurde diesbezüglich ergänzt.
	WM:
	Die Begründung zu PS 2.5.0 und 2.5.1 wurde diesbezüglich ergänzt.
	RPT:
	Die Begründung zu PS 2.5.0 und 2.5.1 wurde diesbezüglich präzisiert.
	6 Schwerpunkte für Industrie und Gewerbe (Kap. 2.6)
	Konsequenzen für den Planentwurf
	Zentrale Inhalte der Stellungnahmen
	WM, RPT und andere:
	Zur Verringerung der Flächeninanspruchnahme sowie aufgrund der Ergebnisse eines vom Regionalverband beauftragten naturschutzfachlichen Gutachtens (Büro Traunter1), aufgrund von Zielkonflikten mit dem LEP sowie neuer Datengrundlagen wurden einige Vorranggebiete für Industrie und Gewerbe gestrichen, verkleinert oder geändert (siehe PS 2.6.1, Z (2)). Die Gesamtfläche aller Schwerpunkte für Industrie und Gewerbe wurde um ca. 140 ha reduziert und beträgt nun ca. 800 ha.
	RPT:
	Die Ausführungen wurden aus dem Plansatz gestrichen und stattdessen in der Begründung präzisiert.
	RPT:
	Der Plansatz wurde präzisiert.
	WM:
	Der Plansatz wurde als Ziel festgelegt.
	WM, RPT und andere:
	Der Plansatz bzgl. zusätzlicher kommunaler Gewerbeflächen wurde gestrichen. Zur Präzisierung des Zusammenspiels von regionaler und kommunaler Gewerbeflächenentwicklung wurde PS 2.6.0, Z (5) ergänzt und die Begründung überarbeitet, insbesondere hinsichtlich der Erläuterung der vorhandenen Potenziale.PS 2.6.0, G (4) (effiziente Flächennutzung) wurde ergänzt.
	WM, RPT und andere:
	In PS 2.6.1, Z (1) wurde der Aspekt der interkommunalen Entwicklung gestrichen. Stattdessen wurde PS 2.6.1, Z (3) diesbezüglich präzisiert.
	Industrieverband Steine und Erden BW:
	PS 2.6.0, G (6) wurde ergänzt. Die Art der Nutzung der Industriegebiete wurde offen formuliert (keine Bezugnahme auf Anlagen der Rohstoffindustrie).
	Industrieverband Steine und Erden BW:
	PS 2.6.0, G (7) wurde ergänzt, der auf die zugehörigen Plansätze des Kapitels 3.4 (Gebiete für den Abbau oberflächennaher Rohstoffe und Gebiete zur Sicherung von Rohstoffen) verweist.
	WM:
	Das Thema Konversion wurde in der Begründung präzisiert (Standorte Hohentengen und Sigmaringen).
	WM, RPT:
	RPT und andere:
	Das FFH-Gebiet wurde aus dem Vorranggebiet ausgenommen.
	RPT und andere:
	Der Streuobstbestand wurde aus dem Vorranggebiet ausgenommen.
	RPT und andere:
	Der Südteil des Standorts wurde gestrichen (siehe Anlage 3). Das naturschutzfachliche Gutachten des Büros Trautner (s.o.) hat für diesen Teil des Vorranggebiets artenschutzfachliche Ausschlussgründe erkannt (siehe Anlage 5).
	RPT und andere:
	Der Standort wurde im naturschutzfachlich kritischen Bereich um ca. 1,5 ha verkleinert. Das Gutachten des Büros Trautner (s.o.) hat für diesen Teil des Vorranggebiets artenschutzfachliche Ausschlussgründe erkannt (siehe Anlage 5).
	RPT und andere:
	Der Standort wurde gestrichen. Stattdessen wurde das Vorranggebiet Leutkirch i.A. (Riedlings, s.u.) ergänzt.
	Stadt Leutkirch i.A.:
	Der Standort wurde als neuer Schwerpunkt für Industrie und Gewerbe in den Regionalplanentwurf aufgenommen (siehe Anlage 3). Insbesondere die Vorbelastung durch einen holzverarbeitenden Betrieb, darüber hinaus aber auch die interkommunale Ausrichtung mit Beteiligung der Städte Bad Wurzach und Leutkirch i.A. sowie die Lage an der B 465 und die Nähe zur Autobahn A 96 sprechen für den Standort. Der Umweltbericht wurde aktualisiert, insbesondere wurde die vertiefte Umweltprüfung um den Standort Riedlings ergänzt (siehe Anlage 4).
	RPT und andere:
	Der Standort wurde gestrichen. Ergänzend zur Einschätzung des RPT hat das naturschutzfachliche Gutachten des Büros Trautner (s.o.) für Teile des Vorranggebiets artenschutzfachliche Ausschlussgründe erkannt (siehe Anlage 5).
	WM, RPT:
	Der Standort wurde gestrichen. Wesentliche Standroteignungskriterien (siehe Begründung zu PS 2.6.0 und 2.6.1) werden nicht erfüllt. Zudem sind Teilflächen aus topographischen Gründen schwer entwickelbar.
	Stadt Meßkirch:
	Da ein Großteil des im Anhörungsentwurf 2019 festgelegten Vorranggebiets in Meßkirch inzwischen bebaut oder bereits verkauft ist und eine Erweiterung in westlicher Richtung aufgrund einer Leitungstrasse erschwert wird, wurde die bisherige Fläche größtenteils gestrichen und stattdessen eine nach Süden gerichtete Erweiterungsfläche als geändertes Vorranggebiet für Industrie und Gewerbe (Industriepark Nördlicher Bodensee) festgelegt (siehe Anlage 3). Die Größe der neuen Fläche beträgt ca. 28 ha (zuvor ca. 42 ha).Der Umweltbericht wurde aktualisiert, insbesondere die vertiefte Umweltprüfung für den Standort Meßkirch (siehe Anlage 4).
	Stadt Sigmaringen:
	Die vorgeschlagene Änderung wurde in den Regionalplanentwurf aufgenommen (siehe Anlage 3). Die zusätzliche Teilfläche war bereits im Anhörungsentwurf 2019 als spätere Erweiterungsoption (Alternativenprüfung) vorgesehen.Der Umweltbericht wurde aktualisiert, insbesondere die vertiefte Umweltprüfung für den Standort Sigmaringen (siehe Anlage 4).
	WM, RPT:
	Der Plansatz wurde gestrichen, die Begründung diesbezüglich überarbeitet. Das Verfahren zur Abweichung von PS 3.1.6 (Z) LEP und PS 3.1.9 (Z) LEP (Anbindegebot) wird parallel zum zweiten Anhörungsverfahren der Regionalplan-Fortschreibung fortgeführt. Es betrifft nun die vier Standorte Friedrichshafen (Hirschlatt), Kißlegg (Interkommunales Gewerbegebiet Waltershofen - IKOWA), Leutkirch i.A. (Riedlings) und Pfullendorf (Wattenreute). Der Standort Bad Wurzach (Brugg) wurde durch Leutkirch i.A. (Riedlings) ersetzt. Der Standort Amtzell / Wangen i.A. (Herfatz) erfüllt durch den Wegfall des Südteils des ursprünglich geplanten Vorranggebiets nun das Anbindegebot.



